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Vorlagenummer: FB 61/1048/WP18 
Öffentlichkeitsstatus:  öffentlich 
Datum: 10.12.2024 

Bebauungsplan Nr. 976 – Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet - 
 hier: - Bericht über das Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 (1) BauGB;  
- Bericht über das Ergebnis der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (1) 
BauGB; 
- Aufstellungsbeschluss und Beschluss über die Veröffentlichung im 
Internet sowie die öffentliche Auslegung 

Vorlageart: Entscheidungsvorlage 
Federführende Dienststelle: FB 61 - Fachbereich Stadtentwicklung und Stadtplanung  
Beteiligte Dienststellen:  
Verfasst von: DEZ III, FB 61/400 
Ziele: nicht eindeutige Klimarelevanz 

Beratungsfolge: 
Datum Gremium Zuständigkeit 

26.03.2025 Bezirksvertretung Aachen-Brand Anhörung/Empfehlung 
08.05.2025 Planungsausschuss Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 
Die Bezirksvertretung Aachen-Brand nimmt den Bericht der Verwaltung über das Ergebnis der Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 und der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zur Kenntnis. 
Sie empfiehlt dem Rat, nach Abwägung der privaten und öffentlichen Belange, die Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden zur frühzeitigen Beteiligung, die nicht berücksichtigt werden konnten, 
zurückzuweisen. 
Des Weiteren empfiehlt sie dem Planungsausschuss, gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung und gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB die Veröffentlichung im Internet sowie zusätzlich die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanes Nr. 976 - Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet - in der vorgelegten Fassung zu 
beschließen. 
 
Der Planungsausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung über das Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 und der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zur Kenntnis. 
Er empfiehlt dem Rat, nach Abwägung der privaten und öffentlichen Belange, die Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden zur frühzeitigen Beteiligung, die nicht berücksichtigt werden konnten, 
zurückzuweisen. 
Er beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die Veröffentlichung im 
Internet sowie zusätzlich die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 976 - Im Ginster / Erweiterung 
Gewerbegebiet - in der vorgelegten Fassung. 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 

 JA NEIN  
 

 
X  

 
 

 
Investive 

Auswirkungen 
Ansatz 
20xx 

Fortgeschrieben
er Ansatz 20xx 

Ansatz 20xx 
ff. 

Fortgeschrieben
er Ansatz 20xx ff. 

Gesamtbedarf 
(alt) 

Gesamt-
bedarf (neu) 

Einzahlungen 0 0 0 0 0 0 

Auszahlungen 0 0 0 0 0 0 

Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

+ Verbesserung / 
- Verschlechterung 0 0 

 Deckung ist gegeben/ keine 
ausreichende Deckung vorhanden 

Deckung ist gegeben/ keine 
ausreichende Deckung vorhanden 

 

 
konsumtive 

Auswirkungen 
Ansatz 
20xx 

Fortgeschrieben
er Ansatz 20xx 

Ansatz 20xx 
ff. 

Fortgeschrieben
er Ansatz 20xx ff. 

Folge-kosten 
(alt) 

Folge-kosten 
(neu) 

Ertrag 0 0 0 0 0 0 
Personal-/ 

Sachaufwand 0 0 0 0 0 0 

Abschreibungen 0 0 0 0 0 0 

Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

+ Verbesserung / 
- Verschlechterung 0 0 

 Deckung ist gegeben/ keine 
ausreichende Deckung vorhanden 

Deckung ist gegeben/ keine 
ausreichende Deckung vorhanden 

 

 
Weitere Erläuterungen (bei Bedarf): 
Keine 
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Klimarelevanz: 
Bedeutung der Maßnahme für den Klimaschutz/Bedeutung der Maßnahme für die  
Klimafolgenanpassung (in den freien Feldern ankreuzen) 
Zur Relevanz der Maßnahme für den Klimaschutz 
Die Maßnahme hat folgende Relevanz: 

keine positiv negativ nicht eindeutig 
   X 

 
Der Effekt auf die CO2-Emissionen ist: 

gering mittel groß nicht ermittelbar 
   X 

 
Zur Relevanz der Maßnahme für die Klimafolgenanpassung 
Die Maßnahme hat folgende Relevanz: 

keine positiv negativ nicht eindeutig 
   X 

 
Größenordnung der Effekte 
Wenn quantitative Auswirkungen ermittelbar sind, sind die Felder entsprechend anzukreuzen. 
 
Die CO2-Einsparung durch die Maßnahme ist (bei positiven Maßnahmen): 

gering    unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels) 
mittel    80 t bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels) 
groß    mehr als 770 t / Jahr  (über 1% des jährl. Einsparziels) 

 
Die Erhöhung der CO2-Emissionen durch die Maßnahme ist (bei negativen Maßnahmen): 

gering    unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels) 

mittel    80 bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels) 

groß    mehr als 770 t / Jahr (über 1% des jährl. Einsparziels) 
 
Eine Kompensation der zusätzlich entstehenden CO2-Emissionen erfolgt: 
    vollständig 
    überwiegend (50% - 99%) 
    teilweise (1% - 49 %) 

   nicht 

 X  nicht bekannt 
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Erläuterungen: 
 
1. Bisheriger Verlauf des Planverfahrens  
Vorlage Vorlagennummer Gremium Datum 

Planungsausschuss 12.01.2017 
Programmberatung FB 61/0599/WP17 Bezirksvertretung Aachen-Brand 01.02.2017 

Planungsausschuss 10.10.2019 
erneute Programmberatung FB 61/1260/WP17 Bezirksvertretung Aachen-Brand 30.10.2019 

Planungsausschuss 02.04.2020 
ergänzende Programmberatung FB 61/1388/WP17 Bezirksvertretung Aachen-Brand 29.04.2020 

Bezirksvertretung Aachen-Brand 20.03.2024 
Sachstandsbericht FB 61/0859/WP18 Planungsausschuss 21.03.2024 
 
Bereits seit mehreren Jahrzehnten sind im Flächennutzungsplan der Stadt Aachen, östlich angrenzend an das 
bestehende Gewerbegebiet Brand Nord, größere landwirtschaftliche Flächen als gewerbliche Bauflächen 
dargestellt. Im Zuge der Neufassung des Flächennutzungsplans Aachen*2030 wurden diese auf eine rund 9 ha 
große Fläche zwischen der Straße Im Ginster, der Autobahn 44 und dem Sebastianusweg verkleinert. 
 
Nach Empfehlung der Bezirksvertretung Aachen-Brand beauftragte der Planungsausschuss die Verwaltung 
bereits im Januar 2017, für den o.g. Bereich einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan für die Entwicklung von 
Gewerbeflächen zu erarbeiten (Vorlage FB 61/0599/WP17). Der vorgesehene Geltungsbereich des 
Bebauungsplans umfasste jedoch nur einen 0,8 ha großen Teilbereich der im FNP dargestellten Flächen am 
Ende der Straße Im Ginster angrenzend an das Betriebsgelände der Firma Baustoffe Geulen GmbH und Co KG. 
Ziel war es, im Vorgriff auf eine mögliche künftige großflächigere Erweiterung des Gewerbegebietes, den Bau 
von Lagerflächen für eine betriebliche Erweiterung des Baustoffhandels Geulen zu ermöglichen, um die 
Betriebsstätte langfristig zu sichern. 
 
Im Frühjahr 2020 schlug die Verwaltung im Rahmen einer ergänzenden Programmberatung vor, den 
Bebauungsplan für einen 3,35 ha großen Bereich aufzustellen, der neben den Flächen der Firma Geulen noch 
weitere landwirtschaftliche Flächen für die Entwicklung zu Gewerbeflächen umfasste. Der Planungsausschuss 
und die Bezirksvertretung Brand beauftragten in ihren Sitzungen am 02.04.2020 und am 29.04.2020 die 
Verwaltung, für diesen Bereich einen Bebauungsplan zu erarbeiten und hierzu die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen (Vorlage FB 61/1388/WP17). 
 
Da eine Entwicklung des größeren Bebauungsplangebiets derzeit nicht sinnvoll ist, schlägt die Verwaltung vor, 
das Plangebiet auf die Grundstücke der Firma Baustoffe Geulen zu verkleinern und als Bebauungsplan mit 
städtebaulichem Vertrag nach § 11 BauGB fortzuführen. Das Unternehmen konnte zwischenzeitlich weitere 
Liegenschaften erwerben, so dass sich nun ein rund 1,6 ha großer Bereich ergibt. Die Firma verpflichtet sich im 
Rahmen eines städtebaulichen Vertrags zur Übernahme sämtlicher anfallenden Kosten und hat die notwendigen 
Untersuchungen sowie die Unterlagen für die Aufstellung des Bebauungsplans in Abstimmung mit der 
Verwaltung erstellt. 
 
2. Bericht über das Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB fand statt in der Zeit vom 20.03.2017 bis 
31.03.2017. Aufgrund der o.g. Änderung des Geltungsbereichs und der Planungsziele wurde in der Zeit vom 
02.06.2020 bis 26.06.2020 eine erneute frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
durchgeführt.  
 
Im Zuge der beiden Beteiligungen sind insgesamt 10 abwägungsrelevante Eingaben eingegangen. Zu den 
wichtigsten genannten Themen gehören der Umweltschutz in Form von einem Erhalt des vorhandenen 
Baumbestands, dem Schutz der wertvollen Böden im Plangebiet, dem Artenschutz und dem Schutz des 
Landschaftsbilds. Darüber hinaus wurden Sorgen bezüglich einer möglichen Erhöhung des Verkehrsaufkommens 
genannt. 
 
Die genannten Themen sind teilweise durch die geringen Plangebietsgröße von untergeordneter Bedeutung. Die 

5 von 146 in Zusammenstellung



    

Vorlage FB 61/1048/WP18 der Stadt Aachen Fassung vom 06.03.2025 Seite: 6/7 
 

relevanten Themen wurden durch Gutachten näher untersucht und es wurden Maßnahmen zur Minderung in den 
Bebauungsplan aufgenommen, wie eine Eingrünung des Plangebiets, eine geringere Versiegelung oder 
Ausgleichsmaßnahmen. Die schriftlichen Eingaben der Bürger*innen sowie die Stellungnahmen der Verwaltung 
hierzu sind der Vorlage als Anlage (Abwägungsvorschlag Öffentlichkeitsbeteiligung) beigefügt. 
 
3. Bericht über das Ergebnis der Beteiligung der Behörden 
Parallel wurden in den o.g. Zeiträumen gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die von der Planung berührten Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange am Verfahren beteiligt. Es sind insgesamt 17 abwägungsrelevante 
Anregungen eingegangen, die sich unter anderem auf die Themen Umweltschutz, Leitungstrassen, 
Denkmalschutz und Verkehr beziehen. 
 
Die Anregungen führten teilweise zu näheren Untersuchungen. Eine Anpassung der Planung wurde nicht 
erforderlich. Die Eingaben der Behörden sowie die Stellungnahmen der Verwaltung hierzu sind der Vorlage 
ebenfalls als Anlage (Abwägungsvorschlag Behörden) beigefügt 
 
4. Klimanotstand 
Gemäß dem gesamtstädtischen Klimagutachten der Stadt Aachen ist das Plangebiet dem Klimatop 
‚Freilandklima‘ mit Windoffenheit und einer intensiven Kalt- bzw. Frischluftproduktion zuzuordnen. Die 
Kaltluftvolumina werden entsprechend dem Geländegefälle Richtung Brander Bach als Nebenbach des oberen 
Haarbaches geleitet. Gemäß der Karte der Planungsempfehlungen des gesamtstädtischen Klimagutachtens 
sollten die bestehenden Bebauungsgrenzen eingehalten werden, um die Kaltluftbahnen sowie 
Kaltluftproduktionsflächen zu erhalten. Gemäß dem Klimaanpassungskonzept der Stadt Aachen (2014) liegt das 
Plangebiet in der ‚Belüftungsbahn Stadtklima‘ und wird in der Planungshinweiskarte in die Schutzzone I ‚Erhalt 
besonderer kühlleistungsstarker und schützenswerter Böden‘ eingestuft. 
 
Zur Erhaltung bestehender Frischluftbahnen sollen geschlossene hochbauliche Anlagen im Plangebiet 
ausgeschlossen werden. Anlagen für die Lagerhaltung werden in der Höhe begrenzt. Durch die Versiegelung 
heute landwirtschaftlich genutzter Flächen wird die Verdunstungsrate und die Kaltluftbildung reduziert. Um die 
negativen klimatischen Auswirkungen zu minimieren, wird die Begrenzung der Versiegelung auf 69 % des 
Plangebietes vertraglich geregelt. 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Gebäude vorgesehen, deren Dächer mit Photovoltaik- oder 
Solarthermieanlagen versehen werden könnten. Die geplanten baulichen Anlagen sollen zwar teilweise eine 
Überdachung erhalten (überdachte Regale, überdachte Schüttgutboxen), diese ist jedoch aus statischen 
Gründen nicht für die Installation von Solaranlagen geeignet. Außerdem würde die Leistungsfähigkeit der 
Anlagen aufgrund der mit der geplanten Nutzung als Lager für Baustoffe einhergehenden Staubentwicklung 
eingeschränkt werden. Freiflächen-Solaranlagen sind aufgrund der geplanten Nutzung des Plangebietes als 
Lagerflächen für Baustoffe ebenfalls nicht praktikabel. Insgesamt ist das Plangebiet somit nicht für die solare 
Wärme- und Energiegewinnung geeignet.  
 
Die unversiegelten landwirtschaftlichen Flächen gehen mit der Umsetzung des Bebauungsplanes überwiegend 
verloren. Lediglich im Bereich der geplanten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern findet 
aufgrund der Bepflanzung mit Blühstreifen, Gehölzen sowie einzelnen Bäumen bei gleichzeitiger Aufgabe der 
intensiven landwirtschaftlichen Nutzung eine Aufwertung statt. 
 
5. Städtebaulicher Vertrag 

Vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplans wird zwischen der Stadt Aachen und dem Grundstückseigentümer 
ein städtebaulicher Vertrag gemäß § 11 BauGB abgeschlossen. Der Vertrag beinhaltet über die Festsetzungen 
des Bebauungsplans hinaus ergänzende Regelungen, wie beispielsweise verbindliche Vereinbarungen über 
folgende Aspekte:  

• Ausgleichsmaßnahmen gemäß Umweltbericht auf den Flurstücken Gemarkung Brand, Flur 13, 
Parzellen 145 und 730 in unmittelbarer Nähe des Plangebiets 

• Regelungen zur Entwässerung, insbesondere des notwendigen Leitungsbaus unterhalb eines 
städtischen Wirtschaftsweges zwecks Einleitung von unbelastetem Niederschlagswasser in den Brander 
Bach  

• Begrenzung der Versiegelung des Plangebietes auf maximal 69 % 
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• Anpflanzungen gemäß Grünordnungsplan und Baumbilanz 
 
Der Vertrag wird nach Beschluss der Veröffentlichung im Internet und öffentlichen Auslegung mit dem 
Grundstückseigentümer abgestimmt. 
 
6. Aufstellungsbeschluss und Beschluss über die Veröffentlichung im Internet sowie die öffentliche 

Auslegung  
Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 976 – Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet – soll die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen schaffen für die Errichtung von Lagerflächen für Baustoffe, die sich derzeit 
auf dem Betriebsgrundstück westlich der Straße Im Ginster befinden. Dies würde die Errichtung eines Neubaus 
als Ersatz für das jetzige Betriebsgebäude ermöglichen, was nach dem dort gültigen Bebauungsplan Nr. 624 – 
Autobahn / Nordstraße – planungsrechtlich möglich ist. Abgesehen von Trennwänden für die Lagerung von 
Schüttgütern und Überdachungen von witterungsempfindlichen Baustoffen in begrenzter Höhe ist die Errichtung 
von Gebäuden im Bereich des Bebauungsplans Nr. 976 nicht zulässig. Zudem wird eine Eingrünung der Flächen 
festgesetzt, um eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zu vermeiden. Darüber hinaus werden Flächen für 
Stellplätze und ein Regenrückhaltebecken festgesetzt.  
Der Ausschuss für Umwelt und Klimaschutz hat in seiner Sitzung am 03.12.2024 dem Planungsausschuss die 
Integration des Umweltberichtes in die Begründung des Bebauungsplans empfohlen. Darüber hinaus hat er den 
Grünordnungsplan für den Bebauungsplan beschlossen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung entspricht die geplante Nutzung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. Unter 
Berücksichtigung der Festsetzungen und der vorgesehenen vertraglichen Regelungen sind durch die Umsetzung 
des Bebauungsplanes keine erheblichen negativen Auswirkungen für die Umwelt zu erwarten. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, für den Bebauungsplan 976 - Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet - den 
Aufstellungsbeschluss zu fassen und den Bebauungsplanentwurf in der vorliegenden Form im Internet zu 
veröffentlichen sowie zusätzlich öffentlich auszulegen. Die Veröffentlichung im Internet gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
wird nach den Regelungen des novellierten BauGB durchgeführt. Die Verwaltung sieht eine Veröffentlichung im 
Internet und eine zusätzliche öffentliche Auslegung im Verwaltungsgebäude am Marschiertor vor. Die Unterlagen 
werden über das zentrale Internetportal des Landes NRW unter www.beteiligung.nrw.de zugänglich gemacht. Die 
zum Bebauungsplan erstellten Gutachten werden ebenfalls im Internet veröffentlicht und öffentlich ausgelegt. 
 
Anlage/n: 
1 - 01 Übersicht (öffentlich) 

 
2 - 02 Luftbild (öffentlich) 

 
3 - 03 Rechtsplan Entwurf (öffentlich) 

 
4 - 04 Schriftliche Festsetzungen (öffentlich) 

 
5 - 05 Begründung (öffentlich) 

 
6 - 06 Abwägung Öffentlichkeit (öffentlich) 

 
7 - 07 Abwägung Behörden (öffentlich) 

 
8 - 08 Checkliste Klimaschutz und Kilmaanpassung (öffentlich) 

 
9 - 09 Grünordnungsplan (öffentlich) 

 
10 - 10 Baumbilanzplan (öffentlich) 

 
 
 
[Dokumentende] 
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1 : 
GEMARKUNG Brand

FLUR 25

500

BEBAUUNGSPLAN NR.

Im Auftrag:

Die Oberbürgermeisterin

Aachen, den

Planes beschlossen.
§ 3 (2) BauGB die Veröffentlichung im Internet dieses 
gemäß § 2 (1) BauGB die Aufstellung und gemäß
Der Planungsausschuss hat in der Sitzung am

Im Auftrag:

Die Oberbürgermeisterin

Aachen, den

im Internet veröffentlicht worden.
bisvom

Dieser Plan ist gemäß § 3 (2) BauGB in der Zeit

Zusätzlich hat dieser Plan gemäß §3 (2) BauGB          
in der Zeit vom              bis                  
öffentlich ausgelegen.

Im Auftrag:
Die Oberbürgermeisterin

Aachen, den

öffentlich ausgelegen.
bisvom

Anwendung des § 3 (2) BauGB in der Zeit
Der geänderte Plan hat gemäß § 4a (3) BauGB in
ändert worden. Die Änderungen sind eingetragen.
Dieser Plan ist aufgrund von Stellungnahmen ge- Dieser Plan ist gemäß § 10 (1) BauGB vom Rat

der Stadt Aachen am     als Satzung
beschlossen worden.

Aachen, den

Die Oberbürgermeisterin
In Vertretung: Oberbürgermeisterin

Aachen, den

Es wird bestätigt, dass der Bebauungsplan den Ratsbeschlüssen entspricht
und dass alle Verfahrensvorschriften bei dem Zustandekommen beachtet
worden sind.

Im Auftrag:

Die Oberbürgermeisterin

Aachen, den

Satzungsbeschlusses in Kraft getreten.
erfolgten Bekanntmachung des

Dieser Plan ist gemäß § 10 (3) BauGB mit der am

II. Nachrichtliche Übernahmen

Landschaftsschutzgebiet

Wasserschutzgebiet

ND Naturdenkmal

D Denkmalwertes Gebäude gemäß  Denkmalschutzgesetz NW

AltlastenverdachtsflächeX-X-X-X-X-X

III. Bestandsangaben

Flurstücksnummer548
Wohnhaus mit Hausnummer79

Nebengebäude / Wirtschaftsgebäude

ND
Naturdenkmal

197,7 Höhe in Meter über NHN

Böschung

Gartenland

Grünland

Nutzungsartengrenze

Topographische Umrisslinie

Baum

Hecke

Zaun

WasserleitungW

Oberirdische Leitung
40kV

Kanalschacht

IV. Unverbindliche Planung

Fahrbahnachse

AbsteckungselementR 115

Breite innerhalb der Verkehrsfläche10,0

Bordsteinkante

Geplanter Baum

Zuordnungshinweis für  Ga  und  St  zu den Baugrundstücken1

Flurstücksgrenze

Flurgrenze

Gemarkungsgrenze

Kreisgrenze

Öffentl. bestellter
Vermessungsingenieur

Im Auftrag

Baudezernat

Aachen, den 

Für die Richtigkeit der Darstellung des gegenwärtigen Zustandes
(       Stand:                   ), des städtebaulichen Entwurfs und der
geometrisch eindeutigen Festlegung der Planung.

Die Oberbürgermeisterin

In Vertretung
Fachbereich Stadtentwicklung

und Stadtplanung

ZEICHENERKLÄRUNG

I. Festsetzungen

- städtebaulicher Vertrag nach §11 BauGB
- Begründung

- schriftliche Festsetzung
- Lageplan

Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet

976

Regelwerke werden bei der Stelle, an der der Bebauungsplan auf Dauer ausliegt, zur Einsicht bereitgehalten.

Bebauungsplan Nr.

Beigefügt ist dem Bebauungsplan:

Lageplan

STADT AACHEN

Der Bebauungsplan besteht aus folgenden Teilen:

Hinweis: Die in dem Bebauungsplan in Bezug genommenen DIN-Vorschriften und sonstigen außerstaatlichen 
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Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

siehe schriftliche Festsetzungen unter 5.1 bis 5.3
1  /  2

I. Festsetzungen

Gewerbegebiet (nur Lagerplätze)

GrundflächenzahlGRZ 0,8

Räumlicher Geltungsbereich - Bestimmungslinie (schwarz), Begleitlinie (schwarze Blöcke)

Baugrenze - Bestimmungslinie (schwarz), Begleitlinie (blau)

GE

Maximale Höhe der Oberkante baulicher Anlagen in Metern über NHNOK 239,0

3  /  4

II. Nachrichtliche Übernahmen

Unterirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
zugunsten der jeweiligen LeitungsträgerGFL

Abgrenzung unterschiedlicher Baugebiete

Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung 
des Wasserabflusses (Mulde zur Regenrückhaltung)

Fläche für StellplätzeSt

Räumlicher Geltungsbereich - Bestimmungslinie (schwarz), Begleitlinie (schwarze Blöcke) Oberirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Unterirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Räumlicher Geltungsbereich - Bestimmungslinie (schwarz), Begleitlinie (schwarze Blöcke) Oberirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Unterirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
zugunsten der jeweiligen LeitungsträgerGFL

Oberirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Unterirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Oberirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Unterirdische Hauptversorgungsleitung (Bezeichnung siehe Planeinschrieb)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
zugunsten der jeweiligen Leitungsträger

Im Ginster / 
Erweiterung Gewerbegebiet

Bebauungsplan Nr.

976
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Bebauungsplan Nr. 976  Schriftliche Festsetzungen 
- Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet -   Zur Veröffentlichung im Internet 

 

1 
 

Gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) sowie der 
 Baunutzungsverordnung (BauNVO) und der 
 Bauordnung NRW (BauO NRW) jeweils in der derzeit geltenden Fassung 
wird festgesetzt: 
 
Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1. Art der baulichen Nutzung (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1. BauGB) 

1.1 Das Baugebiet wird als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt und in die Teilflächen GE1 und GE2 untergliedert. Innerhalb 
der Teilflächen GE1 und GE2 sind ausschließlich Lagerplätze gem. § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO zulässig.  

1.2 Es sind ausschließlich die folgenden baulichen Anlagen zulässig:  

 Trennwände für die Lagerung von Schüttgütern 
 Überdachungen von witterungsempfindlichen Baustoffen.  

 
1.3 Das Gewerbegebiet (GE1 und GE2) wird gem. § 1 (4) i.V.m. § 1 (9) BauNVO in Anlehnung an den Abstandserlass 

des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz NRW (V3 – 8804.25.1 vom 
06.06.2007) gegliedert. In dem Gewerbegebiet (GE1 und GE2) sind Gewerbebetriebe der Abstandsklassen I bis IV 
gem. der Abstandsliste zum Abstandserlass vom 06.06.2007 nicht zulässig (§ 1 (5) BauNVO).  
Betriebsarten und Anlagen der Abstandsklasse IV der Abstandsliste zum Abstandserlass vom 06.06.2007 sowie ver-
gleichbare Betriebe mit ähnlichem Emissionsgrad sind gem. § 31 (1) BauGB ausnahmsweise zulässig, wenn deren 
Emissionen nachweislich durch besondere technische Vorkehrungen oder besondere Betriebsweise soweit begrenzt 
bzw. gestaltet werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) in den benachbarten schutzbedürftigen Gebieten vermieden werden. Ein gutachterlicher Nachweis ist jeweils 
von Seiten der Bauherren zu erbringen. 

1.4 Innerhalb der Teilfläche GE2 des Gewerbegebietes sind Nutzungen, die mit einem dauerhaften Aufenthalt von Men-
schen verbunden sind, ausgeschlossen. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21a BauNVO) 

2.1 Die unter 1. genannten Lagerplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 

2.2 Die Höhenlage der baulichen Haupt- und Nebenanlagen wird durch Festsetzung der maximalen Höhe der Oberkante 
der baulichen Anlagen (OK) bestimmt. Die festgesetzten Höhen beziehen sich jeweils auf Normalhöhennull (NHN). 

2.3 Unter der Oberkante der baulichen Anlagen (OK) ist der oberste Abschluss der jeweiligen baulichen Anlage (Ober-
kante aufsteigendes Mauerwerk, Attika, Hochpunkt des Dachaufbaus etc.) zu verstehen. 

2.4 Einfriedungen dürfen das Höchstmaß von 2,00 m über der natürlichen Geländehöhe mit Ausnahme eines 
Übersteigschutzes nicht überschreiten. 

 
3. Nebenanlagen und Stellplätze (gemäß § 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 14 BauNVO und § 9 Abs. 1 Nr. 4 

BauGB i.V.m. § 12 BauNVO) 

3.1 Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig.  

3.2 Innerhalb der Gewerbegebietsfläche (GE1 und GE2) sind Stellplätze für PKW, auch in Kombination mit E-Ladesäu-
len, innerhalb der überbaubaren Fläche und innerhalb der dafür gekennzeichneten Fläche zulässig.  
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4. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (gemäß § 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB) 

4.1 Die mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (GFL) zugunsten der jeweiligen Leitungsträger festgesetzten Flächen 
sind von jeder Art baulicher Anlagen freizuhalten.  

4.2 Bepflanzungen innerhalb der Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (GFL) erfolgen entsprechend der Pflanzlis-
ten.  

 
5. Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

5.1 Innerhalb der gemäß § 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen mit den Kennzeichnungen ① und ② ist eine 2,00 m hohe mehrreihige Heckenpflanzung 
entsprechend der Pflanzliste 1 mit 3 Pflanzen pro lfd. Meter zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Innerhalb der mit 
② gekennzeichneten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind nur die 
in der Pflanzliste 1 gekennzeichneten flachwurzelnden Arten zu verwenden. 

 
Pflanzliste 1: Hecken und Sträucher  
Feldahorn Acer campestre  
Hainbuche Carpinus betulus FW 
Kornelkirsche  Cornus mas FW 
Haselnuss Corylus avellana FW 
Zweigriffeliger Weißdorn Crataegus laevigata 
Eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna 
Rotbuche Fagus sylvatica 
Schlehe Prunus spinosa FW 
Hundsrose Rosa canina 
Saalweide Salix caprea FW 
Vogelbeere Sorbus aucuparia FW 
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus FW 
 
Pflanzqualität:   zweimal verpflanzt, Höhe 125 cm bis 175 cm 
FW = Flachwurzler 
Reihenabstand 1,5 m 

 
5.2 Innerhalb der mit ① gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen ist zusätzlich alle 20 m ein Baum der Pflanzliste 2 zu pflanzen. 

 
Pflanzliste 2: Einzelbäume  
Hainbuche Carpinus betulus 
Traubeneiche Quercus petraea 
Stieleiche Quercus robur 
Silberweide Salix alba 
Bruchsweide Salix fragilis 
Sommerlinde Tilia platyphyllos 
 
Pflanzqualität: Hochstamm, dreimal verpflanzt, mit Ballen und einem Stammumfang von  
mind. 18-20 cm, gemessen in 1,00 m Höhe 
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5.3 Innerhalb der mit ③ gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen sind mehrjährige Blühstreifen anzulegen. Innerhalb der mit ④ gekennzeichneten Fläche ist eine naturnahe 
Wiesenfläche anzulegen. 

5.4 In der Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses ist ein Re-
genrückhaltebecken als muldenartige Wiesenfläche anzulegen.  

5.5 Innerhalb der Teilfläche GE2 des Gewerbegebietes darf die Endwuchshöhe von Bepflanzungen eine Höhe von 5,0 m 
über dem Gelände nicht überschreiten. 

 
6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (gemäß § 9 Abs. 

1 Nr. 20 BauGB) 

Flächen, auf denen Baustoffe gelagert oder umgeladen werden, sind vollständig zu versiegeln. Die Flächen sind so 
zu gestalten, dass kein Niederschlagswasser oberflächig über die Schulter auf unbefestigte Flächen abfließen kann. 
 

7. Zuordnung von Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen außerhalb des Geltungsbereiches 

Der externe naturschutzfachliche Ausgleich gemäß § 1a Abs. 3 BauGB für die Eingriffe im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes ist durch die Umstellung einer artenarmen Intensivweide auf eine artenreiche Extensivweide auf den 
folgenden Flächen vorzunehmen: 

 
• Gemarkung Brand, Flur 13, Flurstück 145 
• Gemarkung Brand, Flur 13, Flurstück 730 
 
Lage der Ausgleichsflächen:  
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Hinweise 
 
1. Kampfmittel 

Der Bereich der Baumaßnahme liegt im ehemaligen Kampfgebiet. Luftbilder aus den Jahren 1939  1945 und andere histori-
sche Unterlagen liefern Hinweise auf vermehrte Bodenkampfhandlungen im Plangebiet. Für die Flurstücke 159 und 160 
bestehen jedoch keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln. Sollten dennoch Kampfmittel gefunden werden, 
ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit sofort einzustellen und unverzüglich die zuständige Ordnungsbehörde oder eine Poli-
zeidienststelle zu verständigen. Für das Flurstück 158 kann ein Vorhandensein von Kampfmitteln nicht ausgeschlossen wer-
den. Vor dem Beginn von Baumaßnahmen ist eine Überprüfung auf Kampfmittel vorzunehmen. 
 
2. Altbergbau 

Das Plangebiet befindet sich über dem auf Schwefelkies, Galmei, Blei und Eisenerz verliehenen Bergwerksfeld "Ferdinand“ 
sowie über dem auf Steinkohle verliehenen, inzwischen erloschenen Bergwerksfeld "Alexander". Die letzten Eigentümerin-
nen dieser Bergwerksfelder sind nach aktuellen Erkenntnissen nicht mehr erreichbar. 
 
Es kann nicht mit letzter Sicherheit ausgeschlossen werden, dass im Bereich des Plangebietes auch widerrechtlicher Berg-
bau durch Dritte oder Bergbau vor Anlegung zeichnerischer Unterlagen (sog. "Uraltbergbau") im tagesnahen Bereich durch-
geführt wurde, der möglicherweise noch einwirkungsrelevant ist.  
 
3. Bodendenkmäler 

Aufgrund konkreter Hinweise auf eine mögliche Ausdehnung einer metallzeitlichen sowie einer steinzeitlichen Siedlungs-
stelle in das Plangebiet hinein wurde im Jahr 2020 eine archäologische Sachverhaltsermittlung gefordert. Das Plangebiet 
hat sich seitdem verkleinert. 
Innerhalb der reduzierten Planfläche fand im Juli 2024 die archäologische Sachverhaltsermittlung durch die Fachfirma Gold-
schmidt statt (NW 2024/1088). In der einzelnen Sondage wurde neben einem modern zu datierenden Grubenrest lediglich 
eine weitere Verfärbung erfasst. Dieser kann jedoch kein gesicherter anthropogener Ursprung zugeordnet werden, datie-
rende Funde waren nicht enthalten. 
Hinweise auf eine Ausdehnung der vorgeschichtlichen Siedlungsstellen konnten somit nicht erfasst werden. Aufgrund die-
ses Ergebnisses verbleibt für die Planfläche der Hinweis auf die Bestimmungen des §16 DSchG NRW. 
 
Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die Stadt Aachen als Untere Denkmalbehörde (Lagerhaus-
straße 20, 52058 Aachen, Tel.: 0241/43261204, denkmalpflege@mail.aachen.de) oder das LVRAmt für Bodendenkmal-
pflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstraße 45, 52385 Nideggen, Telefon 02425/90390, Fax 
02425/9917160, unverzüglich zu informieren. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der/die Eigentümer*in, die Person, die das 
Grundstück besitzt, der/die Unternehmer*in und der/die Leiter*in der Arbeiten. Bodendenkmal und Entdeckungsstätte sind 
bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen (§ 16 DSchG NRW). 
 
4. Oberirdische und unterirdische Versorgungsleitungen 

Hochspannungsfreileitung – 110 kV (oberirdisch) 
Innerhalb des Plangebietes verläuft die in der Planzeichnung festgesetzte 110kVHochspannungsfreileitung der STAWAG 
Stadtwerke Aachen AG. Im Bereich eines Schutzstreifens von 34 m (zu beiden Seiten der Mastmittellinie je 17 m) sind Auf-
bauten grundsätzlich nicht zulässig. Einzelfallbezogen kann durch die STAWAG eine Bauhöhenfreigabe bis zu 6,5 m über 
dem Gelände erfolgen, sofern die gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden und die Bebauung nicht für einen dauerhaften 
Aufenthalt von Personen geeignet ist. Darüber hinaus dürfen Bäume und Sträucher innerhalb des Schutzstreifens den Be-
stand und die Unterhaltung der Leitung nicht gefährden und eine Höhe von 5,0 m nicht überschreiten. In einem Radius von 
15 m um den südöstlich des Plangebietes befindlichen Hochspannungsmast sind sämtliche bauliche Anlagen unzulässig. 
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Zur Durchführung von Reparatur und Wartungsarbeiten ist jederzeit eine uneingeschränkte Erreichbarkeit der Freileitung mit 
Baufahrzeugen und Kränen zu gewährleisten. 
 
Höchstspannungsleitung 320 kV (unterirdisch) 
Innerhalb des Plangebietes verläuft das in der Planzeichnung festgesetzte 320kVHöchstspannungsgleichstromkabel der 
Amprion GmbH. Im Bereich eines Schutzstreifens von 10 m (zu beiden Seiten der Leitung je 5 m) sind die erforderlichen 
Begehungen und betrieblichen Unterhaltungsmaßnahmen sowie die Kontrolle der Erdkabelleitung einschließlich des dazu-
gehörigen Muffenplatzes (Muffe 31) mit Unterflurschacht zu jeder Zeit zu gewährleisten. Der Schutzstreifen der Kabelanlage 
ist von jeglicher Bebauung freizuhalten. Für Anpflanzungen dürfen nur flachwurzelnde Gehölzsorten verwendet werden. Alle 
geplanten Maßnahmen bedürfen der Zustimmung durch die Amprion GmbH. 
 
Wassertransportleitung DN 700 (unterirdisch) 
Innerhalb des Plangebietes verläuft die in der Planzeichnung festgesetzte Wassertransportleitung DN 700 der Enwor – 
energie und wasser vor ort GmbH. Ein Schutzstreifen von 10 m (zu beiden Seiten der Leitung je 5 m) ist von jeglicher Be-
bauung oder Bepflanzung freizuhalten. Zudem ist die Lagerung von Schüttgut und Baustoffen aller Art innerhalb des 
Schutzstreifens unzulässig.  
 
5. Anbauverbot/ -beschränkung 

Das Plangebiet liegt teilweise innerhalb der Anbauverbots und Anbaubeschränkungszone gem. § 9 (1) und (2) Bundesfern-
straßengesetz (FStrG) zur Bundesautobahn A 44 (s. Planzeichnung). Innerhalb der Anbauverbotszone sind Hochbauten 
jeder Art ausgeschlossen. Bei der Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen innerhalb der Anbaubeschränkungs-
zone ist im Rahmen der Baugenehmigung eine Zustimmung der zuständigen Straßenbauverwaltung einzuholen. Die „Allge-
meinen Forderungen“ des Landesbetriebes Straßenbau NRW sind zu berücksichtigen. 
 
6. Artenschutz 

Die Baufeldfreimachung einschließlich Gehölzrodung muss grundsätzlich außerhalb der gesetzlich geregelten Brut und Auf-
zuchtzeit (1. März bis 30. Oktober) wildlebender Vogelarten stattfinden. 
 
7. Entwässerung 

Gemäß Entwässerungskonzept und Überflutungsnachweis, GE HA Ingenieurbüro Dipl. Ing. G. Geßenich GmbH, November 
2024, Aachen, ist das Niederschlagswasser aller Flächen mit Ausnahme der bereits bestehenden Zufahrt, einer Regenrück-
haltung als offenes Erdbecken im nordöstlichen Teilbereich des Plangebietes zuzuleiten. Der Ablauf wird auf 15 l/sec ge-
drosselt und dem Brander Bach zugeführt. Für die erforderliche Niederschlagswasserbehandlung ist eine Sedimentations-
anlage vorgesehen.  
 
8. Grundwasserschutz 

Bei Einbindung von Bauwerken in das Grundwasser (ca. 1 m unter GOK) ist zu prüfen, ob eine grundwassergerechte Ab-

dichtung der erdberührenden Bauteile zum Schutz vor hohem Grundwasser oder Umleitungen des Grundwasserstroms um 

den Baukörper erforderlich sind. Sofern Bauwerke ins Grundwasser einbinden, ist bei der Unteren Wasserbehörde eine 

mögliche Umleitung zu beantragen.  

 

9. Starkregenvorsorge 

Gemäß der Starkregengefahrenkarte der Stadt Aachen besteht im Plangebiet in der bestehenden Ausgestaltung keine 
Überflutungsgefahr. Weitere Informationen zum Thema stellt die Stadt Aachen unter https://www.aachen.de/DE/stadt_buer-
ger/energie/klimaanpassung/starkregen/index.html zur Verfügung. 
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Diese schriftlichen Festsetzungen sind Bestandteil des Beschlusses, mit dem der Planungsausschuss in seiner Sitzung am 
……………. die Veröffentlichung im Internet und die zusätzliche öffentliche Auslegung des Bebauungsplans Nr. 976 - Im 
Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet - beschlossen hat. 
 
Aachen, den …………….. 
 
 
 
(Sibylle Keupen) 
Oberbürgermeisterin 
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1. Städtebauliche und planungsrechtliche Situation 

1.1 Beschreibung des Plangebietes 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 976 - Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet - befindet sich im Nordosten 
des Stadtteils Brand angrenzend an das Gewerbegebiet entlang der Nordstraße. Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 
157, 158, 159, 160, 304 und 306 in der Flur 25, Gemarkung Brand mit einer Fläche von insgesamt rd. 1,64 ha und wird wie 
folgt begrenzt: 
 

 Im Südwesten durch das Betriebsgelände der Firma Baustoffe Geulen auf dem Flurstück 291, 

 im Nordwesten durch die Bundesautobahn A 44 auf dem Flurstück 155,  

 im Nordosten durch einen Wirtschaftsweg auf dem Flurstück 150 und  

 im Südosten durch einen Wirtschaftsweg auf dem Flurstück 307, alle Flur 25, Gemarkung Brand. 
 
Die genaue Abgrenzung ist der Planzeichnung im Maßstab 1:500 zu entnehmen. 
 
Das Plangebiet wird derzeit überwiegend landwirtschaftlich genutzt und ist dementsprechend frei von Gebäuden, Bäumen 
oder nennenswerten Gehölzbeständen. Ausgenommen ist die Straße „Im Ginster“ im Südwesten des Plangebietes, an de-
ren Rand vereinzelte Gehölze vorzufinden sind. Zwischen der Straßenverkehrsfläche und der angrenzenden landwirtschaft-
lichen Fläche befindet sich ein rd. 2,0 m tiefer Geländeversprung von ca. 236,5 m über NHN auf ca. 234,5 m über NHN. Im 
weiteren Verlauf fällt das Gelände von Südwesten nach Nordosten gleichmäßig um ca. 5,5 m von ca. 234,5 m über NHN auf 
ca. 229,0 m über NHN ab.  
 
Richtung Nord- und Südosten grenzt das Plangebiet an zwei unbefestigte Wirtschaftswege, woran im weiteren Verlauf der 
freie Landschaftsraum mit ebenfalls landwirtschaftlich genutzten Flächen anschließt. Südwestlich des Plangebietes im Be-
reich zwischen der A 44, der Nordstraße und der Straße „Im Ginster“ schließt sich der Stammsitz der Firma Baustoffe Geu-
len mit einem Verkaufs- und Verwaltungsgebäude sowie Lagerflächen an. Nordwestlich befindet sich die Autobahn A 44, die 
rd. 12 m niedriger liegt als das Plangebiet und durch einen Abhang mit einem üppigen Baum- und Gehölzbestand haupt-
sächlich aus mittelalten Ahornen von diesem abgegrenzt wird.  
 
Erschlossen wird das Plangebiet über die benannte Straße „Im Ginster“, die im Südwesten des Plangebietes in einem Wen-
dehammer endet und von dort auf das Betriebsgelände des Baustoffhandels Geulen führt. Die Flächen der Wendeanlage 
wurden bereits vor einigen Jahren an die Firma Geulen verkauft, da sie verkehrstechnisch nicht benötigt wird. Über die Ei-
lendorfer Straße ist das Plangebiet an das örtliche und überörtliche Verkehrsnetz angebunden. 
 
Im Gebiet selbst befinden sich keine Gewässer. Südöstlich verläuft in einer Entfernung von rd. 160 m parallel zum Sebastia-
nusweg der Brander Bach, welcher nördlich der Autobahn in den Haarbach mündet. 
 
Das Plangebiet wird in der südwestlichen Hälfte von einer oberirdischen Hochspannungs-Freileitung (110 kV) in West-Ost-
Richtung gequert. Unmittelbar neben dem südöstlich angrenzenden Wirtschaftsweg befindet sich ein entsprechender Hoch-
spannungsmast. Darüber hinaus verläuft entlang der nordöstlichen sowie nordwestlichen Grenze des Plangebietes eine 
unterirdische Höchstspannungsleitung (320 kV) vom Tagebau Hambach nach Belgien (ALEGrO-Trasse), welche 2019 ver-
legt wurde. Im Südosten des Plangebietes befindet sich zudem aus Richtung Südwesten kommend eine unterirdische Was-
serleitung mit einem Regeldurchmesser (DN) von 700 mm. 2018 wurde nordöstlich angrenzend an das Plangebiet ein Mo-
bilfunkmast der Deutschen Telekom errichtet. 
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1.2 Regionalplan 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen aus dem Jahr 2003 stellt für das Plangebiet 
„Allgemeinen Siedlungsbereich“ dar. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplanes befindet sich der Regionalplan 
Köln in Neuaufstellung. Im Entwurf des Teilabschnittes Region Aachen von 2021 wird das Plangebiet und seine Umgebung 
ebenfalls als „Allgemeiner Siedlungsbereich“ dargestellt. Insgesamt widerspricht die Planung somit nicht den Darstellungen 
des Regionalplanes. 
 
1.3 Masterplan der Stadt Aachen „Aachen*2030“ 

In seiner Sitzung am 19.12.2012 hat der Rat der Stadt Aachen den Masterplan „Aachen*2030“ beschlossen. Er soll auf ge-
samtstädtischer Ebene mögliche Perspektiven und Impulse für die räumliche Entwicklung der Stadt Aachen aufzeigen. Für 
das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung wird folgender Handlungsbedarf gesehen: 
 
Das bestehende Gewerbegebiet entlang der Nordstraße ist im Hinblick auf einen innovativen Wirtschaftsstandort zu sichern 
und qualitativ aufzuwerten. Östlich anschließend an das bestehende Gewerbegebiet sieht der Masterplan eine potentielle 
Flächenreserve für Gewerbe und gemischte Entwicklung vor, für die eine Ansiedlung von Gewerbeflächen näher zu prüfen 
ist. Das Plangebiet ist Bestandteil dieses als „Baulandentwicklung in Planung“ dargestellten Bereiches.  
 
1.4 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan AACHEN*2030 stellt das Plangebiet als „Gewerbliche Baufläche“ dar. Der nordöstliche 
Teil des Plangebiets liegt innerhalb der Signatur für eine stadtklimatische Belüftungsbahn. Dies ist bei der weiteren Planung 
mit Blick auf Höhe und Stellung der baulichen Anlagen zu berücksichtigen. Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 976 wird 
gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Eine Anpassung des Flächennutzungsplans ist somit 
nicht erforderlich. 

   
Abb. 1: Ausschnitt Flächennutzungsplan Aachen*2030 mit Markierung der Gewerbeflächendarstellung (weiß) und der Lage des Plangebiets des Bebau-
ungsplans Nr. 976 (rot) 
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1.5 Landschaftsplan 

Der aktuell geltende Landschaftsplan 1988 stellt für das Plangebiet das Entwicklungsziel „Erhaltung des jetzigen Land-
schaftszustandes bis zur Realisierung der gem. FNP geplanten Nutzung durch Bebauungspläne“ dar. In der Festsetzungs-
karte ist der gesamte Planbereich als Bereich mit „besonderem Schutz von Bäumen, Hecken und Gewässern“ festgesetzt.  
 
Aktuell befindet sich der Landschaftsplan der Stadt Aachen in der Neuaufstellung. In dem Entwurf des Landschaftsplanes 
(Öffentliche Auslegung – Stand April 2024) wird für das Plangebiet in der Entwicklungskarte das Ziel 7 „Temporäre Erhal-
tung des jetzigen Landschaftszustandes bis zur Realisierung der Bauleitplanung“ dargestellt. In der Festsetzungskarte des 
Landschaftsplanentwurfes werden für das Plangebiet keine Darstellungen getroffen. Unmittelbar nordöstlich grenzt das 
Landschaftsschutzgebiet Eilendorf/Freund an.  
 
Die Aufstellung eines Bebauungsplanes hat Auswirkungen auf die Inhalte des Landschaftsplanes. Gemäß § 20 Abs. 4 Lan-
desnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) treten widersprechende Darstellungen des Landschaftsplanes nach Rechtskraft 
des Bebauungsplanes außer Kraft.  
 
1.6 Bestehendes Planungsrecht 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 976 liegt überwiegend außerhalb des Geltungsbereichs bestehender Be-
bauungspläne. Die Flächen sind aufgrund ihrer Lage als Außenbereich gem. § 35 BauGB zu beurteilen. 
 
Ausgenommen hiervon ist eine Fläche von ca. 670 m² im Südwesten des Plangebietes, welcher Bestandteil des Bebau-
ungsplanes Nr. 624 - Autobahn / Nordstraße - mit Rechtskraft vom 03.03.1977 ist. In dem das Plangebiet überlagernden 
Teilbereich wird eine öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt, die in einem Wendehammer endet. Die heutige Lage des Wen-
dehammers entspricht jedoch nicht der im Bebauungsplan Nr. 624 festgesetzten Lage. Der Wendehammer wurde vielmehr 
in gleicher Form ca. 15 m südöstlich der im Bebauungsplan festgesetzten Position realisiert. Für den westlich an das Plan-
gebiet angrenzenden Bereich setzt der Bebauungsplan Nr. 624 ein Gewerbegebiet mit maximal drei Vollgeschossen und 
einer Grundflächenzahl von 0,8 fest. Nahezu die gesamte Fläche ist als überbaubare Fläche festgesetzt. Darüber hinaus 
wurde im Jahr 2017 für Teile des Plangebietes ein Beschluss zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
gefasst (s. Kap. 3.2).  
 
1.7 Sonstige Vorgaben 

Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszone 

Das Plangebiet liegt gem. § 9 (1) und (2) Bundesfernstraßengesetz (FStrG) teilweise innerhalb der Anbauverbots- und An-
baubeschränkungszone der Bundesautobahn A 44. Die Grenze der Anbauverbotszone verläuft in einem Abstand von 40 m 
zum befestigten Rand der Fahrbahn der A 44 und befindet sich zwischen 9 m und 14 m von der nordwestlichen Grenze des 
Plangebietes entfernt (siehe Planurkunde). Innerhalb der Anbauverbotszone sind Hochbauten jeder Art ausgeschlossen. 
Die Grenze der Anbaubeschränkungszone verläuft in einem Abstand von 100 m zum befestigten Rand der Fahrbahn der A 
44 und quert das Plangebiet etwa mittig (siehe Planurkunde). Bei der Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen in-
nerhalb der Anbaubeschränkungszone ist im Rahmen der Baugenehmigung eine Zustimmung der zuständigen Straßenbau-
verwaltung einzuholen. Insgesamt dürfen die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehres auf der A 44 nicht gefährdet werden. 
Die „Allgemeinen Forderungen“ des Landesbetriebes Straßenbau NRW sind zu berücksichtigen.  
 
Schutzzonen von Leitungstrassen 

Innerhalb des Plangebietes verlaufen eine oberirdische sowie zwei unterirdische Leitungen (s. Kap. 1.1). Für die oberirdi-
sche Hochspannungs-Freileitung (110 kV) ist ein Schutzstreifen von 34 m (zu beiden Seiten der Mastmittellinie je 17 m) zu 
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berücksichtigen. Innerhalb dieses Schutzstreifens sind Aufbauten grundsätzlich nicht zulässig. Einzelfallbezogen kann eine 
Bauhöhenfreigabe bis zu 6,5 m über dem Gelände erfolgen, sofern die gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden und die 
Bebauung nicht für einen dauerhaften Aufenthalt von Personen geeignet ist. Darüber hinaus dürfen Bäume und Sträucher 
innerhalb des Schutzstreifens den Bestand und die Unterhaltung der Leitung nicht gefährden und eine Höhe von 5,0 m nicht 
überschreiten. In einem Radius von 15 m um den südöstlich des Plangebietes befindlichen Hochspannungsmast sind sämt-
liche bauliche Anlagen unzulässig. Für die unterirdische Wasserleitung (DN 700) sowie die unterirdische Höchstspannungs-
leitung (320 kV) ist jeweils ein Schutzstreifen von 10 m (zu beiden Seiten der Leitung je 5 m) zu berücksichtigen. Die 
Schutzstreifen der beiden Leitungen sind von jeglicher Bebauung freizuhalten. Innerhalb des Schutzstreifens der Wasserlei-
tung sind Anpflanzungen von Bäumen unzulässig. Einzelne flachwurzelnde Gehölze in einem hinreichenden Abstand zur 
Leitung und Blühstreifen sind nicht ausgeschlossen. Im Schutzstreifen der Höchstspannungsleitung sind für Anpflanzungen 
flachwurzelnde Gehölze zu verwenden. 
 
2. Anlass der Planung 

Südwestlich des Plangebietes im Bereich zwischen der A 44, der Nordstraße und der Straße „Im Ginster“ befindet sich das 
Betriebsgelände der Firma Baustoffe Geulen GmbH & Co. KG. Diese Flächen sind gut an das öffentliche Verkehrsnetz an-
gebunden. Der Standort ist im Hinblick auf seine Lage sehr gut für die heutige Nutzung (Handel von Baustoffen für Hoch-, 
Tief- und Straßenbau) geeignet und macht sich trotz seiner Größe kaum im Stadtbild bemerkbar.  
Aufgrund der hohen Nachfrage nach Baustoffen beabsichtigt die Firma auf ihrem Betriebsgelände ein zusätzliches Gebäude 
zu errichten und die an dieser Stelle bisher bestehenden Lagerflächen auf zusätzliche Flächen in unmittelbarer Nachbar-
schaft zu verlagern. Da die gewerblichen Flächen des Bebauungsplanes Nr. 624 bereits vollständig in Anspruch genommen 
wurden, ist eine Erweiterung innerhalb des bisherigen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 624 ausgeschlossen. 
Aus diesem Grund soll die Betriebserweiterung auf den nordöstlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen erfolgen. 
Voraussetzung dafür ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes. 
 
3. Ziel und Zweck der Planung 

3.1 Allgemeine Ziele 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 976 soll die beabsichtigte Erweiterung der Firma Baustoffe Geulen GmbH 
& Co. KG. ermöglicht und somit der Betriebsstandort in Aachen-Brand langfristig gesichert werden. Die neue Fläche soll als 
Lagerfläche für Baustoffe genutzt werden. Da das heutige Betriebsgelände der Firma im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Nr. 624 nahezu flächendeckend als überbaubare Fläche festgesetzt wurde, ist die geplante Errichtung eines Neu-
baus im Bereich der jetzigen Lagerflächen zulässig. Die Beschränkung auf Lagerflächen kommt der Lage des Plangebietes 
unterhalb der Hochspannungsfreileitung entgegen. Des Weiteren sollen die Auswirkungen auf das Landschaftsbild durch 
die Beschränkung auf Lagerflächen minimiert werden. 
 
Entsprechend soll innerhalb des Bebauungsplanes ein Gewerbegebiet festgesetzt werden, in dem nur Lagerplätze und die 
hierfür notwendigen baulichen Anlagen zulässig sind. Die Höhe für bauliche Anlagen und Nebenanlagen wird im gesamten 
Plangebiet auf ein verträgliches Maß reduziert. Im Bereich der Hochspannungsleitung wird eine entsprechend reduzierte 
Höhe für bauliche Anlagen und Nebenanlagen sowie die Endwuchshöhe von Bepflanzungen vorgeschrieben. Zu den an-
grenzenden Wirtschaftswegen im Südosten und Nordosten soll ein Streifen zum Anpflanzen von ortstypischen Gehölzen 
festgesetzt werden, um die Sichtbarkeit der Lagerflächen vom Landschaftsraum aus zu verringern. Hierbei sind die Be-
schränkungen durch die jeweiligen Schutzstreifen der unterschiedlichen Leitungen zu berücksichtigen. Richtung Nordwes-
ten kann auf den Pflanzstreifen verzichtet werden, weil hier die stark eingegrünte Böschungskante der A 44 anschließt. 
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3.2 Planverfahren und Verfahrensgeschichte 

Planverfahren 
Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren gemäß § 2 BauGB aufgestellt. Demzufolge sind die voraussichtlich erheblichen 
Umweltauswirkungen im Rahmen einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB zu ermitteln und anschließend in einem Um-
weltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Der Umweltbericht zum Bebauungsplan 976 ist dieser Begründung als Anlage 
beigefügt. 
 
Über einen städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB soll gesichert werden, dass Verpflichtungen, die sich im Zuge des 
Bebauungsplanverfahrens ergeben, vom Investor übernommen werden. Hierzu gehört z.B. die Umsetzung des externen 
Ausgleichbedarfes, der sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes ergibt. 
 
Verfahrensgeschichte 
Der Planungsausschuss der Stadt Aachen fasste bereits im Januar 2017 einen Beschluss zur Aufstellung eines vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 976 mit dem Titel „Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet“. Der Geltungsbereich um-
fasste eine Teilfläche des heutigen Plangebietes mit einer Größe von ca. 0,8 ha (Gem. Brand, Flur 25, Flurstücke 158, 159 
und 160). Ziel war es, analog zu den Zielen des vorliegenden Verfahrens, durch die Festsetzung von Gewerbeflächen eine 
Erweiterung des Baustoffhandels Geulen um zusätzliche Lagerflächen planungsrechtlich zu ermöglichen. Hiermit sollte ei-
ner geplanten großflächigen Erweiterung des Gewerbegebietes entlang der Nordstraße vorgegriffen und der Standort der 
Firma Geulen langfristig gesichert werden. Eine frühzeitige Beteiligung gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB erfolgte im März 
2017. 
 
Im April 2020 beschloss der Planungsausschuss die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens für einen 3,35 ha großen 
Planbereich, der neben den Flächen der Firma Geulen auch auf benachbarten Flächen die Ansiedlung von Gewerbebetrie-
ben ermöglichen sollte. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 
hierzu fand im Juni 2020 statt.  

 
Abb. 2: Ältere Geltungsbereiche des Bebauungsplans – Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet – 
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Aufgrund von verschiedenen Faktoren, wie beispielsweise eine komplizierte Entwässerung und die Nähe zu einer alten 
Hausmülldeponie, wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplans nach Abschluss der frühzeitigen Beteiligung erneut an-
gepasst. Der Geltungsbereich umfasst nun eine Fläche von insgesamt ca. 1,64 ha. Der gesamte Geltungsbereich befindet 
sich im Eigentum der Firma Baustoffe Geulen.  
 
Da sich die Grenzen des neuen Geltungsbereiches vollständig innerhalb der Grenzen des Bebauungsplanes aus dem Jahr 
2020 befinden, haben die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung im Juni 2020 eingegangenen Stellungnahmen der Öffent-
lichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach wie vor Bestand. Sie werden im weiteren Ver-
fahren entsprechend auf den verkleinerten Geltungsbereich bezogen. 
 
3.3 Bauliches Konzept 

Innerhalb des Plangebietes sollen überwiegend Lagerflächen zur Lagerung von Baustoffen mit den zugehörigen baulichen 
Anlagen angelegt werden. Hierzu gehören Lagerplätze für Paletten, überdachte und nicht überdachte (Hoch-) Regale sowie 
überdachte Schüttgutboxen aus Beton. Die genaue Lage und Anzahl der einzelnen baulichen Anlagen steht zum Zeitpunkt 
der Bebauungsplanaufstellung noch nicht fest. In einem überschlägigen Nutzungskonzept wurde jedoch der voraussichtli-
che Anteil versiegelter, teilversiegelter und unversiegelter Flächen im Plangebiet ermittelt. Demnach sind im südlichen sowie 
mittleren Bereich des Plangebietes 10.775 m2 versiegelte Lager- und Bewegungsflächen vorgesehen. Im Südwesten des 
Plangebiets sollen entlang der Autobahn Stellplätze für Mitarbeiter sowie für den Fuhrpark der Firma auf einer 738 m2 gro-
ßen teilversiegelten Fläche in Form von Rasengittersteinen entstehen.  
Im nördlichen Teilbereich ist ein ca. 480 m2 großes Erdbecken als muldenartige Wiesenfläche für die Regenrückhaltung vor-
gesehen. Von hier aus soll das Niederschlagswasser gedrosselt dem Brander Bach zugeführt werden.  
 
3.4 Freiraumkonzept 

Wie unter 3.3 beschrieben soll das Plangebiet aufgrund der geplanten Nutzung zu 67,9 % versiegelt und zu 32,1 % unver-
siegelt werden. Zur besseren Integration in die Landschaft sind entlang der nordöstlichen und südöstlichen Grenze 10 m 
breite und maximal 2 m hohe Heckenstrukturen aus standorttypischen Gehölzen vorgesehen. Diese Heckenstrukturen wer-
den im Bereich der Zufahrt auf 5,00 m reduziert, dafür aber östlich des Schutzstreifens der Wasserleitung dreiecksförmig 
aufgeweitet. Dabei können entlang der nordöstlichen Plangebietsgrenze aufgrund des dort verlaufenden Schutzstreifens der 
320 kV-Leitung nur flachwurzelnde Gehölze gepflanzt werden. Oberhalb der Wasserleitung sind nur Blühstreifen und ein-
zelne Sträucher in hinreichendem Abstand zur Leitungsmitte zulässig. 
Zur weiteren Eingrünung des Plangebietes ist innerhalb der Anpflanzfläche alle 20 m ein standortgerechter Baum zu pflan-
zen. Ausgenommen hiervon sind die Anpflanzflächen in den Schutzstreifen der 110-kV-Freileitung, der unterirdischen 320-
kV-Leitung und der Wasserleitung. Hier können aufgrund der jeweiligen Beschränkungen zum Schutz der Leitungen keine 
Bäume gepflanzt werden. Insgesamt beschränken sich die Baumpflanzungen somit überwiegend auf die südöstliche 
Grenze des Plangebietes. Des Weiteren wird neben dem als muldenartige Wiesenfläche ausgebildeten Regenrückhaltebe-
ckens im Norden eine 1.417 m2 große naturnahe Wiesenfläche am westlichen Plangebietsrand angelegt.  
 
3.5 Erschließung 

Das Plangebiet wird über die Straße „Im Ginster“ erschlossen, die von der Eilendorfer Straße kommend im Südwesten des 
Gebietes von einer Wendeanlage abgeschlossen wird. Die Wendeanlage der Straße ‚Im Ginster‘ wird in gerader Verlänge-
rung der südöstlichen Plangebietsgrenze in das Plangebiet einbezogen. Sie wird für die Verkehrsabwicklung nicht benötigt 
und wurde bereits von der Firma Geulen erworben. Die Flächen werden in das Gewerbegebiet einbezogen und sollen nicht 
als private Verkehrsflächen festgesetzt werden. Über die Eilendorfer Straße ist das Plangebiet an das örtliche und überörtli-
che Verkehrsnetz angebunden. Der nächste Anschluss an die Bundesautobahn 44 befindet sich südwestlich in einer Entfer-
nung von ca. 2,5 km (Autobahnauffahrt Aachen-Brand). 
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Innerhalb des Plangebietes sind keine öffentlichen Verkehrsflächen vorgesehen, weil die Flächen lediglich von einem Ge-
werbebetrieb genutzt werden sollen.  
 
3.6 Entwässerung 

Gemäß dem Versickerungsgutachten der BGU – Gesellschaft für Baustoffüberwachung und Geotechnischen Umweltschutz 
mbH (Stolberg, Juli 2021) konnte im Rahmen von Versickerungsversuchen in drei von vier mittels Rammkernbohrung her-
gestellten Bohrlöchern keine Versickerung nachgewiesen werden. Im vierten Bohrloch stand Schicht- bzw. Stauwasser an, 
weshalb kein Versickerungsversuch durchgeführt werden konnte. Insgesamt ist der Boden laut Gutachter aufgrund der nicht 
durchführbaren Versickerungsversuche sowie des anstehenden Schicht-/ Stauwassers als nicht versickerungsfähig zu be-
werten.  
 
Das benannte Gutachten bezieht sich auf das größere Plangebiet in den zum Aufstellungsbeschluss im April 2020 be-
schlossenen Grenzen (s. Kap. 3.2). Da sich zwei der genannten Bohrungen innerhalb des heutigen Plangebietes befinden, 
kann davon ausgegangen werden, dass die Ergebnisse aus dem Gutachten auch nach der Verkleinerung des Plangebietes 
Bestand haben. 
 
Zur Sicherstellung der entwässerungstechnischen Erschließung wurde im weiteren Verfahren ein Entwässerungskonzept 
erstellt und mit der Unteren Wasserbehörde abgestimmt. 
Das Entwässerungskonzept des GE HA Ingenieurbüros Dipl. Ing. G. Geßenich GmbH, November 2024, Aachen, sieht vor, 
das Niederschlagswasser aller Flächen mit Ausnahme der Zufahrt einem ca. 480 m2 großen, offenen Erdbecken im nordöst-
lichen Teilbereich des Plangebietes zuzuführen. Von hier aus soll das Niederschlagswasser im freien Gefälle gedrosselt auf 
15 l/sec dem Brander Bach zugeführt werden. Für die erforderliche Niederschlagswasserbehandlung ist eine Sedimentati-
onsanlage vorgesehen.  
Bei der Ausführung des Entwässerungskonzeptes müssen die Grundwassermessstellen „010302128 SEBASTIANUSWEG 
2“, 200 m in südöstlicher Richtung, und „010302116 SEBASTIANUSWEG 1“, 400 m in nordöstlicher Richtung, beachtet und 
unbeschädigt belassen werden. Die Regelungen zur Entwässerung und v.a. des notwendigen Leitungsbaus unterhalb des 
städtischen Wirtschaftsweges zwecks Einleitung in den Brander Bach werden im städtebaulichen Vertrag festgehalten und 
geregelt.   
 
3.7 Belange der Kinder und Jugendlichen 

Die Belange von Kindern und Jugendlichen werden durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 976 zur Erweiterung 
eines Gewerbegebietes mit Lagerplätzen für Baustoffe nicht berührt. 
 
3.8 Klimaschutz und Klimaanpassung 

3.8.1 Stadtklimatische Aspekte 

Gemäß dem gesamtstädtischen Klimagutachten der Stadt Aachen ist das Plangebiet dem Klimatop ‚Freilandklima‘ mit 
Windoffenheit und einer intensiven Kalt- bzw. Frischluftproduktion zuzuordnen. Die Kaltluftvolumina werden entsprechend 
dem Geländegefälle Richtung Brander Bach als Nebenbach des oberen Haarbaches geleitet. Gemäß der Karte der Pla-
nungsempfehlungen des gesamtstädtischen Klimagutachtens sollten die bestehenden Bebauungsgrenzen eingehalten wer-
den, um die Kaltluftbahnen sowie Kaltluftproduktionsflächen zu erhalten. Gemäß dem Klimaanpassungskonzept der Stadt 
Aachen (2014) liegt das Plangebiet in der ‚Belüftungsbahn Stadtklima‘ und wird in der Planungshinweiskarte in die Schutz-
zone I ‚Erhalt besonderer kühlleistungsstarker und schützenswerter Böden‘ eingestuft. 
Zur Erhaltung bestehender Frischluftbahnen sollen geschlossene hochbauliche Anlagen im Plangebiet ausgeschlossen wer-
den. Anlagen für die Lagerhaltung werden in der Höhe begrenzt. Durch die Versiegelung heute landwirtschaftlich genutzter 
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Flächen wird die Verdunstungsrate reduziert. Um die negativen klimatischen Auswirkungen zu minimieren, wird die Begren-
zung der Versiegelung vertraglich auf 69 % des Plangebietes festgesetzt. 
 
3.8.2 Solare Wärme- und Energiegewinnung 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Gebäude vorgesehen, deren Dächer mit Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen 
versehen werden könnten. Die geplanten baulichen Anlagen sollen zwar teilweise eine Überdachung erhalten (überdachte 
Regale, überdachte Schüttgutboxen), diese ist jedoch aus statischen Gründen nicht für die Installation von Solaranlagen 
geeignet. Außerdem würde die Leistungsfähigkeit der Anlagen aufgrund der mit der geplanten Nutzung als Lager für Bau-
stoffe einhergehenden Staubentwicklung eingeschränkt werden. Freiflächen-Solaranlagen sind aufgrund der geplanten Nut-
zung des Plangebietes als Lagerflächen für Baustoffe ebenfalls nicht praktikabel. Insgesamt ist das Plangebiet somit nicht 
für die solare Wärme- und Energiegewinnung geeignet.  

 
3.8.3 Umgang mit Freiflächen 

Die unversiegelten landwirtschaftlichen Flächen gehen mit der Umsetzung des Bebauungsplanes überwiegend verloren. 
Lediglich im Bereich der geplanten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern findet aufgrund der Bepflanzung 
mit Blühstreifen, Gehölzen sowie einzelnen Bäumen bei gleichzeitiger Aufgabe der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
eine Aufwertung statt.  
 
3.9 Immissionsschutz 

3.9.1 Lärmimmissionen 

Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung wurde durch das Ingenieurbüro Stoffers Akustik (Pulheim, 26.05.2021) eine 
schalltechnische Untersuchung zur Beurteilung der Lärmeinwirkungen durch die umliegenden Straßen durchgeführt. Im 
Rahmen der Untersuchung wurden die Lärmeinwirkungen auf das Plangebiet zur Tagzeit (6:00 bis 22:00 Uhr) sowie zur 
Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) mittels geeigneter Software berechnet. Grundlage für die Ermittlung der Emissionen der um-
liegenden Straßen waren die von der Stadt zur Verfügung gestellten Verkehrsdaten. Zur Beurteilung der Lärmeinwirkungen 
wurden die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbegebiete von 65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts herangezogen. 
Die Ergebnisse der Untersuchung beziehen sich auf das Plangebiet in den zum Aufstellungsbeschluss im April 2020 be-
schlossenen Grenzen (s. Kap. 3.2). 
 
Im Ergebnis werden die Lärmimmissionen im Plangebiet überwiegend von der nahegelegenen Autobahn 44 bestimmt. Die 
Beurteilungspegel durch Verkehrsgeräusche betragen an der nordwestlichen Grenze des Plangebietes zur Tagzeit bis zu 
75 dB(A) und nehmen zum äußersten südwestlichen Punkt des Plangebietes auf ca. 60 dB(A) ab. Zur Nachtzeit betragen 
die Beurteilungspegel ca. 6 dB(A) weniger als zur Tagzeit und somit entlang der Autobahn bis zu 69 dB(A) und im äußers-
ten Südwesten des Plangebietes ca. 54 dB(A). Somit werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbegebiete nur 
im Südwesten des Plangebietes eingehalten und ansonsten teilweise deutlich überschritten. Die maximale Überschreitung 
beträgt dabei Tags bis zu ca. 10 dB(A) sowie nachts bis zu ca. 14 dB(A). 
 
In dem vorliegenden Lärmgutachten werden passive Schallschutzmaßnahmen vorgeschlagen, um einen ausreichenden 
Schallschutz innerhalb der Gebäude zu gewährleisten. Allerdings hat sich mit der Verkleinerung des Geltungsbereiches 
auch die allgemeine Zielsetzung des Bebauungsplanes Nr. 976 geändert. Anstelle der ursprünglich beabsichtigten, allge-
meinen Erweiterung des Gewerbegebietes sollen mit dem vorliegenden Bebauungsplan nur noch Lagerflächen für Bau-
stoffe mit den zugehörigen baulichen Anlagen sowie Stellplätze planungsrechtlich festgesetzt werden. Gebäude und insbe-
sondere Gebäude mit schutzbedürftigen Nutzungen (z.B. Büro- oder Wohngebäude) sind nicht geplant. Aus diesem Grund 
kann im vorliegenden Verfahren auf passive Schallschutzmaßnahmen verzichtet werden. 
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3.9.2 Gliederung nach Abstandserlass 2007 

Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung sind auch die Lärmimmissionen des Plangebietes auf die umliegenden schutz-
bedürftigen Nutzungen zu berücksichtigen. Das nächstliegende Wohngebäude befindet sich südlich des Plangebietes in 
einer Entfernung von ca. 330 m Luftlinie angrenzend an ein im Bebauungsplan Nr.4 der ehemaligen Gemeinde Brand fest-
gesetztes Gewerbegebiet. Innerhalb des genannten Gewerbegebietes befinden sich weitere Wohnhäuser. Der nächste Be-
bauungsplan, in dem eine Wohnnutzung festgesetzt wird, ist der Bebauungsplan Nr. 964 – Eilendorfer Straße / Am Tiergar-
ten – südlich des Plangebietes in einer Entfernung von ca. 620 m Luftlinie. Hier wird ein Allgemeines Wohngebiet (WA) fest-
gesetzt.  

Zum Schutz umliegender schutzbedürftiger Nutzungen wird das Plangebiet vorsorglich in Anlehnung an den Abstandserlass 
des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz NRW vom 06.06.2007 gegliedert. In 
dem Plangebiet sind Gewerbebetriebe der Abstandsklassen I bis IV nicht zulässig. Somit sind nur Betriebsarten und Anla-
gen allgemein zulässig, die einen Abstand von 300 m und weniger erfordern. Betriebsarten und Anlagen der Abstands-
klasse IV mit einem Abstand von mind. 500 m zu schutzbedürftigen Nutzungen sowie vergleichbare Betriebe mit ähnlichem 
Emissionsgrad können ausnahmsweise zugelassen werden, wenn deren Emissionen nachweislich so weit begrenzt bzw. 
gestaltet werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) in den 
schutzbedürftigen Gebieten vermieden werden. 

 
4. Begründung der Festsetzungen und sonstiger Planinhalte 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Baugebiet wird als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt und in die Teilgebiete GE1 und GE2 untergliedert. Innerhalb der 
Teilgebiete GE1 und GE2 werden ausschließlich Lagerplätze gem. § 8 (2) Nr. 1 BauGB zugelassen. Diese Lagerplätze sind 
nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Hieraus folgt, dass sonstige in Gewerbegebieten gem. § 8 (2) BauNVO 
allgemein zulässige Nutzungen gem. § 1 (5) BauNVO und in Gewerbegebieten gem. § 8 (3) BauNVO ausnahmsweise zu-
lässige Nutzungen gemäß § 1 (6) BauNVO ausgeschlossen sind.  
 
Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 976 ist im Zusammenhang mit dem südwestlich angrenzenden Gewerbegebiet zu beur-
teilen. Dieses wird über den Bebauungsplan Nr. 624 mit Rechtskraft vom 03.03.1977 planungsrechtlich gesichert und in 
Anlehnung an den Abstandserlass vom 25.07.1974 gegliedert. Weitere Einschränkungen im Hinblick auf die Art der zulässi-
gen Betriebe trifft der Bebauungsplan Nr. 624 nicht.  
 
Insgesamt wird trotz der vorgenannten Beschränkung der Nutzung auf Lagerflächen somit i.S.v. § 1 (5) BauNVO die allge-
meine Zweckbestimmung des Baugebiets im vorliegenden Bebauungsplan Nr. 976 gewahrt. Es besteht der ausdrückliche 
Bedarf an Lagerflächen, der aufgrund der getroffenen Festsetzungen planungsrechtlich ermöglicht wird. 
 
Das Gewerbegebiet GE2 mit einer Breite von 34,0 m ergibt sich aus dem Verlauf der oberirdischen 110-kV-Leitung zuzüg-
lich einem beidseitigen Schutzstreifen von 17,0 m. Hier ist eine geringere Höhe der baulichen Anlagen zulässig (s. Kap. 
4.2). 
 
Gemäß § 1 (4) BauNVO werden Anlagen und Betriebe der Abstandsklassen I-IV entsprechend des Abstandserlasses NRW 
2007 sowie Anlagen und Betriebe mit ähnlicher Emissionscharakteristik in den Gewerbegebieten ausgeschlossen. Damit 
wird dem Gebot der planerischen Konfliktbewältigung bei heranrückender gewerblicher Nutzung Rechnung getragen. Durch 
den Ausschluss bestimmter Anlagen und Betriebe wird sichergestellt, dass die benachbarten Wohngebiete vor potenziellen 
Emissionen wie Lärm, Schadstoffe, Gerüche und Erschütterungen geschützt werden. 
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Die gemäß Abstandserlass Anhang 4 einzuhaltenden Abstände zu den Leitungen sollen gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse im Sinne des § 1 (5) Nr. 1 BauGB gewährleisten. Der Schutzbereich gilt für bauliche Anlagen oder Grundstücke, in 
denen oder auf denen sich Personen dauerhaft aufhalten können. Ein dauerhafter Aufenthalt ist nach Definition gemäß BIm-
SchG bereits anzunehmen, wenn Personen sich dort ab etwa 30 Minuten Zeitdauer aufhalten. 
 
4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Für das gesamte Plangebiet soll eine einheitliche Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt werden. Dieser Wert ent-
spricht den Festsetzungen des angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 624, der für das gesamte Plangebiet ebenfalls eine 
Grundflächenzahl von 0,8 zulässt. Diese Festsetzung erfolgt im Hinblick auf eine möglichst große Flexibilität für zukünftige 
Nutzungen und den hohen Flächenbedarf für Lagerflächen. Durch die vorgesehenen Flächen für Anpflanzungen und für die 
Regenrückhaltung sowie die nur teilversiegelte Ausführung der Stellplätze mit Rasengittersteinen wird sichergestellt, dass 
die Versiegelung der Gesamtfläche insgesamt auf ca. 70% beschränkt wird.  
 
Die Höhenentwicklung der baulichen Anlagen soll über die Festsetzung der maximalen Oberkante baulicher Anlagen gere-
gelt werden. Die Höhenfestsetzungen beziehen sich dabei auf Normalhöhennull (NHN). Die maximal zulässigen Höhen bau-
licher Anlagen außerhalb der 110 kV-Leitung und des Schutzabstandes des Hochspannungsmastes werden entsprechend 
der Topographie gestaffelt und entsprechen einer tatsächlichen Höhe von maximal 6,0 m über Gelände. Eine größere Höhe 
ist aufgrund der Nutzung als Lagerflächen nicht erforderlich. Des Weiteren werden die Auswirkungen auf das Landschafts-
bild durch die moderate Höhenentwicklung minimiert. 
 
4.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Da Gebäude im gesamten Plangebiet ausgeschlossen sind, wird auf die Festsetzung einer Bauweise verzichtet. 
 
Das Plangebiet wird bis auf die nichtüberbaubaren Schutzstreifen, die Flächen für Stellplätze und die festgesetzten Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern als überbaubare Fläche festgesetzt. Dadurch wird eine hohe Flexibilität bei 
der Platzierung baulicher Anlagen und eine gute Ausnutzbarkeit der Flächen gewährleistet. Die vorgesehenen Lagerflächen 
dürfen ausschließlich innerhalb der überbaubaren Flächen angelegt werden. Diese sind vollständig zu versiegeln.  
Damit entstehen unterschiedliche Abstände der überbaubaren Flächen zu den Plangebietsgrenzen. Während im Südosten 
und Nordosten ein Abstand von mindestens 10 m, zur östlichsten Plangebietsgrenze bis zu 28m, eingehalten wird, beträgt 
der Abstand im Nordwesten zwischen 11,5 und 20 m, am südwestlichen Rand 3 m. Im Zufahrtsbereich springen die über-
baubaren Flächen zurück. Im östlichen Eckbereich werden die überbaubaren Flächen entsprechend der Lage der hier ver-
laufenden Wasserleitung abgeschrägt.   
 
4.4 Nebenanlagen 

Nebenanlagen sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig. Für Nebenanlagen gelten ebenfalls die Hö-
henfestsetzungen für bauliche Anlagen der überbaubaren bzw. der angrenzenden überbaubaren Flächen, da auch diese die 
Schutzabstände der 110 kV-Leitung und des Hochspannungsmastes einhalten müssen und durch die Höhenbeschränkung 
ebenfalls die negativen Auswirkungen auf das Landschaftsbild minimiert werden. 
 
4.5 Verkehrsflächen 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Straße ‚Im Ginster‘. Die in Verlängerung dieser Straße realisierte Wen-
deanlage wurde als öffentliche Verkehrsfläche entwidmet. Die entsprechende Fläche wird in das Gewerbegebiet einbezo-
gen. Somit sind innerhalb des Plangebietes weder private noch öffentliche Verkehrsflächen vorgesehen, weil die Flächen 
lediglich von einem einzigen Gewerbebetrieb genutzt werden. 
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Die im Bebauungsplan mit einem Geh- Fahr- und Leitungsrecht (GFL) festgesetzten Flächen sind von jeder Art baulicher 
Anlage freizuhalten. Diese dienen der Erreichbarkeit der unterirdisch verlaufenden Leitungen innerhalb des Plangebietes. 
Bepflanzungen innerhalb der GFL - Flächen erfolgen entsprechend der Pflanzlisten.  
 
4.6 Stellplätze und Garagen 

Innerhalb der Gewerbegebietsfläche (GE1 und GE2) sind Stellplätze für PKWs innerhalb der überbaubaren Fläche und in-
nerhalb der dafür gekennzeichneten Fläche zulässig. Dazu zählen auch Stellplätze in Kombination mit E-Ladesäulen. Gara-
gen hingegen sind aufgrund ihres geschlossenen und massiven Charakters nur innerhalb der überbaubaren Flächen zuläs-
sig. Die für Mitarbeiter erforderlichen Stellplätze sollen im Südwesten des Plangebietes entlang der Autobahn als teilversie-
gelte Flächen mit Rasengittersteinen entstehen. 
 
4.7 Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern 

Entlang der nordöstlichen und südöstlichen Plangebietsgrenze wird eine 10 m breite Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Diese Breite wird im Bereich der Zufahrt in einer Länge von ca. 20 m 
auf 5 m reduziert, dafür wird der Bereich östlich der schräg verlaufenden Wasserleitung komplett als Fläche zum Anpflanzen 
von Bäumen und Sträuchern festgesetzt. Innerhalb des GE2 entspricht die maximale Endwuchshöhe der Höhenvorgabe für 
bauliche Anlagen, da auch für die Bepflanzung die Schutzabstände der 110 kV-Leitung und des Hochspannungsmastes 
einzuhalten sind. Durch die Bepflanzungen mit ortstypischen Gehölzen wird die Sicht auf die Lagerflächen eingeschränkt 
und damit eine weitestmögliche Integration in den Landschaftsraum erzielt. Richtung Nordwesten wird auf den Pflanzstrei-
fen verzichtet, weil unmittelbar angrenzend die stark eingegrünte Böschungskante der A 44 folgt.  
Die Anpflanzungen sind in einzelnen Abschnitten differenziert vorzunehmen:  
Innerhalb der mit ① gekennzeichneten Flächen ist zusätzlich alle 20 m ein Laubbaum zu pflanzen. Innerhalb der mit ② 
gekennzeichneten Fläche sind aufgrund der vorhandenen Gasleitung nur flachwurzelnde Arten zulässig. Innerhalb der mit 
③ gekennzeichneten Fläche sind nur Blühstreifen erlaubt. Hier ist bei Bedarf ein schneller Zugang zu der hier verlaufen-
den Wasserleitung erforderlich. Innerhalb der mit ④ gekennzeichneten Fläche ist eine naturnahe Wiesenfläche anzulegen.  

Das im nördlichen Teilabschnitt des Plangebiets vorgesehene Regenrückhaltebecken soll als muldenartige Wiesenfläche 
ausgebildet werden.  
 
4.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Da Stoffe gemäß § 48 (2) WHG nur so gelagert werden dürfen, dass eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaf-
fenheit nicht zu besorgen ist, soll festgesetzt werden, dass Flächen, auf denen Baustoffe gelagert oder umgeladen werden, 
vollständig zu versiegeln sind. Ferner sollen die Flächen so gestaltet werden, dass kein Niederschlagswasser oberflächig 
über die Schulter auf unbefestigte Flächen abfließen kann. Zudem sind die Flächen mit Materialien zu versiegeln, die eine 
geringe Wärmespeicherkapazität aufweisen. 
Zum generellen Schutz des Bodens wird festgesetzt, dass der Boden fachgerecht abzugraben, zwischenzulagern und fach-
gerecht wieder einzubauen ist. Bei Einbindung von Bauwerken oder Fundamenten in das Grundwasser ist zu prüfen, ob eine 
grundwassergerechte Abdichtung der erdberührenden Bauteile zum Schutz vor hohem Grundwasser oder Umleitungen des 
Grundwasserstroms um den Baukörper erforderlich sind. 
 
4.9 Lärmschutz 

Gemäß § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz sind die in der Bauleitplanung für bestimmte Nutzungen vorgesehenen Flä-
chen so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen untereinander vermieden werden. Gemäß § 1 (6) BauGB sind 
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bei der Aufstellung von Bebauungsplänen insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesundes Wohnen und Arbeiten 
zu berücksichtigen. 
Aufgrund der Tieflage der A 44, der Entfernung zur A 44 und der beabsichtigten gewerblichen Nutzung ist nicht von einer 
erheblichen Beaufschlagung des Plangebietes durch Geräuschimmissionen des Verkehrsbetriebes auf der A 44 auszuge-
hen. Durch das Gewerbegebiet kann aufgrund der großen Abstände eine Beeinträchtigung bestehender Wohngebiete aus-
geschlossen werden (Siehe unter 5.2.1.1). Zur Sicherstellung werden entsprechende Abstandsklassen gem. Abstandser-
lass NRW als unzulässig festgesetzt. 
 
5. Umweltbelange 

Für die Belange des Umweltschutzes ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt worden, in der die vo-
raussichtlichen erheblichen Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter ermittelt wurden. Die Auswirkungen werden in dem 
Umweltbericht als Anlage zu dieser Begründung beschrieben und bewertet. 
 
5.1 Schutzgut Mensch, seine Gesundheit und die Bevölkerung insgesamt 

Immissionsschutz 
Gemäß des schalltechnischen Gutachtens des Stoffers Akustik Ingenieurbüros, Pulheim Mai 2021 resultiert der auf das 
Plangebiet einwirkende Verkehrslärm primär aus dem Verkehrsaufkommen auf der Bundesautobahn A 44. Die Beurtei-
lungspegel betragen zur Tagzeit ca. 74 - 75 dB (A) entlang der nordwestlichen Grenze des Plangebietes. Somit werden die 
Orientierungswerte in der Nähe zur Autobahn deutlich überschritten. Da das Plangebiet jedoch ausschließlich als Lagerflä-
che und entlang der Autobahn als Stellplatzflächen genutzt werden soll, sind aus schalltechnischer Sicht keine Maßnahmen 
aufgrund des Umgebungslärms erforderlich. Von dem Plangebiet selbst sind keine unzulässigen Geräuschimmissionen zu 
erwarten. Daher sind keine Schallminderungsmaßnahmen notwendig, um die nächstgelegenen Wohnhäuser zu schützen. 
 
Altlasten 
Innerhalb des Plangebietes liegen keine Eintragungen von Verdachtsflächen im Altlastenverdachtsflächenkataster. 
 
Starkregen 
Der Geländeverlauf im Plangebiet oder in näherer Umgebung weist keine Bereiche auf, die zu einer nennenswerten Gefähr-
dungslage bei Starkregenereignissen führen könnten. Sowohl in der Starkregenhinweiskarte des Bundesamts für Kartogra-
phie und Geodäsie als auch in der Starkregengefahrenkarte der Stadt Aachen liegt das Plangebiet außerhalb potenzieller 
Wasseransammlungen für das maßgebliche, so genannte 100-jährliche Regenereignis. 
 
Sonstige Belastungen 
Das Plangebiet wird in West-Ost-Richtung von einer Hochspannungsfreileitung (110 kV) gequert. Hier wird ein Schutzstrei-
fen von insg. 34 m berücksichtigt. Innerhalb dieses Schutzstreifens, identisch mit der Abgrenzung des GE2, ist ein dauerhaf-
ter Aufenthalt von Menschen ausgeschlossen. Ein dauerhafter Aufenthalt ist dann anzunehmen, wenn Personen sich in die-
sem Bereich länger als 30 Minuten aufhalten. 
 
5.2 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Artenschutz 
Gemäß §§ 44 und 45 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) müssen bei allen Bauleitplanverfahren die Belange des Arten-
schutzes berücksichtigt werden. Zur Beurteilung der Auswirkungen wurde für den erweiterten Geltungsbereich eine arten-
schutzrechtliche Prüfung der Stufe I (raskin • Umweltplanung und Umweltberatung GbR, Aachen, November 2020) erarbei-
tet. Nach Angaben des zuständigen Landesamtes (LANUV) sind im Bereich des zugrunde zu legenden ersten Quadranten 
des Messtischblattes 5203 „Stolberg“ sowie innerhalb des nahegelegenen zweiten Quadranten des Messtischblattes 5202 
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„Aachen“ insgesamt Vorkommen von 43 geschützten und planungsrelevanten Tierarten bekannt. Im Fundortkataster des 
LANUV sind für das Plangebiet und einen Umkreis von 500 m keine Fundpunkte hinterlegt, im Aachener Artenkataster hin-
gegen zwei im Nordosten des Gebietes: Ein Fundpunkt des Turmfalken aus dem Jahr 2008 (Entfernung 480 m zum Plange-
biet) und ein Fundpunkt des Kiebitzes aus dem Jahr 2005 (465 m zum Plangebiet). 
 
Insgesamt kann für fast alle in der Artenschutzvorprüfung untersuchten Arten die Erwartung begründet werden, dass sie 
nicht von der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 976 betroffen sind. Dies betrifft insbesondere Tierarten, die an Wasser 
oder Wald gebunden sind, aber auch einzelne Feldvögel wie die Feldlerche, die das Plangebiet aufgrund der hohen Vorbe-
lastung und der Störwirkung durch die Hochspannungsleitung, die Autobahn sowie angrenzende Gebäude meiden würden.  
 
Im Ergebnis kann eine Beeinträchtigung planungsrelevanter oder sonstiger geschützter Arten durch das Planvorhaben aus-
geschlossen werden, sofern Baufeldräumungen und Baumfällungen außerhalb der gesetzlich geschützten Vogelbrutzeiten 
erfolgen. Eine vertiefende Artenschutzprüfung der Stufe 2 (ASP II) ist nicht erforderlich. Innerhalb der textlichen Festsetzun-
gen wird auf die gesetzlich geschützten Vogelbrutzeiten hingewiesen. 
 
Des Weiteren wurde durch raskin Umweltplanung und Umweltberatung GbR, Aachen November 2020 eine FFH-Verträglich-
keitsvorprüfung aufgrund der Nähe zu den FFH-Gebieten ‚Brander Wald‘ und ‚Münsterbachtal / Münsterbusch‘ vorgenom-
men. Die Prüfung der relevanten Wirkfaktoren liefert das Ergebnis, dass die Möglichkeit erheblicher Auswirkungen und Be-
einträchtigungen auf die FFH-Gebiete oder ihre maßgeblichen Bestandteile ausgeschlossen ist und keine Arten oder Le-
bensraumtypen negativ beeinflusst werden. Als vorsorgliche Vermeidungsmaßnahme wird empfohlen, auf die Ansiedlung 
von stark emittierendem Gewerbe wie beispielsweise Tierhaltungsanlagen, Energieerzeugung oder Zement- / Chemiein-
dustrie zu verzichten. Bei Einhaltung dieser Empfehlungen ist die Planung des Vorhabens mit den habitatschutzrechtlichen 
Vorgaben vereinbar und eine vertiefte FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht erforderlich. 
 

Zur Beurteilung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen und der biologischen Vielfalt wurde innerhalb des Bebauungsplanverfahrens 
vom Büro für Umweltplanung, Dipl. Biol. U. Haese, Stolberg ein Landschaftspflegerischer Fachbeitrag erstellt.  
 
5.3 Boden 

Vorliegende Daten aus der Bodenbelastungskarte weisen auf leicht erhöhte Cadmium- und Zinkge-halte hin, die jedoch im 
Hinblick auf die geplante gewerbliche Nutzung unbedenklich sind. 
 
In der Bodenfunktionskarte der Stadt Aachen werden für das Plangebiet Braunerden ausgewiesen, die in die Bodenfunktion 
‚Naturhaushalt‘ mit der Schutzwürdigkeitsstufe 4 ‚schutzwürdig‘ eingestuft werden. 
 
Gemäß dem Klimaanpassungskonzept der Stadt Aachen (2014) wird das Plangebiet aufgrund der hohen Bodenkühlleistung 
in der Planungshinweiskarte in die Schutzzone 1 ‚Erhalt besonderer kühlleitungsstarker und schützenswerter Böden‘ einge-
stuft. Aufgrund dieser Bodenqualität sind für diese Böden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu planen und durchzuführen. 
Die Berechnung der Eingriffsbewertung erfolgt im Rahmen des Umweltberichtes unter 6.2.3. 
 
Bei der Bauausführung sind Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zu berücksichtigen. So ist dafür Sorge zu tragen, 
dass bei der Errichtung baulicher Anlagen der Boden fachgerecht abzugraben, zwischenzulagern und fachgerecht wieder 
einzubauen ist.  
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5.4 Wasser / Grundwasser 

Gemäß des Versickerungsgutachtens der BGU, Stolberg Juli 2021 ist der Boden aufgrund des anstehenden Schicht- und 
Stauwassers nicht versickerungsfähig. Das Niederschlagswasser soll deswegen entsprechend dem Entwässerungskonzept 
des GE HA Ingenieurbüros Dipl. Ing. G. Geßenich GmbH, November 2024, Aachen, über ein Rückhaltebecken im freien 
Gefälle dem Brander Bach zugeführt werden. 
Bei der Ausführung des Entwässerungskonzeptes müssen die Grundwassermessstellen „010302128 SEBASTIANUSWEG 
2“, 200 m in südöstlicher Richtung, und „010302116 SEBASTIANUSWEG 1“, 400 m in nordöstlicher Richtung, beachtet und 
unbeschädigt belassen werden.  
Der Ablauf soll auf 15 l/sec gedrosselt werden. Für die erforderliche Niederschlagswasserbehandlung ist eine Sedimentati-
onsanlage vorgesehen.  
Flächen, auf denen Baustoffe gelagert werden, sind zum Schutz des Grundwassers vollflächig zu versiegeln. Ferner sind 
die Flächen gemäß textlicher Festsetzung so zu gestalten, dass kein Niederschlagswasser oberflächig über die Schulter auf 
unbefestigte Flächen abfließen kann. Die Stellplatzflächen für die Mitarbeiter sind teilversiegelt mit Rasengittersteinen her-
zustellen. Bei eventuellen Einbindungen von Bauwerken in das Grundwasser ist zu prüfen, ob eine grundwassergerechte 
Abdichtung der erdberührenden Bauteile zum Schutz vor hohem Grundwasser oder Umleitungen des Grundwasserstroms 
um den Baukörper erforderlich sind. 
 
5.5 Landschaft 

Die durch Grünlandnutzung sowie Ackernutzung geprägte Landschaft im Plangebiet ist in Teilen Bestandteil des Biotopka-
tasters NRW, es verlaufen im Randbereich auch schützenswerte Gehölzstrukturen, die erhalten werden sollten. Die Fläche 
hat auch Biotopverbundfunktionen in einem landesweit registrierten Verbundkorridor. Das FFH-Schutzgebiet Brander Wald 
liegt ca. 900 m entfernt; es wird nach bisherigem Erkenntnisstand nicht davon ausgegangen, dass hier Beeinträchtigungen 
entstehen werden. Das Landschaftsbild wird durch die gepl. Bebauung deutlich verändert. Deswegen wird zur Reduzierung 
der Auswirkungen auf das Landschaftsbild ein 10 m breiter mit Gehölzstrukturen anzupflanzender Randstreifen festgesetzt.  
 
5.6 Klima / Lufthygiene 

Aus den Untersuchungen im Zusammenhang mit dem Gesamtstädtischen Gutachten zu Klima und Klimawandelanpassung 
in Aachen geht hervor, dass über den Bereich des Plangebietes (in etwa parallel zur Eilendorfer Straße) ein nachweisbarer 
Kaltluftstrom aus dem Raum südöstlich Brand bis weit Richtung Innenstadt strömt. Die Verkleinerung des ursprünglich be-
absichtigten Plangebietes hat hierauf Rücksicht genommen. 
Bei der Weiterentwicklung des Plangebietes soll den zu erwartenden negativen Effekten (Erwärmung, Behinderung des 
Kaltluftstroms) entgegengewirkt werden mit angemessener Nutzung, Gebäudehöhe und Durchgrünung des Plangebietes. 
Wegen der zuvor beschriebenen Bedeutung als Belüftungsbahn wird an dieser Stelle auf emittierendes Gewerbe verzichtet. 
Es werden lediglich Lagerflächen zugelassen. 
 
5.7 Kultur- und Sachgüter 

Unmittelbar östlich der Bundesautobahn A 44 ist eine neolithische Fundstelle bekannt, die auf Siedlungsaktivitäten in die-
sem Bereich schließen lässt. Ein weiterer Fund westlich der Autobahn wurde 
in die Bronzezeit datiert. Sowohl Topographie als auch Bodenbeschaffenheit des Plangebietes weisen es als bevorzugte 
Siedlungsstelle für die genannten Zeitschichten aus. 
Im September 2024 wurde durch das Büro Goldschmidt Archäologie & Denkmalpflege, Düren, eine 
archäologische Sachverhaltsermittlung in Form einer Sondage durchgeführt. Im Rahmen dieser Ermittlung wurden nur we-
nige verstreute Spuren anthropogener Aktivität gefunden. Während der Sachverhaltsermittlung konnten zwei Befunde doku-
mentiert werden, welche sich aufgrund ihrer Beschaffenheit als moderne Grube und als mögliche geogene Verfärbung her-
ausstellte. 
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Auf eine archäologische Begleitung künftiger Bauvorhaben kann verzichtet werden. In den 
schriftlichen Festsetzungen wird unter 3. ‚Bodendenkmäler‘ darauf verwiesen, dass bei zukünftigen 
Funden, die Denkmalbehörde unmittelbar zu verständigen ist. 
 
6. Auswirkungen der Planung 

Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 976 ‚Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet‘ werden die gegenwärtig 
ackerbaulich genutzten Flächen einer baulichen Nutzung zugeführt. Durch das Bebauungsplanverfahren wird planungs-
rechtlich die Erweiterung des Betriebes der Firma Baustoffe Geulen GmbH & Co. KG ermöglicht. Die Erweiterung der Be-
triebsflächen ist aufgrund des betriebsbedingt hohen Lagerflächenanteils und der hohen Nachfrage nach Baustoffen not-
wendig. Somit trägt der Bebauungsplan zur langfristigen Sicherung des Standortes bei. 
 
Unter der Voraussetzung, dass die Festsetzungen umgesetzt und die in der Begründung genannten Maßnahmen in den 
städtebaulichen Vertrag übernommen und realisiert werden, sind durch die Umsetzung des Bebauungsplanes keine erhebli-
chen negativen Auswirkungen für die Umwelt zu erwarten. 
 
7. Kosten 

Der Stadt Aachen entstehen keine Kosten, weil sämtliche Erschließungsmaßnahmen privat erfolgen. Für die Erarbeitung 
der städtebaulichen Planung und der Fachgutachten entstehen der Stadt keine Kosten, da diese von dem Grundstücksei-
gentümer übernommen werden.  
 
8. Städtebaulicher Vertrag 

Zur Sicherung der Realisierung und des Planverfahrens wird vor Satzungsbeschluss zwischen der Stadt Aachen und dem 
Grundstückseigentümer ein städtebaulicher Vertrag abgeschlossen. Dieser Vertrag soll alle Voraussetzungen und Bedin-
gungen für die Realisierung der Maßnahmen sicherstellen. 
 
Im städtebaulichen Vertrag sind folgende Aspekte zu regeln:  

 Ausgleichsmaßnahmen gemäß Umweltbericht auf den Flurstücken Gemarkung Brand, Flur 13, Parzellen 145 und 
730, die sich in unmittelbarer Nähe des Plangebiets südlich des Sebastianuswegs befinden 

 Regelungen zur Entwässerung, insbesondere des notwendigen Leitungsbaus unterhalb des städtischen Wirt-
schaftsweges zwecks Einleitung von unbelastetem Niederschlagswasser in den Brander Bach  

 Begrenzung der Versiegelung des Plangebietes auf maximal 69 % 

 Anpflanzungen gemäß Grünordnungsplan und Baumbilanz mit Abnahmeregelung  
            
9. Plandaten 

Plangebiet   16.427 m² 
Gewerbegebiete         16.427 m² 

 Gewerbegebiet GE1   13.033 m² 

 Gewerbegebiet GE 2   3.394 m² 
 
 
Diese Begründung ist Bestandteil des Beschlusses, mit dem der Planungsausschuss in seiner Sitzung am ... .... .... .... die 
Veröffentlichung im Internet und die zusätzliche öffentliche Auslegung des Bebauungsplans Nr. 976 – Im Ginster / Erweite-
rung Gewerbegebiet - beschlossen hat. 
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Aachen, den ................ 
 
 
 
(Sibylle Keupen) 
Oberbürgermeisterin 
 
 
 
Anlage: Umweltbericht 
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für den Bereich zwischen Im Ginster und der A 44 im Stadtbezirk Aachen-Brand 

 
 

 
 

Lage des Plangebietes  
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Umweltbericht 

1. Einleitung 

1.1 Lage des Plangebietes 

Das Plangebiet befindet sich im Nordosten des Stadtteils Brand angrenzend an das bestehende 

Gewerbegebiet entlang der Nordstraße zwischen der Bundesautobahn A 44 im Nordwesten, dem 

Sebastianusweg im Südosten und einem weiteren Wirtschaftsweg im Nordosten. Das Plangebiet 

umfasst die Flurstücke 157, 158, 159, 160, 304 und 306 in der Flur 25, Gemarkung Brand mit einer 

Fläche von insgesamt rd. 1,64 ha. Es handelt es sich um eine ackerbaulich genutzte Fläche, die von 

Südwesten nach Nordosten gleichmäßig um ca. 5,5 m abfällt. 

 

 

Abb. 1: Luftbild Plangebiet 2024  

 
1.2 Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes 

Durch die Entwicklung eines zusätzlichen Bebauungsplanes mit der Festsetzung eines Gewerbege-

bietes nordöstlich des bestehenden Bebauungsplanes Nr. 624 soll der heutige Standort der Firma 

Geulen in Aachen-Brand langfristig gesichert werden. 

Die neue Fläche soll als Lagerfläche für Baustoffe genutzt werden. Da das heutige Betriebsgelände 

der Firma im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 624 nahezu flächendeckend als überbau-

bare Fläche festgesetzt wurde, besteht keine Notwendigkeit, im Bereich des geplanten Bebauungs-

planes weitere überbaubare Flächen für hochbauliche Maßnahmen festzusetzen. Bei Bedarf kann 

eine notwendige bauliche Erweiterung auf dem heutigen Betriebsgrundstück realisiert werden. Die 

Beschränkung auf Lagerflächen kommt der Lage des Plangebietes unterhalb der 110 kV-Leitung 

sowie der Nähe zum Hochspannungsmast und den daraus resultierenden Höhenbeschränkungen 

baulicher Anlagen entgegen. Des Weiteren werden die Auswirkungen auf das Landschaftsbild durch 
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die Beschränkung auf Lagerflächen minimiert. Zusätzlich werden Flächen zum Anpflanzen von Bäu-

men und Sträuchern festgesetzt, um die Einfügung in das Landschaftsbild so weit wie möglich si-

cherzustellen. 

 

Als Art der baulichen Nutzung werden ‚Gewerbegebiete‘ festgesetzt. Das Maß der baulichen Nut-

zung wird u.a. durch die Grundflächenzahl (GRZ) vorgegeben. Diese wird mit 0,8 festgesetzt. 

 

 

Abb. 2: Bebauungsplanentwurf 2024 

 
1.3 Planungsrechtliche Einbindung 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen aus dem Jahr 2003 

stellt für das Plangebiet „Allgemeinen Siedlungsbereich“ dar. 

 

Der wirksame Flächennutzungsplan AACHEN*2030 stellt das Plangebiet innerhalb einer „Gewerbli-

chen Baufläche“ dar. Der nördliche und östliche Teil des Plangebiets liegt innerhalb der Signatur für 

eine stadtklimatische Belüftungsbahn. 

 

Der aktuell geltende Landschaftsplan 1988 stellt für das Plangebiet das Entwicklungsziel „Erhaltung 

des jetzigen Landschaftszustandes bis zur Realisierung der gem. FNP geplanten Nutzung durch 
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Bebauungspläne“ dar. In der Festsetzungskarte ist der gesamte Planbereich als Bereich mit „beson-

derem Schutz von Bäumen, Hecken und Gewässern“ festgesetzt.  

 

Aktuell befindet sich der Landschaftsplan der Stadt Aachen in der Neuaufstellung. In dem Entwurf 

des Landschaftsplanes (Öffentliche Auslegung – Stand April 2024) wird für das Plangebiet in der 

Entwicklungskarte das Ziel 7 „Temporäre Erhaltung des jetzigen Landschaftszustandes bis zur Re-

alisierung der Bauleitplanung“ dargestellt. In der Festsetzungskarte des Landschaftsplanentwurfes 

werden für das Plangebiet keine Darstellungen getroffen. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes schließt östlich an den bestehenden Bebauungsplan Nr. 

624 – Autobahn / Nordstraße – an, der Gewerbegebiete festsetzt. Der Bebauungsplan wurde am 

03.03.1977 rechtskräftig. 

 
1.4 Bedarf an Grund und Boden für die geplanten Nutzungen / Versiegelungsgrad 

Der durch das Baugebiet verursachte Bedarf an Grund und Boden umfasst insgesamt 16.427 m2. 

Diese Fläche verteilt sich auf die einzelnen Nutzungen wie folgt: 

 

Nutzung Flächengröße in m²  

Art Bestand Planung  

 versiegelt unversie-

gelt 

versiegelt 

 

teil- 

versiegelt 

unversie-

gelt 

Verkehrsfläche 670  670   

Ackerfläche 

- davon Leitungen 

 15.757 

2.667 

   

Gewerbefläche GRZ 0,8 

- davon Pflanzfläche 

    - davon Leitungsrecht 

- davon RRB 

  10.105 

 

 

738 

 

 

4.914 

4.340 

2.667 

574 

Zwischensumme 670 15.757 10.775 738 4.914 

Versiegelungsgrad 4,1 % 95,9 % 65,6 % 4,5 % 29,9 % 

Zzgl. Teilversiegelung   + 369  + 369 

Zzgl. Teilversiegelungs-

grad 

  +2,25 %  +2,25 % 

Inkl. Teilversiegelung   11.144  5.283 

Prozentuale Summe 4,1 % 95,9 % 67,9 %  32,1 % 

Flächensumme   16.427        16.427  

 

Die Berechnung des Versiegelungsgrades basiert auf der „Anleitung für die Ermittlung des Gesamt-

versiegelungsgrades in Bebauungsplanverfahren sowie städtebaulichen Wettbewerben / Qualifizie-

rungsverfahren“, aufgestellt im März 2024 durch den Fachbereich Klima und Umwelt der Stadt 

Aachen.  Der Versieglungsgrad des Plangebietes liegt bei 67,9 %, wenn die teilversiegelten Flächen 

zu 50 % als versiegelt berücksichtigt werden. Die Grundflächenzahl wird mit 0,8 festgesetzt. Diese 

Festsetzung erfolgt im Hinblick auf eine möglichst große Flexibilität für zukünftige Nutzungen und 

den hohen Flächenbedarf für Lagerflächen. Im Rahmen des städtebaulichen Vertrages wird geregelt, 

dass die Versiegelung der Gesamtfläche insgesamt auf 69 % beschränkt wird.   
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Im Flächennutzungskonzept (Abb. 3) sind die Flächen wie folgt gekennzeichnet:  

A : Versiegelte Flächen, Lagerplatz für Baustoffe, 

B : Teilversiegelte Flächen, Mitarbeiter Stellplätze, auszuführen als Rasengittersteine,  

1 : Hecken mit überwiegend autochthonen Arten, mehrreihig, mit einzelnen Laubbäumen, 

2 : Hecken mit überwiegend autochthonen Arten, flachwurzelnd, 

3 : Blühwiesen, artenreich,  

4 : Wiesenfläche, naturnah 

RRB: Regenrückhaltebecken, herzustellen als muldenartige Wiesenfläche. 

 

 

Abb. 3: Flächennutzungskonzept, RaumPlan 2024 

 
1.5 Ziele des Umweltschutzes 

Eingriffsvermeidung und Ausgleichsgebot 

Gemäß § 1a (3) BauGB und der Eingriffsregelung gemäß § 21 (1) Bundesnaturschutzgesetz sind 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-

haushaltes zu vermeiden und durch geeignete Festsetzungen auszugleichen. 

Darüber hinaus sind die rechtlichen Regelungen zum Arten- und Biotopschutz, die Fauna-Flora-Ha-

bitat-Richtlinie sowie die Vogelschutzrichtlinie zu beachten.  

Die Ausgleichsbewertung für die zu berücksichtigen Schutzgüter basiert auf dem Leitfaden der Stadt 

Aachen zum Thema „Boden“ (Stand 2012, Neufassung in Bearbeitung) und dem „Aachener Leitfa-

den zur Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft“ (Stand 2006). Hierbei wird der Ausgangs-

zustand des Plangebietes dem Planzustand gegenübergestellt und die Differenz als Eingriff ermittelt.  

Hierbei gilt die Kompensation des Bodeneingriffs sowie des Eingriffs in Natur und Landschaft separat 
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zu betrachten auch wenn der Ausgleich für die verschiedenen Belange bspw. auf der selben Fläche 

umgesetzt wird. 

 

 

Lärmschutz 

Gemäß § 1 (6) Nr. 7c BauGB sind die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine 

Gesundheit in der Abwägung zu berücksichtigen. Die DIN 18005 ‚Schallschutz im Städtebau’ enthält 

als Zielvorstellung schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung. 

 

Bodenschutz 

Die zunehmende Beanspruchung von Boden durch Siedlungs- und Verkehrsflächen erfordert einen 

umfassenden Schutz des Bodens. Die Inhalte des Bodenschutzes richten sich einerseits auf die 

Reduzierung der Flächenversiegelung und andererseits auf die Sicherung der ökologischen Funkti-

onsfähigkeit des Bodens durch den Schutz vor stofflichen und nicht stofflichen Beeinträchtigungen. 

Die in § 1a (2) BauGB enthaltene Bodenschutzklausel weist ausdrücklich auf Maßnahmen der In-

nenentwicklung als städtebauliches Entwicklungsziel hin. Zusätzliche Anforderungen an die Abwä-

gung entstehen durch die Umwidmungssperrklausel, nach der landwirtschaftlich, als Wald oder für 

Wohnzwecke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang für andere Nutzungsarten in Anspruch 

genommen werden dürfen. Gemäß § 1 (6) Nr. 7a BauGB sind „bei der Aufstellung der Bauleitpläne 

die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, ins-

besondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser Luft, Klima und das Wirkungsge-

füge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt“ zu berücksichtigen. In § 1 (6) 

Nr. 7i BauGB wird auch auf die zu beachtenden Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belan-

gen des Umweltschutzes hingewiesen.  

Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschafts-

bildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen in § 1 (6) Nr. 7 

bezeichneten Bestandteilen - dazu gehört auch das Schutzgut Boden - sind in der Abwägung zu 

berücksichtigen gemäß § 1a (3) BauGB. 

Auf Grundlage des Leitfadens Boden (Stand 2012, Neufassung in Bearbeitung) der Stadt Aachen 

erfolgt der Ausgleich für die Schutzgüter Boden, Natur und Landschaft gleichermaßen. 

 

Wasserschutz 

Das Wasser wird entsprechend seiner Funktionen als zu schützendes Gut in der Aufzählung der 

Umweltbelange in § 1 (6) Nr. 7 BauGB geführt. 

Gemäß § 44 Landeswassergesetz ist das anfallende Niederschlagswasser von Grundstücken, die 

nach dem 01.01.1996 erstmals bebaut werden, vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder einem orts-

nahen Oberflächengewässer zuzuführen. 

 

Die sowohl in den rechtlichen Vorschriften als auch in Fachplänen formulierten Grundsätze und Ziele 

des Umweltschutzes sind auf das konkrete Projekt anzuwenden und im Planverfahren zu berück-

sichtigen. Im nachfolgenden Hauptteil wird im Einzelnen hierauf eingegangen. 
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1.6 Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Zur Definierung des Umfangs der Umweltprüfung und der Ausgleichsmaßnahmen fand ein fachbe-

reichsübergreifendes Scoping statt. Gemäß der Stellungnahme des FB Klima und Umwelt sind be-

sonders, die Belange des Bodens und des Klimas im weiteren Verfahren zu berücksichtigen. Diese 

Bewertung resultiert aus der überschlägigen Bewertung der Böden gem. „Leitfaden Boden“ der Stadt 

Aachen (hochwertige Böden). Zudem befindet sich das Plangebiet innerhalb der „Belüftungsbahn 

Stadtklima“ (Anpassungskonzept an die Folgen des Klimawandels im Aachener Talkessel, 2014).  

 
2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

2.1 Schutzgut Mensch 

Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind grundsätzliche Aspekte wie Gesundheitsvor-

sorge, Wohnqualität, Erholung und Freizeit, Grün- und Freiflächen, Luftschadstoffe, Gerüche, 

Lichtimmissionen, Lärmimmissionen, Erschütterungen, Elektromagnetische Felder (EMF), Hoch-

spannungsleitungen, Mobilität, gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Gemäß 

§ 1 (6) Nr. 7c BauGB sind die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Ge-

sundheit in der Abwägung zu berücksichtigen. 

 

2.1.1 Bestandsbeschreibung 

Das Plangebiet hat aufgrund seiner heutigen Nutzung als Ackerland keine direkte Bedeutung für die 

Bevölkerung. Die Naherholungsfunktion des Plangebietes ist mit Ausnahme der Wahrnehmung ei-

nes offenen weitläufigen Landschaftsbildes aufgrund der ausgeräumten Landschaft und der direkt 

südwestlich an das Plangebiet angrenzenden Gewerbeflächen von geringer Bedeutung.  

 

Die Weitläufigkeit wird insbesondere durch die eingegrünte Böschungskante der Bundesautobahn 

A 44 und durch die Gehölzbestände entlang des Brander Baches begrenzt. 

 

Aus lärmschutztechnischer Sicht liegt im Bereich des Plangebietes eine erhebliche Verkehrslärmbe-

lastung durch die Nähe zur Bundesautobahn A 44 vor. 

 

Gemäß der schalltechnischen Betrachtung des Plangebietes durch das Ingenieurbüro Stoffers Akus-

tik, Pulheim, Mai 2021, betragen die Beurteilungspegel zur Tagzeit ca. 74 - 75 dB (A) entlang der 

nordwestlichen Grenze des Plangebietes. Somit werden die Orientierungswerte in der Nähe zur Au-

tobahn deutlich überschritten.  

 

Das Plangebiet wird in West-Ost Richtung von einer Hochspannungsfreileitung (110 kV) gequert.  

 

Der Abstand des Plangebietes zur vorhandenen Wohnbebauung im Bereich der Eilendorfer Straße 

beträgt mindestens 300 m. 

 

2.1.2 Zu erwartende Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben 

Durch die Planung von Lagerflächen anstelle der bisherigen Ackernutzung wird sich das Land-

schaftsbild ändern. Die mögliche Nutzung zu Naherholungszwecken bleibt durch die Erhaltung der 

angrenzenden Wirtschaftswege im Süd- und Nordosten des Plangebietes gewahrt. 
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Da das Plangebiet ausschließlich als Lagerfläche und entlang der Autobahn als Stellplatzfläche ge-

nutzt werden soll, sind aus schalltechnischer Sicht keine Maßnahmen aufgrund des Umgebungs-

lärms erforderlich. Gemäß Lärmgutachten ergibt sich aufgrund der Entfernung von mindestens 

300 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung keine relevante schalltechnische Mehrbelastung durch 

das zukünftige Verkehrsaufkommen und die zukünftige Nutzung, die über den Lärm hinausgeht, der 

vom Verkehrsaufkommen auf der Bundesautobahn A 44 erzeugt wird. Um unzulässige Lärmemit-

tenden innerhalb des Plangebietes auszuschließen, wird das Gewerbegebiet entsprechend des Ab-

standserlasses des Landes NRW (Oktober 2007) gegliedert.1 

 

Zu beiden Seiten der Hochspannungsfreileitung ist ein Schutzstreifen von jeweils 17 m vorgesehen. 

Die Einschränkung der Anlagenhöhen innerhalb des Sicherheitsstreifens dient dem Schutz z.B. von 

Inbrandsetzung durch Reißen der Hochspannungsleitung. Zudem wird textlich festgesetzt, dass in-

nerhalb der Schutzstreifen Nutzungen ausgeschlossen sind, die mit einem mehr als vorübergehen-

den Aufenthalt von Menschen verbunden sind. 

 

2.1.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen. 

● Festsetzung von Gehölzanpflanzungen (7 Neupflanzungen) entlang der vorhandenen Wirt-

schaftswege zum Erhalt der Erholungswirkung 

● Erhalt der an das Plangebiet angrenzenden Wirtschaftswege zum Erhalt des Fußwegenetzes 

und der Naherholung 

● Schutzabstand zu der 110 kV-Leitung und zum Hochspannungsmast, insbesondere Aus-

schluss von Nutzungen im näheren Bereich der Leitung, die mit dem mehr als dem nur vo-

rübergehenden Aufenthalt von Menschen verbunden sind 

● Anordnung von Stellplatzflächen entlang der Autobahn, um hier einen dauerhaften Aufenthalt 

auszuschließen 

● Gliederung des Gewerbegebietes entsprechend des Abstandserlasses NRW 1 

● Reduzierung der Anlagenhöhen innerhalb des Schutzstreifens der Hochspannungsfreileitung 

 
2.2 Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Gemäß § 1 (6) Nr. 7a BauGB sind „bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange des Umwelt-

schutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkun-

gen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie 

die Landschaft und die biologische Vielfalt“ zu berücksichtigen. Gemäß § 1 BNatSchG sind Tiere 

und Pflanzen als Bestandteile des Naturhaushaltes in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen 

Artenvielfalt zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln. 

Zur Beurteilung der Auswirkungen wurden für den erweiterten Geltungsbereich eine artenschutz-

rechtliche Prüfung der Stufe I (raskin Umweltplanung und Umweltberatung GbR, Aachen, November 

2020) erarbeitet. Des Weiteren wurde durch denselben Gutachter eine FFH-Verträglichkeitsprüfung 

aufgrund der Nähe zu den FFH-Gebieten ‚Brander Wald‘ und ‚Münsterbachtal / Münsterbusch‘ vor-

                                                           
1 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen, Im-
missionsschutz in der Bauleitplanung – Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rah-
men der Bauleitplanung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsamen Abstände (Abstandserlass), Oktober 2007: 
https://www.umwelt.nrw.de/system/files/media/document/file/broschuere_immissionsschutz_bauleitplng.pdf 
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genommen. Zur Beurteilung der Eingriffe in den Naturhaushalt wurde durch das Büro für Umweltpla-

nung, Dipl. Biol. U. Haese, Stolberg, Oktober 2024 ein landschaftspflegerischer Fachbeitrag mit Bi-

lanzierung der Eingriffs- und Ausgleichsmaßnahmen erstellt gemäß des Aachener Leitfadens. 

 

 

 

2.2.1 Bestandsbeschreibung 

Das Plangebiet wird heute ackerbaulich genutzt und weist keinerlei Bäume und Gehölze auf. Ledig-

lich die bisherige Wendeanlage ist versiegelt.  

Nach Angaben des zuständigen Landesamtes (LANUV) sind im Bereich des zugrunde zu legenden 

ersten Quadranten des Messtischblattes 5203 „Stolberg“ sowie innerhalb des nahegelegenen zwei-

ten Quadranten des Messtischblattes 5202 „Aachen“ insgesamt Vorkommen von 43 geschützten 

und planungsrelevanten Tierarten bekannt. Im Fundortkataster des LANUV sind für das Plangebiet 

und einen Umkreis von 500 m keine Fundpunkte hinterlegt, im Aachener Artenkataster hingegen 

zwei im Nordosten des Gebietes: Ein Fundpunkt des Turmfalken aus dem Jahr 2008 (Entfernung 

480 m zum Plangebiet) und ein Fundpunkt des Kiebitzes aus dem Jahr 2005 (465 m zum Plange-

biet). 

Innerhalb des Plangebietes befinden sind keine FFH-Gebiete. Das nächstgelegene FFH-Gebiet 

‚Brander Wald‘ mit dem vorrangigen Ziel der Erhaltung und Förderung der Gelbbauchunken-Popu-

lation liegt in ca. 900 m Entfernung zum Plangebiet. 

 

2.2.2 Zu erwartende Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben 

Durch die im Bebauungsplan beabsichtigten Festsetzungen werden Eingriffe ermöglicht, die zu einer 

Flächenversiegelung von insgesamt ca. 11.513 m2 (versiegelte und teilversiegelte Flächen) und zu 

einem Verlust von Vegetationsflächen führen. Durch entsprechende Festsetzungen wird der Ge-

samteingriff teilweise innerhalb des Plangebietes ausgeglichen. Dieser Ausgleich erfolgt vorrangig 

durch die Festsetzung von Gehölzanpflanzungen entlang der süd- und nordöstlichen Plangebiets-

grenze. 

Zur Minderung des Eingriffs in den Naturhaushalt soll das Plangebiet zum Landschaftsrand durch 

einen mindestens 10 m breiten Hecken- und Gehölzstreifen eingegrünt werden. Innerhalb dieses 

Streifens ist alle 20 m ein Laubbaum zu pflanzen. Der Pflanzstreifen kann im Bereich der Gasleitung 

nur mit flachwurzelnden Gehölzen ausgeführt werden. Im Bereich der Wasserleitung sind lediglich 

Blühstreifen und einzelne Gehölze mit einem Abstand von mindestens 3 m zur Leitungsmitte zuläs-

sig. Dachbegrünungen werden innerhalb des Plangebietes aufgrund der Lagernutzung nicht festge-

setzt. Sollten einzelne Baustoffe mit einem Dach überdeckt werden, dann dient diese Abdeckung 

lediglich dem Abhalten von Niederschlagswasser und wird in konstruktiver Leichtbauweise realisiert. 

Eine Dachbegrünung würde zu einer nicht gewünschten Betonung dieser Abdeckung führen, zumal 

statisch auch ein wesentlich dickerer Dachaufbau erforderlich wäre.  

 

Die Eingriffsbilanzierung wird innerhalb des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages (Büro für Um-

weltplanung, Dipl. Biol. U. Haese, Oktober 2024) vorgenommen. Gemäß Bilanzierung ergibt sich ein 

Defizit von 2.256 Ökopunkten entsprechend des Aachener Leitfadens zur Bewertung von Eingriffen 

in Natur und Landschaft (Stand 2006). 
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A Ausgangszustand   

Code Biotoptyp Fläche in 

m2 

Wert Flächen-

wert 

33.1.3 Acker, intensiv bewirtschaftet  14.533 0,3 4.360 

52.1.6, 

52.2.6  

Unbefestigter Weg 561 0,3 168 

33.1.4 - 

33.5.4  

Acker extensiv 280 0,5 140 

51.2.2 Freiflächen mit  

Spontanvegetation 

383 0,5 192 

52.1.1-3 Versiegelte Straße 670 0,0 0 

Gesamtflächenwert 16.427   4.860 

 

B Planzustand 

Code Biotoptyp Fläche in 

m2 

Wert Flächen-

wert  

52.1.1-3, 

52.2.1,  

52.3.1 

A  Versiegelte Straße  670 0,0 0 

A  Lagerplatz versiegelt 10.105 0,0 0  

52.1.6,  

52.2.6  

B  Stellplätze MA teilversiegelt   738 0,1 74 

  Regenrückhaltebecken mit  

Intensivbegrünung 

574 0,4 229 

41.3b 1  Hecken mit überwiegend autochthonen Arten, 

mehrreihig, mit einzelnen Laubbäumen 

1.303 0,6 782 

41.3a 2  Hecken mit überwiegend autochthonen Arten, 

flachwurzelnd  

837 0,5 418 

51.2.2 3  Blühwiesen, artenreich  783 0,5 392 

51.2.2 4  Wiesenfläche naturnah  1.417 0,5 709 

 Gesamtflächenwert   16.427   2.604 

 

C Gesamtbilanz 

   

 

Gesamtflächenwert B - A 

 

- 2.256 

 

Gesamtflächenwert B : A  

 

53,6 % 
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Die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen sind multifunktional für die Schutzgüter Boden, Natur und 

Landschaft umzusetzen. Hierbei gilt die Kompensation des Bodeneingriffs sowie des Eingriffs in Na-

tur und Landschaft separat zu betrachten auch wenn der Ausgleich (intern oder extern) für die ver-

schiedenen Belange wie hier geplant auf der selben Fläche umgesetzt wird. 

 

Insgesamt kann für fast alle in der Artenschutzvorprüfung untersuchten Arten die Erwartung begrün-

det werden, dass sie nicht von der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 976 betroffen sind. Dies 

betrifft insbesondere Tierarten, die an Wasser oder Wald gebunden sind, aber auch einzelne Feld-

vögel wie die Feldlerche, die das Plangebiet aufgrund der hohen Vorbelastung und der Störwirkung 

durch die Hochspannungsleitung, der Autobahn sowie angrenzender Gebäude meiden würden.  

 

Im Ergebnis kann eine Beeinträchtigung planungsrelevanter oder sonstiger geschützter Arten durch 

das Planvorhaben ausgeschlossen werden, sofern Baufeldräumungen und Baumfällungen außer-

halb der gesetzlich geschützten Vogelbrutzeiten erfolgen. Eine vertiefende Artenschutzprüfung der 

Stufe 2 (ASP II) ist nicht erforderlich. Innerhalb der textlichen Festsetzungen wird auf die gesetzlich 

geschützten Vogelbrutzeiten hingewiesen. 

 

Die FFH-Verträglichkeitsprüfung führt zu dem Ergebnis, dass die Möglichkeit erheblicher Auswirkun-

gen und Beeinträchtigungen auf die FFH-Gebiete oder ihre maßgeblichen Bestandteile ausgeschlos-

sen ist und keine Arten oder Lebensraumtypen negativ beeinflusst werden. Als vorsorgliche Vermei-

dungsmaßnahme wird empfohlen, auf die Ansiedlung von stark emittierendem Gewerbe wie bei-

spielsweise Tierhaltungsanlagen, Energieerzeugung oder Zement- / Chemieindustrie zu verzichten. 

Bei Einhaltung dieser Empfehlungen ist die Planung des Vorhabens mit den habitatschutzrechtlichen 

Vorgaben vereinbar und eine vertiefte FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht erforderlich. 

 

Die Ackerflächen erfahren eine nachhaltige Veränderung mit einem vollständigen Verlust der bishe-

rigen Funktionen. Die umliegenden Acker- und Grünlandflächen bleiben jedoch im räumlichen Zu-

sammenhang und mit vergleichbaren ökologischen Grundbedingungen weiterhin erhalten. Eventu-

elle Ruhe- und Fortpflanzungsstätten einzelner Arten werden sich voraussichtlich auf benachbarte 

Flächen verlagern. 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes kann artenschutzrechtlich nach derzeitigem Kenntnisstand 

als zulässig angesehen werden. Sonstige Verbotstatbestände nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatschG), die der Aufstellung und der Umsetzung der Änderung des Bebauungsplanes entgegen-

stehen könnten, sind derzeit nicht erkennbar. Es bestehen nach augenblicklichem Erkenntnisstand 

keine dauerhaften Ruhe- und Vermehrungsstätten. Besondere artenschutzrechtliche Maßnahmen in 

Form von Ersatzlebensräumen sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht erforderlich, da vergleich-

bare Lebensraumstrukturen im räumlichen Zusammenhang weiterhin gegeben sein werden. 

 

2.2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

● Festsetzung von großflächigen Gehölzanpflanzungen und Anpflanzung von sieben Bäumen 

mit einem Mindeststammumfang von 18 – 20 cm entlang der vorhandenen Wirtschaftswege 

zur Erhaltung des Landschaftsbildes und zur Aufwertung des internen Ausgleichs 

● Vertragliche Regelung zur Durchführung externer multifunktionaler Ausgleichsmaßnahmen 

durch die Extensivierung von Grünlandflächen (Flurstücke 145, 730, Flur 13), die sich aus der 

48 von 146 in Zusammenstellung



Bebauungsplan Nr. 976 Umweltbericht 
- Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet - Stand 07. November 2024 

 

13 

Eingriffsbilanzierung in den Boden und den Naturhaushalt ergeben Die vorgesehenen Aus-

gleichsmaßnahmen korrespondieren mit den Zielen des aktuellen und dem in Aufstellung be-

findlichen Landschaftsplan. 

● Vertragliche Regelung der Einschränkung der Flächenversiegelung auf 69 % und Nutzung 

teilversiegelter Flächen (Rasengittersteine für Stellplätze) 

● Hinweis auf die gesetzlich geregelte Brut- und Aufzuchtzeit 

● Erstellung eines Freianlagenplans mit Pflanzlisten  

 
2.3 Schutzgut Boden 

Böden sind ein bedeutender Bestandteil des Naturhaushaltes. Mit seinen natürlichen Funktionen ist 

der Boden Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen 

und übt als zentrales Umweltmedium vielfältige Funktionen im Ökosystem aus. Böden benötigen 

Jahrtausende um sich aus dem Gestein durch physikalische, chemische und biologische Verwitte-

rungs- und Umwandlungsprozesse unter dem Einfluss von Klima und Vegetation zu bilden und kön-

nen in nur wenigen Augenblicken zerstört oder geschädigt werden. Aufgrund der langsamen Boden-

entwicklung sind solche Veränderungen praktisch irreversibel, so dass auf lange Sicht die nachhal-

tige Nutzung und Verfügbarkeit von Böden in Frage steht. Deshalb kommt dem Schutz des Bodens 

in seiner Funktion als Lebensgrundlage für künftige Generationen eine besondere Bedeutung zu. 

Der Schutz von Böden und Bodenfunktionen (§ 2 (1) und (2) BBodSchG) wird durch das Bundesbo-

denschutzgesetz (BBodSchG) gesetzlich geregelt. Schädliche Bodenveränderungen (§ 2 (3) 

BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche 

Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

Gemäß § 4 (1) BBodSchG hat jeder, der auf den Boden einwirkt, sich so zu verhalten, dass schädli-

che Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. 

Das BBodSchG zielt in § 1 darauf ab, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder wieder-

herzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren und Vorsorge gegen nach-

teilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchti-

gungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturge-

schichte so weit wie möglich vermieden werden. 

Bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes sind gemäß § 1 (6) Nr. 1 und Nr. 7a BauGB, die allge-

meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- 

und Arbeitsbevölkerung sowie die Belange des Bodens zu berücksichtigen. 

 

2.3.1 Bestandsbeschreibung 

Grundvoraussetzung einer sachgerechten Anwendung der Eingriffsregelung ist eine systematische 

Erfassung und Bewertung des Schutzgutes Boden. Flächendeckende, bodenbezogene Daten für 

das Stadtgebiet Aachen werden in der vom GD NRW Bodenschutz-Fachbeitrag für die räumliche 

Planung sowie in der Karte der schutzwürdigen Böden im Maßstab 1:50.000 vorgehalten (GD NRW, 

2018). Dieser Maßstab reicht auf der kommunalen Planungsebene zur Ermittlung und Abgrenzung 

schutzwürdiger Böden nicht aus (MUNVL; 2007). 
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Seit 2022 liegen für die landwirtschaftlichen genutzten Flächen die überarbeitete Bodenfunktions-

karte gem. dem dritten Fachbeitrag des GD NRW (2018) im Maßstab 1:5.000 vor. In der Bodenfunk-

tionskarte der Stadt Aachen werden für das Plangebiet Braunerden ausgewiesen, die in die Boden-

funktion „Naturhaushalt“ mit der Schutzwürdigkeitsstufe 4 (schutzwürdig) eingestuft werden. 

Naturhaushalt setzt sich aus drei den Teilfunktionen Bodenfruchtbarkeit,  

Wasserspeichervermögen und Filter -und Pufferfunktion zusammen. (Siehe Leitfaden) 

Gemäß der Karte für Bodenkühlleistung (ahu, 2024) wird das Plangebiet aufgrund der hohen Bo-

denkühlleistung in der Planungshinweiskarte in die Schutzzone 1 ‚Erhalt besonderer kühlleitungs-

starker und schützenswerter Böden‘ eingestuft. 

Nach dem derzeitigen Planungsstand liegen in dem Gebiet keine Eintragungen von Altlastenver-

dachtsflächen im Altlastenverdachtsflächenkataster vor. Die vorliegenden Daten aus der digitalen 

Bodenbelastungskarte der Stadt Aachen weisen auf eine geringfügige Überschreitung der Vorsor-

gewerte des Cadmium- und Zinkgehalts hin.  

 

2.3.2 Zu erwartenden Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben 

Die Böden des Plangebietes weisen hinsichtlich ihrer Bodenfunktionen eine hohe Schutzwürdigkeit 

und eine hohe Naturbelassenheit auf. Durch die vorgesehene Planung werden Böden bis zu 11.513 

m2 versiegelt und teilversiegelt, so dass mit der bestehenden Verkehrsfläche und der Anrechnung 

der teilversiegelten Flächen gemäß „Anleitung für die Ermittlung des Gesamtversiegelungsgrades in 

Bebauungsplanverfahren sowie städtebaulichen Wettbewerben / Qualifizierungsverfahren“, aufge-

stellt im März 2024 durch den Fachbereich Klima und Umwelt der Stadt Aachen ein Versiegelungs-

grad von ca. 67,9 % vorliegen wird. Dieser Eingriff ist durch entsprechende Maßnahmen zu kompen-

sieren. 

  

Ist -Zustand  

  

Flächengröße Schutz- 

Würdigkeit 

Naturbelassenheit WE Gesamtwert 

1,31 Stufe 4  N6 Acker  

intensiv 

0,6 0,79 WE ha 

0,26 ---- Acker im Einflussbe-

reich Leitungen  

0,3 0,08 WE ha 

0,07 ---- Verkehrsfläche versie-

gelt 

0 0,0 WE ha 

1,64   
 

  0,87 WE ha 

 

Planzustand 

  

Flächengröße 1,64 Eingriff Schutzwürdigkeit/ 

Naturbelassenheit 

WE Gesamtwert  

0,07 Verkehrsfläche 

versiegelt 

N(A)1 0 0 WE ha 

1,01 Lagerplatz, 

versiegelt 

N(A)1 0 0 WE ha 
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0,07 teilversiegelt 

wasserdurch-

lässige Beläge 

mit Unterbau  

N(A)3 0,1 0,01 WE ha 

0,49 Unversiegelt, 

Hecken, Grün-

flächen, Rück-

haltung 

Stufe 4/N9 

(interne Aufwertung) 

0,8  0,39 WE ha 

1,64       0,40 WE ha 

     

Schutzgut Ist-Zustand Plan-Zustand ∆ Differenz  
 

Boden 0,87 0,40 0,47 WE ha 
 

 

Durch die zusätzliche Versiegelung von 10.105 m2, der schon bestehenden Versiegelung von 670 

m2 und der zusätzlichen Teilversiegelung von 738 m2 wird der Boden in seiner natürlichen Funkti-

onsfähigkeit gestört. Die Funktionen wie Bodenkühlleistungen, Versickerungsleistung und Wasser-

speicherfähigkeit des Bodens gehen durch die zusätzliche Versiegelung irreversibel verloren. Der 

Eingriff wird für das Schutzgut Boden folglich als erheblich eingestuft (näheres siehe 2.5 und 2.7). 

 

2.3.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

● Minimierung der Oberflächenversiegelung durch vertragliche Regelung, dass maximal 69 % 

des Gewerbegebietes versiegelt werden dürfen und die Nutzung teilversiegelter Flächen 

(Rasengittersteine für Stellplätze) 

● Festsetzung von großflächigen Gehölzanpflanzungen und Anpflanzung von sieben Bäumen 

mit einem Mindeststammumfang von 18 – 20 cm entlang der vorhandenen Wirtschaftswege 

zur Aufwertung des internen Ausgleichs 

● Vertragliche Regelung zur Durchführung externer multifunktionaler Ausgleichsmaßnahmen 

durch die Extensivierung von Grünlandflächen (Flurstücke 145, 730, Flur 13 Gemarkung 

Brand), die sich aus dem Eingriff in den Boden und den Naturhaushalt ergeben 

● Festsetzung, dass Flächen, auf denen Baustoffe gelagert werden, vollständig zu versiegeln 

sind 

● Festsetzung, dass Flächen, auf denen Baustoffe gelagert werden, ausschließlich innerhalb 

der überbaubaren Flächen zulässig sind  

● Festsetzung, dass bei der Errichtung baulicher Anlagen der Boden fachgerecht abzugraben, 

zwischenzulagern und fachgerecht wieder einzubauen ist  

 
2.4 Schutzgut Fläche 

Gemäß § 1a (2) BauGB ist mit Grund und Boden sparsam umzugehen. „Dabei sind zur Verringerung 

der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Ent-

wicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung 

und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das not-

wendige Maß zu begrenzen.“  
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2.4.1 Bestandsbeschreibung 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von insgesamt 1,64 ha. Aktuell dienen 670 m2 als versiegelte 

Verkehrsfläche. Diese wurde frühzeitig als Verkehrsfläche entwidmet und von dem Vorhabenträger 

erworben. Diese Fläche ist bereits heute versiegelt. Die sonstigen Flächen werden als Ackerflächen 

genutzt. 

 

2.4.2 Zu erwartende Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben 

Durch den Bebauungsplan wird eine zusätzliche Fläche von 10.843 m2 versiegelt, davon 738 m² 

teilversiegelt (Rasengittersteine mit Unterbau für Stellplätze), zuzüglich 670 m2 bereits bestehende 

versiegelte Fläche. Mit dieser Fläche werden insgesamt 67,9 % des Gewerbegebietes versiegelt 

(siehe 1.4). Damit liegt der Versiegelungsgrad 12,1 % unterhalb der zulässigen Grundflächenzahl, 

die mit 0,8 festgesetzt wird. Die Festsetzung der GRZ mit 0,8 erfolgt im Hinblick auf eine möglichst 

große Flexibilität für zukünftige Nutzungen und den hohen Flächenbedarf für Lagerflächen. Die ma-

ximale Versiegelung soll vertraglich auf 69% festgesetzt werden.  

 

Aufgrund der hohen Flächeninanspruchnahme in Deutschland und NRW hat sich die Bundesregie-

rung im Rahmen der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2030 die 

Neuinanspruchnahme und Neuversiegelung von Flächen zu reduzieren. Die Auswirkungen auf den 

Boden durch die zusätzliche Flächenversiegelung sind als hoch anzusehen. Der Boden als Wasser-

speicher und Kühlelement wird beeinträchtigt (siehe 2.3).  

Im Rahmen des Verfahrens wurde geprüft, ob im Gegenzug im Stammbetrieb des Vorhabenträgers 

innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 624 Flächenversiegelungen reduziert werden können. Eine der-

artige Möglichkeit besteht jedoch nicht, weil Lagerflächen aus dem Stammbetrieb in den Bebauungs-

plan Nr. 976 verlegt werden sollen, um im Bereich des Stammbetriebes Hallenbauten entsprechend 

des Bebauungsplanes Nr. 624 realisieren zu können.  

 

2.4.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

● Minimierung der Flächeninanspruchnahme durch vertragliche Regelung, dass maximal 

69 % des Gewerbegebietes versiegelt werden dürfen  

● Regelung der Nutzung der teilversiegelten Flächen (Rasengittersteine für Stellplätze) 

 
2.5 Schutzgut Wasser 

Bezüglich des Schutzgutes Wasser stehen der Schutz der Gewässer und deren Funktion für den 

Menschen und den Naturhaushalt im Vordergrund. Abzuwägen sind die denkbar möglichen Auswir-

kungen auf das Grundwasser und die Oberflächenwässer, die sich aus der Umsetzung des Bebau-

ungsplanes durch die Bebauung und Nutzung von Flächen und deren Entwässerung ergeben kön-

nen. Die hierfür notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen liefert das Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG) in Verbindung mit dem Landeswassergesetz (LWG NRW). Gemäß § 1 WHG ist das Schutz-

gut Wasser als Lebensraum für Tiere und Pflanzen, als nutzbares Gut, als Bestandteil des Natur-

haushaltes und als Lebensgrundlage für Menschen zu schützen. Das Wasser wird entsprechend 

seiner Funktionen als zu schützendes Gut in der Aufzählung der Umweltbelange in § 1 (6) Nr. 7 

BauGB geführt. Zudem ist das anfallende Niederschlagswasser gemäß § 44 Landeswassergesetz 

von Grundstücken, die nach dem 01.01.1996 erstmals bebaut werden, vor Ort zu versickern, zu 

verrieseln oder einem ortsnahen Oberflächengewässer zuzuführen. 
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2.5.1 Bestandsbeschreibung 

Grundwasserschutz 

Das Plangebiet ist bisher unbebaut und besteht aus Ackerland. Der anstehende Boden wird domi-

niert von den bis in größere Tiefen reichenden Verwitterungsbildungen des Namur, die eine sehr 

geringe Wasserdurchlässigkeit besitzen. Überlagert wird diese Schicht von den Deckschichten aus 

gering wasserdurchlässigem Lößlehmen, die im Plangebiet stellenweise bis in eine Tiefe von 

ca. zwei Metern reichen. Der Grundwasserflurabstand beträgt gemäß Baugrundkarte im gesamten 

Plangebiet weniger als einen Meter. 

Resümierend kann festgehalten werden, dass das Grundwasser oberflächennah die Deckschichten 

nahezu horizontal durchströmt, da der darunter liegende Boden eine geringere Wasserdurchlässig-

keit besitzt. Dadurch bedingt ist eine Schutzwirkung für das Grundwasser kaum gegeben.  

 

Entwässerung 

Das Plangebiet grenzt im Süden an die abwassertechnisch erschlossene Straße Im Ginster, die im 

Mischsystem zur Abwasserreinigungsanlage Aachen Eilendorf entwässert. Das anfallende Nieder-

schlagswasser versickert bzw. verdunstet momentan auf dem Gelände oder es fließt oberflächig 

hangabwärts, je nach Aufnahmefähigkeit des Bodens. 

 

Wasserschutzgebiete / Hochwasserschutz / oberirdische Gewässer / Thermalquellenschutz 

Das Plangebiet liegt weder innerhalb eines ausgewiesenen Wasserschutzgebietes noch innerhalb 

eines Überschwemmungsgebietes.  

Es gehört zum Einzugsbereich des Haarbaches und damit auch der Wurm, an deren Unterlauf, un-

terhalb des Stadtgebietes von Aachen immer noch Hochwassergefahr besteht. Bei weiteren Versie-

gelungen im vorgenannten Einzugsbereich soll der notwendige Hochwasserschutz für die gefährde-

ten Bereiche durch die Umsetzung der Maßnahmen aus dem aufgestellten Hochwasserrisikoma-

nagementplan (HWRM-Plan) nach § 75 WHG erreicht werden. Bis zur Verwirklichung der Maßnah-

men des HWRM-Planes zur Abflachung der Hochwasserwelle müssen bei neuen Baumaßnahmen, 

die eine zusätzliche, maßgebliche Flächenversiegelung mit sich bringen können, örtliche, dezentrale 

Maßnahmen zum Hochwasserschutz bezogen auf das 100-jährliche Ereignis ergriffen werden, um 

die bestehende, bereits kritische Situation, nicht weiter zu verschärfen. 

Oberflächengewässer und Thermalquellen befinden sich nicht im Plangebiet. 

 

2.5.2 Zu erwartenden Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben 

Das Plangebiet liegt weder innerhalb eines ausgewiesenen Wasserschutzgebietes noch innerhalb 

eines Überschwemmungsgebietes. Diesbezüglich können die Auswirkungen durch das Vorhaben 

für den Wasser- und Hochwasserschutz als gering eingestuft werden. 

   

Grundwasserschutz 

Da Stoffe gemäß § 48 (2) WHG nur so gelagert oder abgelagert werden dürfen, dass eine nachteilige 

Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit ausgeschlossen werden kann, wird in den schriftli-

chen Festsetzungen festgesetzt, dass Flächen, auf denen Baustoffe gelagert werden, vollständig zu 

versiegeln sind und sich innerhalb der überbaubaren Flächen befinden müssen. Ferner sind die Flä-

chen so zu gestalten, dass kein Niederschlagswasser oberflächig über die Schulter auf unbefestigte 

Flächen abfließen kann. 
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Im städtebaulichen Vertrag mit dem Vorhabenträger wird geregelt, dass maximal 69 % des Gewer-

bebetriebes versiegelt werden dürfen. Darüber hinaus wird schriftlich festgesetzt, dass wenn Bau-

werke ins Grundwasser einbinden, ggf. Maßnahmen, wie z.B. eine druckwasserdichte Abdichtung 

der erdberührenden Bauwerke, zum Schutz vor hohem Grundwasser oder Umleitungen des Grund-

wasserstromes um den Baukörper herum erforderlich sind. Diese Maßnahmen sind dann, durch ei-

nen Gutachter zu benennen und Lösungsansätze zu ermitteln und zu beschreiben. Die Anforderun-

gen ergeben sich aus den vorhandenen wasserrechtlichen Bestimmungen (§ 49 WHG). Danach sind 

Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf das Grund-

wasser auswirken können, der Unteren Wasserbehörde (UWB) einen Monat vor Beginn der Arbeiten 

anzuzeigen. Ggf. wird dann eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, die möglicherweise an Auf-

lagen, wie zum Beispiel das Erstellen von hydrogeologischen Gutachten und das Umsetzen der darin 

ermittelten Schutzmaßnahmen, gebunden ist. Sollte gemäß Gutachten eine Umleitung des Grund-

wasserstromes erforderlich werden, ist bei der UWB eine Erlaubnis zu beantragen. 

Der Eingriff v.a. durch die Neuversiegelung (11.513 m², inkl. bestehender Versiegelung und Teilver-

siegelung) wird für das Grundwasser bzw. die Grundwasserneubildung als bedingt erheblich einge-

stuft. 

 

Entwässerung 

Die Oberflächenversiegelung aufgrund einer zukünftigen Bebauung schränkt die Bodenfunktion als 

Speicher, Filter und Puffer des Niederschlagswassers ein. Gemäß § 44 Landeswassergesetz ist das 

anfallende Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 01. Januar 1996 erstmals bebaut 

werden, vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder einem ortsnahen Oberflächengewässer zuzufüh-

ren.  

 

 

Abb. 4: Entwässerungskonzept, GE HA Dipl. Ing. G. Geßenich GmbH, November 2024 

 

Das Niederschlagswasser aller Flächen mit Ausnahme der Zufahrt soll entsprechend dem Entwäs-

serungskonzept des Ingenieurbüros GE HA Dipl. Ing. G. Geßenich GmbH, November 2024, Aachen, 

einem 220 m3 großen Regenrückhaltebecken, welches als muldenartige Wiesenfläche ausgebildet 

wird, im Nordosten des Plangebietes zugeleitet und gedrosselt dem Brander Bach zugeführt werden. 

Der Ablauf soll auf 15 l/sec reduziert werden. Für die erforderliche Niederschlagswasserbehandlung 

ist eine Sedimentationsanlage vorgesehen. Bei der Ausführung des Entwässerungskonzeptes müs-

sen die Grundwassermessstellen „010302128 SEBASTIANUSWEG 2“, 200 m in südöstlicher Rich-

tung, und „010302116 SEBASTIANUSWEG 1“, 400 m in nordöstlicher Richtung, beachtet und un-
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beschädigt belassen werden. Die Regelungen zur Entwässerung und v.a. des notwendigen Leitungs-

baus unterhalb des städtischen Wirtschaftsweges zwecks Einleitung in den Brander Bach werden 

im städtebaulichen Vertrag festgehalten und geregelt.  

 

Hochwasserschutz 

Da die Umsetzung aller Maßnahmen aus dem HWRM-Plan noch nicht erfolgt ist, muss im Rahmen 

der Entwässerungsplanung für die Umsetzung des Bebauungsplans durch den Vorhabenträger in 

Abstimmung mit dem Abwasserbeseitigungspflichtigen der Stadt (FB 68/501) 

● der rechnerische Nachweis erbracht werden, dass keine zusätzliche Versiegelung gegenüber 

dem Istzustand, d.h. gegenüber 

 - dem bisher genehmigten Bebauungsplan erfolgt, bzw. 

 - einem sonstigen Baurecht erfolgt, oder 

● der rechnerische Nachweis erbracht werden, dass keine maßgebliche Erhöhung des Ober-

flächenabflusses aus dem Bebauungsplangebiet erfolgen wird (eine schriftliche Aussage des 

WVER ist dazu einzuholen), oder 

● basierend auf der Aussage des WVER, eine dezentrale Hochwasserschutzmaßnahme (Dros-

selung und Rückhaltung) im Baugebiet vorgesehen werden. 

 

Eine diesbezügliche schriftliche Bestätigung des Abwasserbeseitigungspflichtigen ist der Unteren 

Wasserbehörde in Form des ausgefüllten Formblattes ‚Beschreibung der Abwasserbeseitigung im 

Bebauungsplanverfahren durch FB 68/501 vorzulegen. Die Umsetzung des Hochwasserschutzes 

soll über den städtebaulichen Vertrag mit dem Vorhabenträger geregelt werden. 

 

Bei einer konsequenten Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes sowie aller anderen gesetzli-

chen wasserwirtschaftlichen Bestimmungen und Satzungen werden bei der Aufstellung und Umset-

zung des Bebauungsplanes nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser großteilig vermie-

den bzw. ausgeglichen. Somit werden die Auswirkungen als geringfügig bis bedingt erheblich einge-

stuft. 

 

2.5.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

● Minimierung der Oberflächenversiegelung durch vertragliche Regelung, dass maximal 69 % 

des Gewerbegebietes versiegelt werden dürfen  

● Regelung der Nutzung der teilversiegelten Flächen (Rasengittersteine für Stellplätze) 

● Festsetzung von Drosselung des Wasserablaufs auf 15 l/sec und des Regenrückhaltebe-

ckens in Form einer muldenartigen Wiesenfläche mit Sedimentationsanlage innerhalb des 

Plangebietes zur Vermeidung einer maßgeblichen Erhöhung des Oberflächenwasserabflus-

ses  

● Festsetzung, dass Flächen, auf denen Baustoffe gelagert oder umgeladen werden, vollstän-

dig zu versiegeln sind und sich innerhalb der überbaubaren Flächen befinden müssen 

● Schriftliche Festsetzung, dass bei Einbindung in das Grundwasser zu prüfen ist, ob eine 

grundwassergerechte Abdichtung der erdberührenden Bauteile zum Schutz vor hohem 

Grundwasser oder Umleitungen des Grundwasserstroms um den Baukörper erforderlich sind 
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2.6 Schutzgüter Luft und Klima, Energie 

Gemäß § 1 (6) Nr. 7a BauGB sind „bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange des Umwelt-

schutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkun-

gen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie 

die Landschaft und die biologische Vielfalt“ zu berücksichtigen. Weiterführend wird unter § 1 (6) Nr. 

7f und Nr. 7i auf die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität und die Nutzung erneuerbarer Energien 

und deren effizienter Nutzung hingewiesen.  

Auf Grundlage des § 1 BImSchG wird außerdem die Schutzwürdigkeit von Menschen, Wild- und 

Nutztieren, Pflanzen, des Wassers, Bodens, Klimas sowie der Atmosphäre und von Kultur- und sons-

tigen Sachgütern vor schädlichen Umwelteinwirkungen und vor dem Entstehen schädlicher Umwelt-

einwirkungen festgesetzt.  

 

2.6.1 Bestandsbeschreibung 

Aus den Untersuchungen im Zusammenhang mit dem Gesamtstädtischen Gutachten zu Klima und 

Klimawandelanpassung in Aachen sowie aus dem Flächennutzungsplan AACHEN*2030 geht her-

vor, dass über den Bereich des Plangebietes (in etwa parallel zur Eilendorfer Straße) ein nachweis-

barer Kaltluftstrom aus dem Raum südöstlich Brand bis weit Richtung Innenstadt strömt. Das Plan-

gebiet liegt teils innerhalb der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Belüftungsbahn. 

 

Bei der Entwicklung des Plangebietes soll den zu erwartenden negativen Effekten (Erwärmung, Be-

hinderung des Kaltluftstroms) entgegengewirkt werden mit angemessener Nutzung, Gebäudehöhe 

und Durchgrünung des Plangebietes. Wegen der zuvor beschriebenen Bedeutung als Belüftungs-

bahn wird an dieser Stelle auf emittierendes Gewerbe verzichtet. 

 

Im Klimaanpassungskonzept der Stadt Aachen (2014) wurden wichtige Grundsätze der kommunalen 

Klimaanpassung formuliert. Das Plangebiet liegt in der ‚Belüftungsbahn Stadtklima‘ und wird in der 

Planungshinweiskarte in die Schutzzone 1 ‚Erhalt besonders klimaleistungsstarker und schützens-

werter Böden‘ eingestuft. Aufgrund dieser hohen Bodenqualität sollten die Flächen von Bebauung 

freigehalten werden. 

 

Das Integrierte Klimaschutzkonzept (IKSK 2.0) der Stadt Aachen hat das Ziel, bis 2030 klimaneutral 

zu werden. Deswegen sollen bei der weiteren Planung für den Klimaschutz bedeutsame Aspekte im 

Mittelpunkt stehen. Zu diesen Aspekten zählt die Minimierung von grauer Energie, eine regenerative 

Energieerzeugung, eine emissionsarme Mobilität, Anschluss eventueller Gebäude an das fernwär-

menetz sowie die Schaffung von Grünflächen und ein geringer Versiegelungsgrad. 

 

2.6.2 Zu erwartende Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben 

Mit der Verkleinerung des ursprünglich beabsichtigten Plangebietes wird auf das Gesamtstädtische 

Gutachten zu Klima und Klimawandelanpassung reagiert. Die zusätzliche Versiegelung von 11.513 

m2 (inklusive der teilversiegelten Flächen und der bestehenden versiegelten Fläche) des Plangebiets 

zwecks Lagerflächennutzung hat erhebliche Auswirkungen auf Boden (siehe 2.3) und Klima. 

Gemäß bilanzieller Versiegelungsbilanz nach Anleitung FB 36 werden 67,9 % versiegelt, wobei  

2,25 % (insgesamt 4,5 %, 738 m²) in Form von Rasengittersteinen teilversiegelt werden.  
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Die Nutzung des Plangebietes als Lagerfläche kommt dem Ziel entgegen, hohe Gebäude zu vermei-

den und auch weiterhin die Durchlüftung bzw. Überströmung der Kaltluft zu gewährleisten. Aufgrund 

der Nutzung der Lagerflächen durch LKWs und PKWs, besteht die Notwendigkeit, die versiegelten 

Flächen in Beton oder als Asphaltdecke auszubilden. Hierbei wird auf die Langlebigkeit und Recyc-

lefähigkeit der Materialien verwiesen.  

Durch die Festsetzung anzupflanzender Flächen werden insgesamt 32,1 % des Plangebietes als 

Grünflächen genutzt, wobei 2,25 % (insgesamt 4,5 %, 738 m²) in Form von Rasengittersteinen teil-

versiegelt werden. Durch die Grünflächen wird eine natürliche Durchlüftung und Kühlung des Plan-

gebietes unterstützt. 

Aufgrund der Lagernutzung ist ein Anschluss der Flächen an ein Fernwärmenetz nicht erforderlich. 

 

2.6.3 Maßnahmen zu Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

● Reduzierung des ursprünglichen Plangebietes auf den Bereich westlich des Wirtschaftswe-

ges  

● Vertragliche Regelung, dass maximal 69 % des Gewerbegebietes versiegelt werden dürfen 

● Als Nutzung sind lediglich Lagerflächen zulässig 

● Festsetzung von Gehölzanpflanzungen auf ca. 15 % des Plangebietes 

● Erstellung eines Lagerflächenplans und einer Versiegelungsbilanz 

● Erstellung der Klima-Checkliste 

● Festsetzung, dass Oberflächenbefestigungen mit Materialien mit geringer Wärmespeicher-

kapazität zu realisieren sind  

● Regelung der Nutzung der teilversiegelten Flächen (Rasengittersteine für Stellplätze) 

● Nutzung von langlebigen Oberflächenmaterialien 

 
2.7 Schutzgut Landschaft mit Landschaftsbild 

Gemäß § 1a (3) BauGB und der Eingriffsregelung gemäß § 21 (1) Bundesnaturschutzgesetz sind 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-

haushaltes zu vermeiden und durch geeignete Festsetzungen auszugleichen. 

Darüber hinaus sind die rechtlichen Regelungen zum Arten- und Biotopschutz, die Fauna-Flora-Ha-

bitat-Richtlinie sowie die Vogelschutzrichtlinie zu beachten.  

 

2.7.1 Bestandsbeschreibung 

Das Plangebiet befindet sich im Übergang zwischen dem Siedlungsbereich des Ortsteils Brand mit 

gewerblichen Nutzungen und weitläufigen ausgeräumten landwirtschaftlich genutzten Flächen. Ins-

gesamt weisen das Plangebiet und die nähere Umgebung wenig Vegetationsbestand auf.  

Nordwestlich des Plangebietes verläuft die Bundesautobahn A 44, zu der sich das außerhalb des 

Plangebietes durch die stark eingegrünte Böschungskante der Autobahn abgrenzt. Weiterhin werden 

die Flächen durch lineare Gehölzbestände entlang des Brander Baches und teilweise entlang von 

Wirtschaftswegen gegliedert. 

Der vorhandene Hochspannungsmast im Südosten des Plangebietes und die das Plangebiet que-

rende 110 kV-Leitung wirken landschaftsästhetisch als Fremdkörper. 
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2.7.2 Zu erwartende Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben 

Das Landschaftsbild wird durch alle wahrnehmbaren Eindrücke einer Landschaft beeinflusst und 

stellt ein komplexes und empfindliches Gefüge dar. Die Bebauung, bzw. die zusätzliche Versiegelung 

hat auf das Landschaftsbild und den damit einhergehenden Erholungswert erhebliche Auswirkun-

gen.  

Die durch Grünlandnutzung sowie Ackernutzung geprägte Landschaft im Plangebiet ist in Teilen 

Bestandteil des Biotopkatasters NRW, es verlaufen im Randbereich auch schützenswerte Gehölz-

strukturen, die erhalten werden sollten. Die Fläche hat auch Biotopverbundfunktionen in einem lan-

desweit registrierten Verbundkorridor. Das FFH-Schutzgebiet Brander Wald liegt ca. 900 m entfernt; 

es wird nach bisherigem Erkenntnisstand nicht davon ausgegangen, dass hier Beeinträchtigungen 

entstehen werden (siehe FFH – Verträglichkeitsprüfung). 

 

2.7.3 Maßnahmen zu Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

● Festsetzung von großflächigen Gehölzanpflanzungen und Anpflanzung von sieben Bäumen 

mit einem Mindeststammumfang von 18 – 20 cm entlang der vorhandenen Wirtschaftswege 

zur Erhaltung des Landschaftsbildes und zur Aufwertung des internen Ausgleichs 

● Begrenzung der zulässigen Höhen für bauliche Anlagen auf das notwendige Maß und Aus-

schluss von hochbaulichen Anlagen 

● Die angrenzenden Wirtschaftswege bleiben für die Naherholung in ihrer heutigen Form  

erhalten 

● Erstellung eines Freianlagenplanes mit Pflanzliste 

 

Durch diese Maßnahmen kann der Eingriff bezüglich des Schutzgutes Landschaftsbild als bedingt 

erheblich eingestuft werden.  

 
2.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Auf Grundlage des § 1 BImSchG wird die Schutzwürdigkeit von Menschen, Wild- und Nutztieren, 

Pflanzen, des Wassers, Bodens, Klimas sowie der Atmosphäre und von Kultur- und sonstigen Sach-

gütern vor schädlichen Umwelteinwirkungen und vor dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkun-

gen festgesetzt.  Gemäß § 1 (6) Nr. 7d sind Kulturgüter und sonstige Sachgüter bei der Aufstellung 

von Bauleitplänen zu berücksichtigen.  

 

2.8.1 Bestandsbeschreibung 

Unmittelbar östlich der Bundesautobahn A 44 ist eine neolithische Fundstelle bekannt, die auf Sied-

lungsaktivitäten in diesem Bereich schließen lässt. Ein weiterer Fund westlich der Autobahn wurde 

in die Bronzezeit datiert. Sowohl Topographie als auch Bodenbeschaffenheit des Plangebietes wei-

sen es als bevorzugte Siedlungsstelle für die genannten Zeitschichten aus.  

Auf der Tranchot-Karte und dem Kartenblatt der preußischen Uraufnahme ist zudem jeweils ein leicht 

veränderter Bachlauf des Brander Baches südöstlich des Plangebietes zu erkennen, so dass von 

einer häufigen Veränderung des Bachlaufes in vorgeschichtlicher bis historischer Zeit auszugehen 

ist.  
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2.8.2 Zu erwartende Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben 

Im September 2024 wurde durch das Büro Goldschmidt Archäologie & Denkmalpflege, Düren, eine 

archäologische Sachverhaltsermittlung in Form einer Sondage durchgeführt. Im Rahmen dieser Er-

mittlung wurden wenige Keramikfragmente verschiedener Zeitstufen als Streufunde geborgen, da-

runter Westerwälder Ware, Rote Irdenware und Steinzeug aus dem 17. bis 19. Jahrhundert und ein 

einzelnes Keramikfragment. Daneben konnten Eisenreste, etwas neuzeitliche Schlacke und ein 

Silexabschlag aufgelesen werden. Eine räumliche Konzentration der Funde lag nicht vor.  

Der Großteil der Untersuchungsfläche bestand aus sterilem Lössboden, in dem keine Spuren anth-

ropogener Aktivität nachzuweisen waren.  

Während der Sachverhaltsermittlung konnten zwei Befunde dokumentiert werden, welche sich auf-

grund ihrer Beschaffenheit als moderne Grube und als mögliche geogene Verfärbung herausstellte.  

Auf eine archäologische Begleitung künftiger Bauvorhaben kann deshalb verzichtet werden. In den 

schriftlichen Festsetzungen wird unter 3. ‚Bodendenkmäler‘ darauf verwiesen, dass bei zukünftigen 

Funden, die Denkmalbehörde unmittelbar zu verständigen ist. 

 

2.8.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

● Aufnahme eines Hinweises in die schriftlichen Festsetzungen, dass bei zukünftigen archäo-

logischen Funden unmittelbar die Denkmalbehörde zu verständigen ist. 

 
2.9 Wechselwirkungen einzelner Schutzgüter 

Die nach den Vorgaben des § 1 (6) BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen sich gegen-

seitig in unterschiedlichem Maße. Die aus methodischen Gründen schutzgutbezogene Vorgehens-

weise der Untersuchung betrifft ein stark vernetztes komplexes Wirkungsgefüge. Die vorgeschlage-

nen Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen wur-

den im Rahmen der einzelnen Schutzgüter beschrieben. 

 

Aufgrund der Wechselwirkungen wird für den Ausgleich für die Schutzgüter Boden und Vegetation 

ein multifunktionaler Ausgleich angestrebt, der beiden Belangen gerecht wird. Entsprechend der Ein-

griffs- und Ausgleichsbilanzierungen für die beiden Schutzgüter orientiert sich der notwendige Aus-

gleich an dem Schutzgut mit dem höchsten Eingriff, somit am Boden (siehe 1.6 und 2.3.2). 

 
3. Entwicklungsprognose 

3.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

Mit der Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 976 sind voraussichtlich die vorgenannten Umwelt-

auswirkungen verbunden. Durch die beschriebenen Kompensationsmaßnahmen können die negati-

ven Umweltauswirkungen minimiert werden, so dass vorrangig keine wesentlichen Risiken für die 

Schutzgüter zu erwarten sind. Unter Berücksichtigung und Realisierung der genannten Maßnahmen 

entstehen nach derzeitigem Kenntnisstand lediglich im Bereich des Schutzgutes Boden erhebliche 

nachteilige Umwelteinwirkungen, die aufgrund der geringen Plangebietsgröße toleriert werden. Zu-

dem wird der Eingriff extern durch entsprechende Maßnahmen kompensiert. 

 
3.2 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtrealisierung des Baugebietes würden die Flächen des Plangebietes als landwirtschaftlich 

genutzte Flächen erhalten bleiben. Aufgrund des bestehenden Bedarfes an Erweiterungsflächen der 
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Firma Baustoffe Geulen GmbH & Co. KG wäre bei Nichtrealisierung zwangsläufig die Verlagerung 

des Betriebsstandortes der Firma erforderlich. Eine anderweitige Flächeninanspruchnahme hätte 

möglicherweise größere Auswirkungen auf den Naturhaushalt, weil durch den Bebauungsplan 

Nr. 976 lediglich geringwertige Flächen in Anspruch genommen werden. Zudem stellt der wirksame 

Flächennutzungsplan AACHEN*2030 das Plangebiet innerhalb einer „Gewerblichen Baufläche“ dar. 

Das Plangebiet stellt die einzige Erweiterungsmöglichkeit im näheren Umfeld dar, da infolge der 

kompletten Inanspruchnahme des Bebauungsplanes Nr. 624 eine Erweiterung innerhalb des Gel-

tungsbereichs dieses Bebauungsplanes Nr. 624 ausgeschlossen ist. 

 
3.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Standort 

Die Erforderlichkeit eines Bebauungsplanes mit der Festsetzung eines Gewerbegebietes steht im 

direkten Zusammenhang mit den südwestlichen angrenzenden Flächen der Firma Baustoffe Geulen 

GmbH & Co. KG, die im Bebauungsplan Nr. 624 von 1977 als Gewerbegebiete festgesetzt sind. 

Aufgrund des betriebsbedingt hohen Lagerflächenanteils und der hohen Nachfrage nach Baustoffen 

ist eine Erweiterung der Betriebsflächen notwendig. Aufgrund der kompletten Inanspruchnahme des 

Bebauungsplanes Nr. 624 ist eine Erweiterung innerhalb des bisherigen Geltungsbereiches des Be-

bauungsplanes Nr. 624 ausgeschlossen. Deshalb sollen unmittelbar angrenzende Flächen in den 

Geltungsbereich einbezogen werden, um hier die Betriebserweiterung vornehmen zu können. 

Der Standort ist aufgrund der Vorbelastung durch die benachbarte Bundesautobahn für eine gewerb-

liche Nutzung prädestiniert.  

 

Der Planungsausschuss der Stadt Aachen fasste bereits im Januar 2017 einen Beschluss zur Auf-

stellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 976. Der Geltungsbereich umfasste mit 

ca. 0,8 ha (Gem. Brand, Flur 25, Flurstücke 158, 159, 160) ein Teilgebiet des heutigen Plangebietes. 

Ziel war es, analog zu den Zielen des vorliegenden Verfahrens, durch die Festsetzung von Gewer-

beflächen eine Erweiterung des Baustoffhandels Geulen um zusätzliche Lagerflächen planungs-

rechtlich zu ermöglichen. Hiermit sollte einer geplanten großflächigen Erweiterung des Gewerbege-

bietes entlang der Nordstraße vorgegriffen und der Standort der Firma Geulen langfristig gesichert 

werden. Im Oktober 2019 beschloss der Planungsausschuss zur Deckung des großen Bedarfs an 

Gewerbeflächen in Aachen, den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 976 auf eine Fläche von 

9 ha zu vergrößern und hiermit die angestrebte Erweiterung des Gewerbegebietes voranzutreiben. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes entsprach insgesamt den im neuen Flächennutzungs-

plan Aachen*2030 nordöstlich von Brand dargestellten Gewerblichen Bauflächen. Jedoch äußerte 

die Bezirksvertretung Aachen-Brand hinsichtlich der Größe des Plangebietes Bedenken, weshalb 

der Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorerst nur auf eine Fläche von rd. 3,35 ha beschränkt 

wurde. Ziel war, neben den Flächen der Firma Geulen auf weiteren landwirtschaftlichen Flächen eine 

Entwicklung von Gewerbebetrieben zu ermöglichen. 

Aufgrund von verschiedenen Faktoren wurde das Verfahren nach Abschluss der frühzeitigen Betei-

ligung nicht weitergeführt. Hier sind vor allem die komplizierte Entwässerung, die Nähe zu einer alten 

Hausmülldeponie sowie die geringe Flächenverfügbarkeit zu nennen.  

Andere Standorte scheiden aus, da damit die Wirtschaftlichkeit des Betriebes in Frage gestellt wer-

den würde und sinnvolle Betriebsabläufe nicht möglich wären. Zudem eignet sich das Plangebiet 

durch seine Randlage im Landschaftsraum und den dadurch geringen Störfaktor im Landschaftsbild 

als Erweiterungsfläche. 
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Das Plangebiet liegt weder innerhalb eines Wasserschutzgebietes noch innerhalb eines Natur- und 

Landschaftsschutzgebietes, wodurch derlei Belange ebenso kompensierbar sind. Durch die Nähe 

zur Autobahn A 44 ist der Aufenthalt von Tieren auf dem Plangebiet trotz der Nähe zum Brander 

Bach unwahrscheinlich. Zudem befinden sich keinerlei Gehölze auf dem Plangebiet selbst.  

Ausgleichs- und Kompensationsflächen befinden sich sowohl intern in Form von Hecken- und Baum-

bepflanzungen als auch extern in fast unmittelbarerer Nähe zum Plangebiet. In ca. 150 m Entfernung 

wird auf einer Fläche, welche aktuell landwirtschaftlich genutzt wird, eine Extensivierung vertraglich 

vereinbart.  

 

Planinhalt 

Es wurden verschiedene Überlegungen zum Maß der Dichte, notwendigen Gehölzanpflanzungen 

zur Eingrünung des Gebietes etc. angestellt. Die im Bebauungsplan Nr. 976 dargestellte Variante 

schafft gleichzeitig eine gute Ausnutzbarkeit des Grundstücks und eine weitestmögliche Integration 

in den Landschaftsraum unter Berücksichtigung der klimatischen Bedeutung der Fläche. 

 
4. Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase 

4.1 Bauphase 

Im Rahmen der Bauphase sind Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zum Bodenschutz zu 

beachten.  

 

Voraussetzung für den Erhalt der Bodenfunktionen ist die sachgerechte Behandlung des Bodens 

vor, während und nach den Baumaßnahmen. Wesentlich sind die fachgerechte Abgrabung und Zwi-

schenlagerung von Ober- und Unterboden während der Bauphase sowie deren fachgerechter Wie-

dereinbau und Herstellung der Bodenschichten. Zum Schutz des Bodens in der Bauphase erfolgt 

unter 6.2 die schriftliche Festsetzung, dass bei der Errichtung baulicher Anlagen der Boden fachge-

recht abzugraben, zwischenzulagern und fachgerecht wieder einzubauen ist. 

 

Zum Schutz wildlebender Vogelarten während der Bauphase erfolgt der Hinweis unter 6. ‚Arten-

schutz‘, dass die Baufeldfreimachung einschließlich Gehölzrodung grundsätzlich außerhalb der ge-

setzlich geregelten Brut- und Aufzuchtzeit stattzufinden hat. 

 
4.2 Betriebsphase 

Die Auswirkungen während der Betriebsphase sind den unter den jeweiligen Schutzgütern beschrie-

benen zu erwartenden Ein- und Auswirkungen durch das Vorhaben zu entnehmen. 

 
5. Sicherheit / Risiken für die menschliche Gesundheit 

Innerhalb des Gewerbegebietes werden konkret keine Betriebsbereiche mit Betrieben und Anlagen, 

in denen gefährliche Stoffe in Mengen vorhanden sind, die die im Anhang 1 Spalte 4 der StörfallV 

genannten Grenzen erreichen oder überschreiten und den Abstandsklassen I, II, III und IV des An-

hangs 1 des Leitfadens KAS der Störfallkommission bzw. des Technischen Ausschusses für Anla-

gensicherheit zuzuordnen sind, ausgeschlossen. Begründet wird dieser Verzicht mit der Festset-

zung, dass innerhalb des Plangebietes lediglich Lagerflächen zulässig sind, die ohnehin keine Be-

triebsbereiche bilden und keine Lagerung von gefährlichen Stoffen in geschlossenen Räumen zulas-

sen. 
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Bezüglich der Hochspannungsleitung wird die Höhe baulicher Anlagen innerhalb der seitlichen Si-

cherheitsabstände reduziert. Zudem wird schriftlich festgesetzt, dass ein dauerhafter Aufenthalt in-

nerhalb des Sicherheitsabstandes ausgeschlossen ist. 

 
6. Anfälligkeit des geplanten Vorhabens gegenüber dem Klimawandel 

6.1 Bestandsbeschreibung 

Gemäß dem gesamtstädtischen Klimagutachten der Stadt Aachen ist das Plangebiet dem Klimatop 

‚Freilandklima‘ mit Windoffenheit und einer intensiven Kalt- bzw. Frischluftproduktion zuzuordnen. 

Die Kaltluftvolumina werden entsprechend dem Geländegefälle Richtung Brander Bach als Neben-

bach des oberen Haarbaches geleitet. Gemäß der Karte der Planungsempfehlungen des gesamt-

städtischen Klimagutachtens sollten die bestehenden Bebauungsgrenzen eingehalten werden, um 

die Kaltluftbahnen sowie Kaltluftproduktionsflächen zu erhalten. Gemäß dem Klimaanpassungskon-

zept der Stadt Aachen (2014) und dem Flächennutzungsplan AACHEN*2030 liegt das Plangebiet in 

der ‚Belüftungsbahn Stadtklima‘ und wird in der Planungshinweiskarte in die Schutzzone I ‚Erhalt 

besonderer kühlleistungsstarker und schützenswerter Böden‘ eingestuft. Die Flächen sind heute zu 

95,9 % unversiegelt. 

 
6.2 Auswirkungen der Planung 

Mit der Verkleinerung des ursprünglich beabsichtigten Plangebietes wird auf das Gesamtstädtische 

Gutachten zu Klima und Klimawandelanpassung reagiert. Die Versiegelung des Plangebietes soll 

vertraglich auf maximal 69 % des Gewerbegebietes beschränkt werden. Die Nutzung des Plange-

bietes als Lagerfläche kommt dem Ziel entgegen, hohe Gebäude zu vermeiden und auch weiterhin 

Kaltluftabflüsse zu gewährleisten. Durch die Festsetzung anzupflanzender Flächen werden insge-

samt 29,9 % des Plangebietes als Grünflächen genutzt. Auswirkungen bezüglich des globalen Kli-

maschutzes sowie notwendige Klimaanpassungen werden im Rahmen einer Klima-Checkliste de-

tailliert geprüft. 

 
6.3 Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel 

● Reduzierung des ursprünglichen Plangebietes auf den Bereich westlich des Wirtschaftswe-

ges  

● Vertragliche Regelung, dass maximal 69 % des Gewerbegebietes versiegelt werden dürfen 

● Als Nutzung sind lediglich Lagerflächen zulässig 

● Festsetzung von Gehölzanpflanzungen auf ca. 15 % des Plangebietes 

● Festsetzung von großflächigen Gehölzanpflanzungen und Anpflanzung von sieben Bäumen 

mit einem Mindeststammumfang von 18 – 20 cm entlang der vorhandenen Wirtschaftswege 

● Erstellung eines Freianlagenplanes mit Pflanzliste 

● Externe multifunktionale Ausgleichsmaßnahmen für den Eingriff in den Boden und deren ver-

tragliche Regelung 

 
7. Monitoring 

Die Stadt Aachen betreibt derzeit kein umfassendes Umweltüberwachungs- und Beobachtungssys-

tem. Die erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt durch die Durchführung der Planung werden 

daher im Rahmen der allgemeinen Umweltüberwachung unter Einbeziehung von Fachbehörden 

überprüft. Hierbei ist ein Austausch von relevanten Informationen zwischen den Fachbehörden und 
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der Gemeinde gewährleistet. Sollten unerwartete nachteilige Umweltauswirkungen auftreten, wer-

den diese frühzeitig ermittelt, um mit geeigneten Maßnahmen entgegenzuwirken. 

 

Der Zeitpunkt der 1. Überprüfung der Realisierung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf den 

öffentlichen und auf den externen Flächen und die Umsetzung von Bäumen und Sträuchern auf 

entsprechend festgesetzten Flächen wird innerhalb des städtebaulichen Vertrages mit dem Erschlie-

ßungsträger geklärt. 

 

Im Rahmen der Umweltprüfung haben sich keine Hinweise ergeben, dass sich innerhalb der Plan-

realisierung Umweltfolgen ergeben können, die im Umweltbericht nicht erfasst wurden. 

 
8. Zusammenfassung 

Das Bebauungsplanverfahren dient der Bereitstellung von Gewerbeflächen mit ausschließlicher Nut-

zung als Lagerfläche zur Erweiterung der Betriebsflächen der Firma Baustoffe Geulen GmbH & Co. 

KG. Aufgrund des betriebsbedingt hohen Lagerflächenanteils und der hohen Nachfrage nach Bau-

stoffen ist eine Erweiterung der Betriebsflächen notwendig. Damit soll der Standort langfristig gesi-

chert werden. Aufgrund der kompletten Inanspruchnahme des Bebauungsplanes Nr. 624 ist eine 

Erweiterung innerhalb des bisherigen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 624 ausge-

schlossen. Durch den neuen Bebauungsplan Nr. 976 sollen unmittelbar angrenzende Flächen in den 

Geltungsbereich einbezogen werden, um hier die Betriebserweiterung vornehmen zu können. 

 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahren gemäß § 2 BauGB wurde das Büro Raumplan mit der 

Erarbeitung des Umweltberichts nach § 2a BauGB durch den Vorhabenträger beauftragt.  

In diesem Zusammenhang wurde für den Landschaftspflegerischen Fachbeitrag mit Eingriffs- und 

Ausgleichsbilanzierung sowie ASP I das Büro für Umweltplanung Dipl. Biol. U. Haese, Stolberg, be-

auftragt.  

Über einen städtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB soll gesichert werden, dass Verpflichtungen, 

die sich im Zuge des Bebauungsplanverfahrens ergeben, vom Investor übernommen werden. Hierzu 

gehört z.B. die Umsetzung des externen multifunktionalen Ausgleichbedarfes, der sich aus den Fest-

setzungen des Bebauungsplanes ergibt. 

 

Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung bedingt erheblicher oder erheblicher Umweltauswir-

kungen, besonders auf das Schutzgut Boden, Landschaft und Flächen, werden bezogen auf die 

jeweiligen Schutzgüter im Umweltbericht aufgeführt.  

 
Gemäß Eingriffsbewertungstabelle gem. Schutzgut Boden (Aachener Leitfaden) ergibt sich eine Dif-

ferenz zwischen Ist-Zustand und Plan-Zustand von 0,47 WE ha sowie nach dem Leitfaden für Natur 

und Landschaft ein Defizit von 2.256 Ökopunkten. Gemäß dem Fachbereich Umwelt und Klima soll 

der Ausgleich multifunktional entsprechend dem Schutzgut Boden, Natur und Landschaft erfolgen. 

Der interne Ausgleich erfolgt durch die Festsetzung von Gehölz- und Heckenpflanzungen (7 neue 

Bäume) entlang des süd- und nordöstlichen Wirtschaftsweges und der Aufstellung eines Freianla-

genplans mit Pflanzlisten (siehe Anlagen). Die vorzunehmenden Pflanzungen mit Abnahmeregelung 

werden innerhalb des städtebaulichen Vertrags geregelt.  

Der externe Ausgleich zur Kompensation der Eingriffe findet im Rahmen einer vertraglichen Rege-

lung zur Durchführung externer multifunktionaler Ausgleichsmaßnahmen durch die Extensivierung 

von umliegenden Grünlandflächen (Flurstücke 145, 730, Flur 13) statt. 
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Die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen korrespondieren mit den Zielen des aktuellen und dem in 
Aufstellung befindlichen Landschaftsplan. 

 

 

Neben der Notwendigkeit des sparsamen Umgangs mit fruchtbaren Böden wird aufgrund der beson-

deren stadtklimatischen Bedeutung der Flächen für die Kalt- bzw. Frischluftproduktion die Oberflä-

chenversiegelung vertraglich auf 69 % begrenzt. Wegen der klimatischen Bedeutsamkeit und der 

Querung einer 110 kV-Leitung durch das Plangebiet wird zudem die maximal zulässige Höhe für 

bauliche Anlagen eingeschränkt. 

Um die beplanten Flächen in den Landschaftsraum zu integrieren, werden entlang der bestehenden 

Wirtschaftswege im Nord- und Südosten des Plangebietes Pflanzstreifen von mindestens 10 m fest-

gesetzt. Im Einfahrtsbereich am südöstlichen Rand des Plangebietes wird der Pflanzstreifen auf 5 m 

reduziert, um eine ausreichende Zufahrt der Gewerbefläche gewährleisten zu können. 

Für die Entwässerung wurde durch das Ingenieurbüro GE HA Dipl. Ing. G. Geßenich GmbH, No-

vember 2024, Aachen, ein Entwässerungskonzept erarbeitet, welches vorsieht, das Niederschlags-

wasser aller Flächen mit Ausnahme der Zufahrt einem 220 m3 großen Regenrückhaltebecken, wel-

ches als muldenartige Wiesenfläche ausgebildet wird, im Nordosten des Plangebietes zuzuleiten 

und gedrosselt dem Brander Bach zuzuführen. Der Ablauf soll auf 15 l/sec reduziert werden. Für die 

erforderliche Niederschlagswasserbehandlung ist eine Sedimentationsanlage vorgesehen. Bei der 

Ausführung des Entwässerungskonzeptes müssen die Grundwassermessstellen „010302128 SE-

BASTIANUSWEG 2“, 200 m in südöstlicher Richtung, und „010302116 SEBASTIANUSWEG 1“, 400 

m in nordöstlicher Richtung, beachtet und unbeschädigt belassen werden. Die Regelungen zur Ent-

wässerung und v.a. des notwendigen Leitungsbaus unterhalb des städtischen Wirtschaftsweges 

zwecks Einleitung in den Brander Bach werden im städtebaulichen Vertrag festgehalten und gere-

gelt.  

 
9. Quellen 

Die hier durchgeführte Umweltprüfung, die durch den Umweltbericht dokumentiert wird, orientiert 

sich an den gesetzlichen Vorgaben des § 2 Baugesetzbuch (BauGB) und der Anlage zu § 2 Abs. 4 

und § 2a BauGB sowie der klassischen Vorgehensweise innerhalb einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung. Der Umweltbericht ist entsprechend dem derzeitigen Kenntnis- und Verfahrensstand erstellt. 

Dem Umweltbericht basiert auf den Fachstellungnahmen des Fachbereichs Klima und Umwelt, der 

Unteren Naturschutzbehörde, der Unteren Wasserbehörde und der Unteren Bodenschutzbehörde 

der Stadt Aachen. Die Stellungnahmen der Fachbehörden erfolgen auch als Stellungnahmen im 

Rahmen der Beteiligung Träger Öffentlicher Belange. 

Arbeitsgrundlage für die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung ist der ‚Aachener Leitfaden zur Bewertung 

von Eingriffen in Natur und Landschaft‘ (2006). Zur Beurteilung des Eingriffs in das Schutzgut Boden 

wird der ‚Aachener Leitfaden zur Bewertung von Eingriffen in das Schutzgut Boden‘ (2012) herange-

zogen. Dabei wird die momentane Aktualisierung des Bewertungsverfahrens berücksichtigt. Beide 

Leitfäden dienen als Arbeits- und Entscheidungsgrundlage für Genehmigungsverfahren aller Art im 

Geltungsbereich der Stadt Aachen basierend auf dem Landschaftsgesetz NRW.  

Zur Beurteilung der Klimatischen Situation wird das ‚Gesamtstädtisches Klimagutachten Aachen‘ 

herangezogen. 

 

Zur Beurteilung der Umweltbelange wurde weiterhin auf folgende Gutachten zurückgegriffen: 
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– Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, Büro für Umweltplanung Dipl. Biol. U. Haese, Stolberg, 

31.10.2024 

– Fachbeitrag zur Artenschutzvorprüfung, Stufe I, raskin Umweltplanung und Umweltberatung 

GbR, Aachen, 12.11.2020 

– FFH-Verträglichkeitsvorprüfung für die geplante Erweiterung des Gewerbegebietes Eilendor-

fer Straße / Im Ginster, raskin Umweltplanung und Umweltberatung GbR, Aachen, 

12.11.2020 

– Versickerungsgutachten Aachen-Brand, Bebauungsplan Nr. 976 ‚Im Ginster‘, BGU-Gesell-

schaft für Baustoffüberwachung und Geotechnischen Umweltschutz mbH, Stolberg, 

22.07.2021 

– Schalltechnische Betrachtung ‚Bebauungsplan Nr. 976 ‚Im Ginster‘, Stoffers Akustik, Pulheim, 

26.05.2021 

– Entwässerungskonzept und Überflutungsnachweis gemäß DIN 1986-100 für den Bebauungs-

plan Nr. 976, Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet, GE HA Ingenieurbüro Dipl. Ing. G. 

Geßenich GmbH, Aachen, November 2024 

– Archäologische Sachverhaltsermittlung, Goldschmidt Archäologie & Denkmalpflege, Düren, 

06.09.2024 

 
10. Zusätzliche Angaben  

Im Rahmen des Verfahrens haben sich keine Besonderheiten in den verwendeten Methoden der 

Erfassung oder Kenntnislücken ergeben, die zu einem anderen Ergebnis der Umweltprüfung führen 

könnten. 
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1. Eingabe Hanbrucher Straße vom 29.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 1.:  
 
1. Aufgrund der erheblichen Verkleinerung des Plangebietes von 3,35 ha auf 1,64 ha befinden sich die erhaltenswürdi-

gen Bestandsflächen mit Gehölzen und Bäumen nicht mehr innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 
 
 Der Bestandsschutz sowie die Anpflanzung von Gehölzen und Bäumen sind Inhalt der Festsetzungen des Bebauungs-

planes. Die Umsetzung der festgesetzten Maßnahmen wird innerhalb eines städtebaulichen Vertrages geregelt. Ein 
Aspekt der Regelung ist die jährlich wiederkehrende Überprüfung der durchzuführenden Maßnahmen im Rahmen ei-
nes sogenannten Monitorings. 

 
2. Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich weder um einer Wiedernutzbarmachung von Flächen oder eine 

Nachverdichtung noch eine andere Maßnahme der Innenverdichtung. Insofern ist die Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens gemäß § 13a BauGB ausgeschlossen. 

 
3. Die Bereitstellung von gewerblich genutzten Bauflächen wird im vorliegenden Fall höher gewichtet als der Erhalt von 

landwirtschaftlichen Flächen. Um den Eingriff in die hochwertigen Böden zu kompensieren, sind multifunktionale Aus-
gleichsmaßnahmen erforderlich, die sich an den Eingriff in den Boden orientieren. Der Ausgleich in Form einer Exten-
sivierung von Ackerflächen soll auf den Flurstücken 145 und 730, Flur  13 Gemarkung Brand erfolgen unmittelbar süd-
lich des Plangebietes. Mit den Ausgleichsmaßnahmen sollen nicht neue Flächen für die Landwirtschaft geschaffen 
werden, sondern mit den Ausgleichsmaßnahmen soll der Eingriff in den Boden kompensiert werden. Aufgrund der ge-
ringen Größe des Plangebietes und der Ausgleichsflächen sind die Auswirkungen auf die Agrarflächen der Stadt 
Aachen ohnehin insgesamt als äußerst gering zu beurteilen.  
Die Flächen des heutigen Baustoffzentrums für den Ausgleich heranziehen zu wollen, berücksichtigt nicht die Absicht, 
mit dem Plangebiet zusätzliche Lagerflächen gerade für diesen Baustoffhandel bereitstellen zu wollen.  

 
4. Aufgrund der absehbaren erheblichen Auswirkungen auf Teile der umweltbezogenen Schutzgüter wurde das Plange-

biet um ca. 50 % gegenüber dem Stand zur frühzeitigen Beteiligung verkleinert. Damit wird gleichzeitig auch die Erfor-
derlichkeit einer neuen Autobahnzufahrt reduziert. Zwischenzeitlich wurde die Absicht, eine neue Autobahnzufahrt ins-
besondere für Eilendorf zu erstellen, gänzlich aufgegeben. 
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5. Durch die erhebliche Verkleinerung des Plangebietes und aufgrund der Erweiterung eines bereits bestehenden Ge-

werbebetriebes ist lediglich von einer geringen Zunahme des Verkehrsaufkommens auszugehen. Die Straßen Eilen-
dorfer Straße zwischen Nordstraße und der Straße ‚Im Ginster‘, die Debyestraße und die nördliche Nordstraße sind 
bezüglich der Straßenquerschnitte ausreichend dimensioniert, um das Verkehrsaufkommen für die Gewerbebetriebe 
‚Camp Pirotte‘ und ‚Im Ginster‘ aufzunehmen. Das aus der Ansiedlung der genannten Gewerbebetriebe resultierende 
Verkehrsaufkommen würde bzw. wird in dem jeweiligen Bebauungsplanverfahren hinreichend berücksichtigt. 

 
6. Die Kabeltrassen wurden in der Bewertung der Ausgleichsmaßnahmen hinreichend berücksichtigt. Als Ausgleichs-

maßnahmen werden innerhalb des Plangebietes entlang der südöstlichen und der nordöstlichen Grenze des Geltungs-
bereiches 10 m breite Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. 
Innerhalb dieser Flächen sind flächendeckend Gehölze und in einem Teilbereich in einem Abstand von 20 m Bäume 
zu pflanzen. Oberhalb der querenden Wasserleitung der ‚enwor‘ sind nur Blühstreifen zulässig. Der noch verbleibende 
externe Ausgleichsbedarf ist auf den unmittelbar südlich gelegenen Flurstücken 145 und 730, Flur 13 Gemarkung 
Brand als multifunktionaler Ausgleich in Form einer Extensivierung zu realisieren. 

 
7. Im Rahmen einer FFH-Verträglichkeitsvorprüfung wurde geprüft, ob Auswirkungen auf die beiden FFH-Gebiete ‚Bran-

der Wald‘ und ‚Münsterbachtal, Münsterbusch‘ durch die Ausweisung eines zusätzlichen Gewebegebietes zu erwarten 
sind. Die Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass die Möglichkeit erheblicher Auswirkungen und Beeinträchtigungen auf 
die FFH-Gebiete oder seine maßgeblichen Bestandteile ausgeschlossen ist und keine der genannten Arten oder Le-
bensraumtypen negativ beeinflusst werden. Somit ist die Planung mit den habitatschutzrechtlichen Vorgaben verein-
bar. 

 
8. Die aktuelle Gewerbegebietserweiterung dient der Erweiterung eines bereits an diesem Standort existierenden Bau-

stoffhandels. Insofern kommen aufgrund dieser Erweiterungsabsicht alternative Standorte nicht in Frage. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen 
  

70 von 146 in Zusammenstellung



Bebauungsplan Nr. 976  Abwägungsvorschlag frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
- Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet -  zur Veröffentlichung im Internet 
 

5 
 

2. Eingabe Kolpingstraße vom 26.06.2020 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 2.:  
 
Innerhalb des Plangebietes werden lediglich Lagerflächen zugelassen. Die festgesetzten maximalen Oberkanten der bauli-
chen Anlagen beziehen sich auf Normalhöhennull und entsprechen einer tatsächlichen Höhe über Gelände von höchstens 
6,00 m. Innerhalb des Schutzabstandes der Hochspannungsleitung wird dieser Wert um 1,00 m reduziert. 
 
Innerhalb der schriftlichen Festsetzungen wird unter 5.1 festgesetzt, dass die Oberflächenbefestigung mit Materialien mit 
geringer Wärmespeicherkapazität zu realisieren sind. 
 
Eine Nutzung von Solarenergie soll nicht festgesetzt werden, da innerhalb des Plangebietes keine Gebäude vorgesehen 
sind, deren Dächer mit Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen versehen werden könnten. Die geplanten baulichen Anlagen 
sollen zwar teilweise eine Überdachung erhalten (überdachte Regale, überdachte Schüttgutboxen), die Leistungsfähigkeit 
der Anlagen würde aufgrund der mit der geplanten Nutzung als Lager für Baustoffe einhergehenden Staubentwicklung aber 
erheblich eingeschränkt werden. Freiflächen-Solaranlagen sind aufgrund der geplanten Nutzung des Plangebietes als La-
gerflächen für Baustoffe ebenfalls nicht umsetzbar.  
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. 
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3. Eingabe vom 25.06.2020 

 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 3:  
 
Die vorliegende Gewerbegebietserweiterung dient der Erweiterung eines bereits an diesem Standort existierenden Baustoff-
handels. Mit der Erweiterung des Betriebes kann die Existenz des Betriebes gesichert und eine Betriebsauslagerung verhin-
dert werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. 
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4. Eingabe vom 26.06.2020 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 4.:  
 
Zur Erhaltung bestehender Frischluftbahnen sollen große Bauvorhaben im Plangebiet ausgeschlossen werden. Deswegen 
wird die zukünftige Nutzung lediglich auf Lagerflächen beschränkt. Somit würde die Realisierung einer Halle den klimabezo-
genen Ansprüchen widersprechen. Daneben hat die Aufstellung des Bebauungsplans das Ziel, die beabsichtigte Erweite-
rung des Baustoffhandels zu ermöglichen und somit den Betriebsstandort langfristig zu sichern. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen.  
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5. Eingabe Erberichshof vom 21.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 5.:  
 
Voraussetzung für den Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ist, dass der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt wurde. Deswegen sollte ursprünglich der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren geändert werden. Da 
mittlerweile der neue Flächennutzungsplan Aachen*2030 beschlossen wurde, ist eine entsprechende Änderung nicht mehr 
erforderlich, weil die beanspruchten Flächen im neuen Flächennutzungsplan bereits als gewerbliche Bauflächen dargestellt 
werden. 
 
Das Baugesetzbuch weist in § 1 Abs. 6 Nr. 8 ausdrücklich darauf hin, dass bei der Aufstellung der Bebauungspläne die Be-
lange der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölke-
rung zu berücksichtigen sind. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und un-
tereinander gerecht abzuwägen. Insofern geht es hier nicht um die Privatinteressen eines ortsansässigen Händlers, sondern 
um die Versorgung der Bevölkerung und um die sinnvolle Aufrechterhaltung eines Betriebes, der dafür seit über 10 Jahren 
auf die Rechtskraft des Bebauungsplanes wartet. 
 
Im vorliegenden Fall werden die Belange einer hinreichenden Versorgung höher gewichtet als die genannten Belange des 
Klimaschutzes. Tatsächlich sind die Flächen aufgrund der nicht vorhandenen Gehölzstrukturen von geringem ökologischen 
Wert. Dem steht allerdings gegenüber, dass die Bodenfunktion der Flächen als schutzwürdig eingestuft wird. Deshalb orien-
tiert sich der zu erbringende Ausgleich am Eingriff in den Boden. Neben den internen Ausgleichsmaßnahmen sind zusätz-
lich externe Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen, die unmittelbar südöstlich des Plangebietes realisiert werden sollen. Zur 
Minderung der erforderlichen Ausgleichmaßnahmen wird der Versiegelungsgrad auf maximal 70 % des Plangebietes be-
schränkt. Aufgrund der genannten Maßnahmen und der Festsetzung, dass lediglich Lagerflächen zulässig sind, ist davon 
auszugehen, dass der Kaltluftabfluss nicht in erheblichem Maße beeinträchtigt wird. Deshalb ist es zulässig, die Belange 
des Klimaschutzes entsprechend geringer zu bewerten. 
 
Aufgrund der Absicht, innerhalb des Plangebietes Lagerflächen vorzusehen, sind die genannten Bindungen von untergeord-
neter Bedeutung. Für den verbleibenden Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt keine Randlage zur ehemaligen Müll-
deponie mehr vor. Oberhalb der Gasleitung der Amprion werden teilweise Ausgleichsflächen, teilweise teilversiegelte Stell-
platzflächen vorgesehen. Oberhalb der Wasserleitung werden teilweise Blühstreifen angelegt. Unterhalb der 110 kV-Leitung 
wird geringfügig die maximale Höhe eventueller baulicher Anlagen eingeschränkt. 
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Die Verwaltung empfiehlt die Eingabe zurückzuweisen. 
 
 
6. Eingabe Am Bilderstock vom 24.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 6.:  
 
Generell besteht in Aachen eine hohe Nachfrage nach gewerblichen Baugrundstücken und ein hoher Nachholbedarf bezüg-
lich der Entwicklung von Gewerbebetrieben. Die Aussage beruht auf Kontakten zwischen der Stadt Aachen und der lokalen 
Wirtschaft.  
 
Die ursprüngliche Fläche des Geltungsbereiches wurde bereits von 3,35 ha auf 1,64 ha reduziert. Die verbleibende Fläche 
dient als Erweiterungsfläche des südwestlich angrenzenden Baustoffhandels. Seitens des Händlers besteht diese Erweite-
rungsabsicht nunmehr seit über 10 Jahren und ist für den Fortbestand der Firma dringend erforderlich. Die bestehenden 
Flächen werden bereits entsprechend den Vorgaben des Bebauungsplanes Nr. 624 genutzt. Zudem besteht rechtlich keine 
Handhabe, eine eventuelle intensivere Nutzung von Gewerbeflächen einzufordern. 
Aufgrund der Erweiterungsabsicht eines bereits bestehenden Betriebes an diesem Standort kommen keine Alternativstand-
orte in Frage, weil durch eine eventuelle Teilung des Betriebes keine sinnvollen Betriebsabläufe möglich und zusätzliche 
Verkehrsbewegungen erforderlich wären. 
 
Die Eigenschaft als Kaltluftschneise wird in der Form berücksichtigt, dass einerseits das Plangebiet auf die Hälfte reduziert 
wird, und andererseits lediglich Lagerflächen zugelassen werden, und damit die Errichtung von großvolumigen Baukörpern 
ausgeschlossen wird. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. 
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7. Eingabe Eilendorfer Straße vom 21.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 7.:  
 
Durch die erhebliche Verkleinerung des Plangebietes und aufgrund der Erweiterung eines bereits bestehenden Gewerbebe-
triebes ist lediglich von einer geringen Zunahme des Verkehrsaufkommens auszugehen. Die Eilendorfer Straße zwischen 
Nordstraße und der Straße ‚Im Ginster‘, die Debyestraße und die nördliche Nordstraße sind bezüglich der Straßenquer-
schnitte ausreichend dimensioniert, um das zukünftige Verkehrsaufkommen aufnehmen zu können. 
 
Die geschilderten Probleme sind verkehrsordnungsrechtlicher Natur und sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfah-
rens. Eine Lösung dieser Probleme ist im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes nicht möglich. Die geschilderte 
Problematik ist der Straßenverkehrsbehörde der Stadt Aachen bekannt. Die Einhaltung des Durchfahrtsverbots für Lkw wird 
durch die Polizei überwacht. Bauliche Maßnahmen zur Verhinderung von Lkw-Verkehr sind nicht möglich, da sich an der 
Eilendorfer Straße Gewerbebetriebe befinden, die mit Lkw erreichbar sein müssen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. 
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8. Eingabe vom 25.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 8.:  
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan werden Baurechte geschaffen, die lediglich einem Gewerbebetrieb zugutekommen. 
Ergänzend wird mit dem Grundstückseigentümer ein städtebaulicher Vertrag geschlossen. Ein Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan ist nicht zielführend, weil das Vorhaben im Detail beschrieben und benannt werden müsste. Dies ist aber nicht 
erforderlich, weil mit der Einschränkung der Nutzung auf Lagerflächen eine ausreichende Festsetzung getroffen wird. Die 
umweltbezogenen Belange können mit einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan nicht besser bzw. detaillierter als mit 
einem Angebotsbebauungsplan geregelt werden. 
 
Den Besonderheiten des Standortes wird dadurch entsprochen, dass der Versiegelungsgrad des Plangebiets durch Festset-
zung von Grünflächen und weitergehende vertragliche Regelungen eingeschränkt wird, und die maximalen Höhen der bauli-
chen Anlagen beschränkt werden. Die Beschränkung auf Lagerflächen schließt allseits geschlossene Baukörper aus. 
 
Das Niederschlagswasser soll am tiefsten Punkt mit einer Rückhaltemulde gesammelt werden und sukzessive mit einer 
Leitung im freien Gefälle dem Brander Bach zugeführt werden. 
 
Da lediglich Lagerflächen zulässig sind, wird Beton lediglich im Bereich der Rasengittersteine und der sonstigen Oberflä-
chenbefestigungen verwendet. Textlich wird zudem festgesetzt, dass die Oberflächenbefestigungen mit Materialien mit ge-
ringer Wärmespeicherkapazität zu realisieren sind. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. 
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9. Eingabe Eilendorfer Straße vom 28.06.2020 

 

 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 9:  
 
Durch die erhebliche Verkleinerung des Plangebietes und aufgrund der Erweiterung eines bereits bestehenden Gewerbebe-
triebes ist lediglich von einer geringen Zunahme des Verkehrsaufkommens auszugehen. Die Eilendorfer Straße zwischen 
Nordstraße und der Straße ‚Im Ginster‘, die Debyestraße und die nördliche Nordstraße sind bezüglich der Straßenquer-
schnitte ausreichend dimensioniert, um das zukünftige Verkehrsaufkommen aufnehmen zu können. 
 
Die geschilderten Probleme sind verkehrsordnungsrechtlicher Natur und sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfah-
rens. Eine Lösung dieser Probleme ist im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes nicht möglich. Die geschilderte 
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Problematik ist der Straßenverkehrsbehörde der Stadt Aachen bekannt. Die Einhaltung des Durchfahrtsverbots für Lkw wird 
durch die Polizei überwacht. Bauliche Maßnahmen zur Verhinderung von Lkw-Verkehr sind nicht möglich, da sich an der 
Eilendorfer Straße Gewerbebetriebe befinden, die mit Lkw erreichbar sein müssen. 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. 
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II. Zusammenstellung der Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit vom 20.03.2017 bis 
31.03.2017 mit den entsprechenden Stellungnahmen der Verwaltung 

 
1. Eingabe BUND, Stadtgruppe Aachen vom 31.03.2017 

1 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 1.: 
 
Der Flächennutzungsplan AACHEN*2030 wurde mittlerweile beschlossen und stellt die Flächen des Plangebietes und süd-
östlich angrenzende Flächen als ‚Gewerbliche Bauflächen‘ dar. Somit ist gewährleistet, dass der vorliegende Bebauungs-
plan Nr. 976 gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird. Die Abwägung der sich widerstreben-
den Belange der gewerblichen Entwicklungsmöglichkeiten und des Freiflächenschutzes hat im Rahmen der Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplans stattgefunden. 
 
Bezüglich der landschaftsbezogenen Raumeinheiten wird der Aussage zugestimmt, dass mit dem Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes die Kulturlandschaft östlich der Straße ‚Im Ginster‘ erstmalig in Anspruch genommen wird. Um jedoch die 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu minimieren, werden lediglich Lagerflächen innerhalb des Plangebietes zugelas-
sen. Zusätzlich ist der Rand des Gewerbegebietes in 10 m Breite mit Gehölzen und Bäumen zu bepflanzen, um die Sicht 
auf das Gebiet einzuschränken. 
 
Aufgrund des dringenden Flächenbedarfs des angrenzenden Baustoffhändlers wird die Erweiterung des bestehenden Ge-
werbegebietes höher gewichtet als die Erhaltung der unversiegelten Flächen für die Landwirtschaft und die unveränderte 
Erhaltung des jetzigen Landschaftsbildes. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird die Höhe des Versiegelungsgra-
des vertraglich vereinbart. Zur Minimierung des Eingriffs in das Landschaftsbild werden die oben genannten Gehölz- und 
Baumanpflanzungen festgesetzt. 
 
In den Entwurf des Landschaftsplanes wird für das Plangebiet die temporäre Erhaltung des jetzigen Landschaftszustandes 
bis zur Realisierung der Bauleitplanung dargestellt. Gemäß § 20 Abs. 4 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) treten 
widersprechende Darstellungen des Landschaftsplanes nach Rechtskraft des Bebauungsplanes außer Kraft. 
 
Ein alternativer Standort für die Lagerflächen kommt nicht in Frage, weil durch eine eventuelle Teilung des Betriebes sinn-
volle Betriebsabläufe nicht möglich sind und zusätzliche Verkehrsbewegungen erforderlich wären. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. 
 
  

86 von 146 in Zusammenstellung



Fachbereich Stadtentwicklung und Stadtplanung  Die Oberbürgermeisterin 
 
 

 
 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden 
Eingaben und Abwägungsvorschlag zum 
Bebauungsplan Nr. 976 
- Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet -  
für den Bereich zwischen Im Ginster und der A 44 im Stadtbezirk Aachen-Brand  
zur Veröffentlichung im Internet und zusätzlichen öffentlichen Auslegung 
 

 
Lage des Plangebietes 
  

87 von 146 in Zusammenstellung



Bebauungsplan Nr. 976  Abwägungsvorschlag frühzeitige Behördenbeteiligung 
- Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet -  zur Veröffentlichung im Internet 
 

1 
 

Inhaltsverzeichnis 
 
Planungsrelevante Eingaben gem. § 4 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan mit den entsprechenden Stellungnahmen 
der Verwaltung 
 

I. Zusammenstellung der Anregungen aus der Beteiligung der Behörden vom 02.06.2020 bis 26.06.2020 mit 
den entsprechenden Stellungnahmen der Verwaltung 2 

1. Eingabe ASEAG vom 23.06.2020 ..................................................................................................................................2 

2. Eingabe Amprion GmbH vom 25.06.2020 ......................................................................................................................3 

3. Eingabe Enwor GmbH vom 23.06.2020 .........................................................................................................................5 

4. Eingabe Fachbereich Klima und Umwelt vom 29.06.2020 - Untere Bodenschutzbehörde ............................................7 

5. Eingabe Fachbereich Klima und Umwelt vom 29.06.2020 - Untere Wasserbehörde ...................................................14 

6. Eingabe Fachbereich Klima und Umwelt vom 29.06.2020 - Untere Naturschutzbehörde ............................................19 

7. Eingabe Kreisbauernschaft Aachen e.V. vom 17.06.2020 ...........................................................................................22 

8. Eingabe Polizeipräsidium Aachen vom 19.06.2020 - Direktion Kriminalität .................................................................24 

9. Eingabe Polizeipräsidium Aachen vom 15.06.2020 Direktion Verkehr ........................................................................28 

10. Eingabe Regionetz GmbH vom 23.06.2020 .................................................................................................................30 

11. Eingabe Straßen.NRW - Autobahnniederlassung Krefeld vom 01.07.2020 .................................................................32 

II. Zusammenstellung der Anregungen aus der Beteiligung der Behörden vom 20.03.2017 bis 31.03.2017 mit 
den entsprechenden Stellungnahmen der Verwaltung 35 

1. Eingabe Wasserverband Eifel-Rur vom 24.11.2016 ....................................................................................................35 

2. Eingabe Bezirksregierung Arnsberg vom 30.03.2017 ..................................................................................................36 

3. Eingabe LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland vom 30.03.2017 ................................................................39 

4. Eingabe Stadt Aachen, FB Stadtentwicklung und Verkehrsanlagen vom 04.04.2017 .................................................41 

5. Eingabe Stadt Aachen, Bauverwaltung vom 24.04.2017 .............................................................................................42 

6. Straßen.NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel vom 02.05.2017 ..............................................................................44 

  

88 von 146 in Zusammenstellung



Bebauungsplan Nr. 976  Abwägungsvorschlag frühzeitige Behördenbeteiligung 
- Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet -  zur Veröffentlichung im Internet 
 

2 
 

 
I. Zusammenstellung der Anregungen aus der Beteiligung der Behörden vom 02.06.2020 bis 26.06.2020 mit 

den entsprechenden Stellungnahmen der Verwaltung 

 
1. Eingabe ASEAG vom 23.06.2020 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 1.:  
 
Die Entfernung zu der nächstgelegenen Bushaltestelle ‚Hermann-Löns-Straße‘ beträgt von der nördlichen Ecke des Plange-
bietes 450 m und liegt damit 50 m über dem Mindeststandard von 400 m. Aufgrund der erheblichen Verkleinerung des Ge-
werbegebietes von 3,35 ha auf 1,64 ha ist die Überschreitung als geringfügig anzusehen. Dafür spricht auch, dass lediglich 
ein Betrieb betroffen sein wird, der Baustoffe vertreibt, die von der Kundschaft üblicherweise nicht mit dem öffentlichen Nah-
verkehr transportiert werden. . 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen.  
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2. Eingabe Amprion GmbH vom 25.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 2.: 
 
Die Amprion GmbH weist auf das unterirdisch verlegte 320-kV-Höchstspannungsgleichstromkabel hin, das mit entsprechen-
dem Schutzabstand bereits in den Bebauungsplan übernommen wurde. Der geforderte Hinweis wurde unter 4. ‚Oberirdi-
sche und unterirdische Versorgungsleitungen‘ in die schriftlichen Festsetzungen aufgenommen und die Leitung nachrichtlich 
übernommen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. 
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3. Eingabe Enwor GmbH vom 23.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 3.:  
 
Die Transportleitung DN 700 wurde bereits zuzüglich des Schutzstreifens im Rechtsplan berücksichtigt. Die Leitung quert 
das Baugebiet auf einer Länge von 80 m. Aufgrund der Flächenreduzierung des Plangebietes liegt die Leitungstrasse nicht 
im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen. Innerhalb des Hinweises unter 4. ‚Oberirdische und unterirdische Versorgungslei-
tungen‘ wird auf die mögliche Nutzung innerhalb des Schutzstreifens verwiesen. In einer weiteren Abstimmung mit enwor 
wurde die Pflanzung von Gehölzen ausgeschlossen. Somit sind innerhalb des Schutzstreifens lediglich Blühstreifen zuläs-
sig. Eine entsprechende Festsetzung erfolgt innerhalb der festgesetzten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. 
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4. Eingabe Fachbereich Klima und Umwelt vom 29.06.2020 - Untere Bodenschutzbehörde 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 4:  
 
Aufgrund der hohen Bodenqualität und der Klimafunktion wird das Plangebiet gegenüber dem Stand zur frühzeitigen Beteili-
gung um ca. 50 % verkleinert. Damit wird dem Ziel gemäß § 1a BauGB Genüge getan, dass die Inanspruchnahme von Bö-
den auf das unerlässliche Maß zu beschränken ist. Innerhalb der schriftlichen Festsetzungen wird unter 5.2 zudem festge-
setzt, dass bei der Errichtung baulicher Anlagen der Boden fachgerecht abzugraben, zwischenzulagern und fachgerecht 
wieder einzubauen ist.  
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Innerhalb der Stellungnahme der Unteren Bodenschutzbehörde wird darauf hingewiesen, dass sich das Plangebiet gemäß 
der Planungshinweiskarte ‚Boden‘ in der Schutzzone 1 ‚Erhalt besonderer kühlleistungsstarker und schützenswerter Böden‘ 
befindet. Aufgrund der hohen Bodenkühlleistung sollten diese Flächen deshalb von Bebauung freigehalten werden. Diese 
Bodenfunktion war u.a. ausschlaggebend für die Reduzierung der Plangebietsgröße. Des Weiteren kommt dieser Funktion 
entgegen, dass die Flächen lediglich als Lagerflächen genutzt werden sollen und somit Fundamente und andere Eingriffe in 
den Bodenaufbau nicht erforderlich sind. Zudem wird vertraglich vereinbart, dass maximal 70 % des Plangebietes versiegelt 
werden dürfen. 
 
Der Ausgleichsbedarf wurde anhand der aktuellen Planung für die beiden Schutzgüter Natur und Landschaft sowie Boden 
ermittelt. Da der Boden aufgrund seiner Schutzwürdigkeit schwerwiegender beeinträchtigt wird, wird der Ausgleich entspre-
chend der Ausgleichsbilanzierung ‚Boden‘ vorgenommen. Gemäß der aktuellen Planung ergibt sich ein Defizit von 0,37 
WEha. Der erforderliche externe Ausgleich soll unmittelbar angrenzend an das Plangebiet auf den Flurstücken 145 und 730, 
Flur 13 Gemarkung Brand realisiert werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. 
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5. Eingabe Fachbereich Klima und Umwelt vom 29.06.2020 - Untere Wasserbehörde 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 4.2:  
 
Die Hinweise in der Stellungnahme bezüglich des Grundwasserschutzes, der oberirdischen Gewässer und des Hochwas-
serschutzes werden in die Bestandsbeschreibung des Schutzgutes Wasser in den Umweltbericht übernommen. Aufgrund 
der erheblichen Verkleinerung des Plangebietes wird der Brander Bach nicht mehr tangiert und somit ist auch kein Gewäs-
serschutzstreifen innerhalb des Plangebietes einzuhalten.  
 
In die schriftlichen Festsetzungen unter 5.1 wird die Festsetzung aufgenommen, dass Flächen, auf denen Baustoffe gela-
gert oder umgeladen werden, vollständig zu versiegeln sind. Zudem sind die Flächen derart zu gestalten, dass kein Nieder-
schlagswasser oberflächig über die Schulter auf unbefestigte Flächen abfließen kann. Des Weiteren wird unter 5.3 festge-
setzt, dass bei Einbindung von Bauwerken in das Grundwasser zu prüfen ist, ob eine grundwassergerechte Abdichtung der 
erdberührenden Bauteile zum Schutz vor hohem Grundwasser oder Umleitungen des Grundwasserstroms um den Baukör-
per erforderlich sind. 
 
Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes wird der rechnerische Nachweis erbracht, dass keine maßgebliche Erhöhung des 
Oberflächenabflusses aus dem Bebauungsplangebiet erfolgt und dass das Niederschlagswasser innerhalb einer Rückhal-
temulde zurückgehalten und gedrosselt abgeführt wird. 
 
Zur Sicherstellung der entwässerungstechnischen Erschließung des Bebauungsplangebietes wurde ein Entwässerungskon-
zept erstellt. Das Niederschlagswasser soll gedrosselt dem Brander Bach zugeführt werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. 
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6. Eingabe Fachbereich Klima und Umwelt vom 29.06.2020 - Untere Naturschutzbehörde 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 6:  
 
Um einen verträglichen Übergang zum Landschaftsraum zu schaffen, wird entlang der angrenzenden Wirtschaftswege eine 
zu begrünende Fläche in einer Breite von 10 m im Durchschnitt festgesetzt. Innerhalb dieser Fläche sind flächendeckend 
Gehölze und in einem regelmäßigen Abstand Bäume zu pflanzen. Der Versiegelungsgrad wird vertraglich auf 70 % be-
schränkt. Zur Verdeutlichung der Pflanzmaßahmen wird ein Grünordnungsplan und ein Baumbilanzplan erstellt. Die bereits 
vorliegenden Gutachten zur Artenschutzuntersuchung Stufe I und die FFH-Verträglichkeitsprüfung sind nach wie vor aktuell 
und bedürfen keiner erneuten Überarbeitung. 
 
Zur Prüfung der Auswirkungen auf den Naturhaushalt wurde ein Landschaftspflegerischer Fachbeitrag mit einer Eingriffs- 
und Ausgleichsbilanzierung erstellt. Gemäß dieser Bilanzierung ergibt sich ein Defizit von 2681 Ökopunkten. Weil der Ein-
griff in den Bodenhaushalt aufgrund seiner Schutzwürdigkeit als schwerwiegender beurteilt wird, wird der Ausgleich entspre-
chend der Ausgleichsbilanzierung ‚Boden‘ vorgenommen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. 
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7. Eingabe Kreisbauernschaft Aachen e.V. vom 17.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 7.:  
 
Aufgrund der Verkleinerung von 3,35 ha auf 1,64 ha werden die Auswirkungen auf landwirtschaftliche Betriebe als gering 
eingeschätzt, zumal die Nutzung der Flächen durch oberirdische und unterirdische Versorgungsleitungen eingeschränkt 
wird.  Die Abwägung der sich widerstrebenden Belange der gewerblichen Entwicklungsmöglichkeiten und des Freiflächen-
schutzes hat im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans AACHEN*2030 stattgefunden. Hier werden die 
Ackerflächen im Geltungsbereich als „Gewerbliche Bauflächen“ dargestellt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. 
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8. Eingabe Polizeipräsidium Aachen vom 19.06.2020 - Direktion Kriminalität 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 8:  
 
1.1 Innerhalb des Plangebietes werden keine öffentlichen Grün- oder Verkehrsflächen festgesetzt. Um die Einsehbarkeit 

auf die Lagerflächen aus dem angrenzenden Landschaftsraum soweit wie möglich einzuschränken, sind auf den un-
ebenen Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern Hecken zu pflanzen. Die Endhöhe der Hecken soll 
2,00 m betragen. Innerhalb des Plangebietes sind lediglich Lagerflächen vorgesehen. 
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1.2 Innerhalb des Plangebietes sind keine öffentlichen Parkplätze vorgesehen. Beleuchtete Stellplätze für Mitarbeiter*in-
nen sind im Nordwesten des Plangebietes in einem Bereich geplant, der vom Verkehrslärm der Bundesautobahn A 44 
beeinträchtigt wird. 

 
2. Innerhalb des Plangebietes sind keine öffentlichen Verkehrsflächen geplant. 
 
3./4. Das Plangebiet ist über die Eilendorfer Straße an das örtliche und überörtliche Verkehrsnetz angebunden. Die Auto-

bahnauffahrt Aachen-Brand auf die A 44 befindet sich südwestlich in einer Entfernung von ca. 2,5 km. 
 
 Da lediglich Lagerflächen innerhalb des Plangebietes zugelassen werden, können Dienst- und Betriebswohnungen 

nicht realisiert werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Stellungnahmen zur Kenntnis zu nehmen. 
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9. Eingabe Polizeipräsidium Aachen vom 15.06.2020 Direktion Verkehr 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 9:  
 
Aufgrund der Verkleinerung des Plangebietes von 3,5 ha auf 1,64 ha grenzt das Plangebiet nicht mehr an den Sebastianus-
weg an, sondern an den parallel zur Bundesautobahn A 44 verlaufenden Wirtschaftsweg. Insofern wird dadurch auch die 
Gefahr eingeschränkt, dass der Sebastianusweg als Abkürzung Richtung Stolberg genutzt wird. Der zusätzliche Anschluss 
an die Bundesautobahn A 44 wird nicht weiter verfolgt. Somit wird der Verkehr des zukünftigen Gewerbegebietes über die 
bereits bestehenden Straßen abgeleitet. Aufgrund der erheblichen Verkleinerung des Plangebietes wird eine Überlastung 
der bestehenden Knotenpunkte und eine Verschlechterung der Qualitätsstufen ausgeschlossen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. 
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10. Eingabe Regionetz GmbH vom 23.06.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 10.:  
 
Die das Plangebiet querende Hochspannungsfreileitung wird als oberirdische Hauptversorgungsleitung nachrichtlich in den 
Bebauungsplan übernommen. Beidseitig wird ein je 17 m breiter Schutzstreifen berücksichtigt, in dem die maximale Höhe 
von baulichen Anlagen und von Gehölzen eingeschränkt wird. Innerhalb eines Hinweises unter 4. ‚Oberirdische und unterir-
dische Versorgungsleitungen‘ wird auf die erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen und Beschränkungen hingewiesen. 
 
Das Niederschlagswasser soll gemäß Entwässerungskonzept in einer Entwässerungsmulde im nördlichen Teil des Plange-
bietes gesammelt und von dort im freien Gefälle über eine Rohrleitung gedrosselt dem Brander Bach zugeführt werden. 
 
Die Transportleitung DN 700 der enwor wurde bereits zuzüglich des Schutzstreifens im Rechtsplan berücksichtigt. Innerhalb 
des Hinweises unter 4. ‚Oberirdische und unterirdische Versorgungsleitungen‘ wird auf die mögliche Nutzung innerhalb des 
Schutzstreifens verwiesen. Die Pflanzung von Gehölzen wurde innerhalb des Schutzstreifens ausgeschlossen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. 
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11. Eingabe Straßen.NRW - Autobahnniederlassung Krefeld vom 01.07.2020 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 8.:  
 
Die Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszone werden im Rahmen der Beschreibung der städtebaulichen und pla-
nungsrechtlichen Situation unter 1.7 ‚Sonstige Vorgaben‘ innerhalb der Begründung ausführlich beschrieben. Des Weiteren 
wird die genaue Lage der Zonen in die Planzeichnung übernommen. Die geplante grundhafte Erneuerung der A 44 zwi-
schen der Abfahrt Lichtenbusch und dem Autobahnkreuz Aachen wird hinreichend berücksichtigt. 
 
Aufgrund der erheblichen Verkleinerung des Plangebietes ist keine zusätzliche Erschließungsstraße innerhalb des Plange-
bietes erforderlich. Aufgrund der Verkleinerung ist auch nicht von einer nennenswerten zusätzlichen Verkehrsbelastung im 
umliegenden Straßennetz und einer Verschlechterung der Qualitätsstufen auszugehen. Eine entsprechende verkehrliche 
Untersuchung ist nicht notwendig. 
 
Gemäß Lärmgutachten werden entlang der nordwestlichen Grenze die Orientierungswerte deutlich überschritten. Da das 
Plangebiet jedoch ausschließlich als Lagerfläche und entlang der Autobahn als Stellplatzflächen genutzt werden soll, sind 
aus schalltechnischer Sicht keine Maßnahmen aufgrund des Umgebungslärms erforderlich.  
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. 
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II. Zusammenstellung der Anregungen aus der Beteiligung der Behörden vom 20.03.2017 bis 31.03.2017 mit 
den entsprechenden Stellungnahmen der Verwaltung 

Es werden lediglich diejenigen Stellungnahmen aufgeführt, die nicht bereits unter I. abgewogen werden. 
 
1. Eingabe Wasserverband Eifel-Rur vom 24.11.2016 

 

 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 1.:  
 
Die vom Wasserverband Eifel-Rur durchgeführten Modellrechnungen für das notwendige Rückhaltevolumen gehen von 
dem Geltungsbereich des ursprünglichen Bebauungsplanes aus. Gegenüber dem damaligen Stand (0,7 ha) beträgt die Flä-
che nach jetzigem Stand 1,64 ha. Die Modellrechnung geht dabei von einem Versiegelungsgrad von 90 % aus. Gemäß dem 
Entwässerungskonzept ist unter Berücksichtigung eines 100jährlichen Regenereignisses eine Regenwassermenge von 
322 m3 zurückzuhalten. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. 
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2.  Eingabe Bezirksregierung Arnsberg vom 30.03.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 2.:  
 
Bezüglich des Altbergbaus wird unter 2. ‚Altbergbau‘ der Hinweis auf die verliehenen Bergwerksfelder in die schriftlichen 
Festsetzungen übernommen. 
 
Bezüglich des ‚Uraltbergbaus‘ wird unter 2. ‚Altbergbau‘ ein entsprechender Hinweis aufgenommen. Auf eine gutachterliche 
Einschätzung der Einwirkungsrelevanz des Uraltbergbaus wird verzichtet, weil innerhalb des Plangebietes lediglich Lager-
flächen vorgesehen sind. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zurückzuweisen. 
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3. Eingabe LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland vom 30.03.2017 

 

 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 3.:  
 
Im Sommer 2024 wurde durch das Büro Goldschmidt Archäologie & Denkmalpflege, Düren, eine archäologische Sachver-
haltsermittlung in Form einer Sondage durchgeführt. Im Rahmen dieser Ermittlung wurden wenige Keramikfragmente ver-
schiedener Zeitstufen als Streufunde geborgen, darunter Westerwälder Ware, Rote Irdenware und Steinzeug aus dem 17. 
bis 19. Jahrhundert und ein einzelnes Keramikfragment. Daneben konnten Eisenreste, etwas neuzeitliche Schlacke und ein 
Silexabschlag aufgelesen werden. Eine räumliche Konzentration der Funde lag nicht vor.  
Der Großteil der Untersuchungsfläche bestand aus sterilem Lössboden, in dem keine Spuren anthropogener Aktivität nach-
zuweisen waren.  
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Während der Sachverhaltsermittlung konnten zwei Befunde dokumentiert werden, welche sich aufgrund ihrer Beschaffen-
heit als moderne Grube und als mögliche geogene Verfärbung herausstellte.  
Auf eine archäologische Begleitung künftiger Bauvorhaben kann deshalb verzichtet werden. In den schriftlichen Festsetzun-
gen wird ein Hinweis aufgenommen, dass bei zukünftigen Funden die Denkmalbehörde unmittelbar zu verständigen ist. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. 
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4. Eingabe Stadt Aachen, FB Stadtentwicklung und Verkehrsanlagen vom 04.04.2017 

 

 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 4.:  
 
Die genannte Wendeanlage wurde zwischenzeitlich in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen und als öf-
fentliche Straßenverkehrsfläche entwidmet. Die Erschließung der geplanten Lagerflächen kann nur über diese Flächen oder 
über das bestehende Gewerbegebiet erfolgen. Eine Erschließung über die angrenzenden Wirtschaftswege ist ausgeschlos-
sen, weil entlang dieser Wege ca. 10 m breite Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen festgesetzt werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. 
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5.  Eingabe Stadt Aachen, Bauverwaltung vom 24.04.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 5.:  
 
In den schriftlichen Festsetzungen wurde unter 1. ‚Kampfmittel‘ der Hinweis aufgenommen, dass aufgrund einer Luftbildaus-
wertung von vermehrten Bodenkampfhandlungen im Plangebiet auszugehen ist. Deshalb ist vor Beginn der Baumaßnah-
men eine Überprüfung auf Kampfmittel vorzunehmen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. 
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6. Straßen.NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel vom 02.05.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung zu Nr. 6.:  
 
Straßen.NRW Autobahnniederlassung Krefeld wurde im Verfahren unter I. beteiligt und hat mit Datum 01.07.2020 eine Stel-
lungnahme abgegeben. 
 
Straßen.NRW bestätigt mit der vorliegenden Stellungnahme, dass die verkehrlichen Auswirkungen gering sind und eine 
gutachterliche Aussage deswegen nicht erforderlich ist. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. 
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Fachbereich Stadtentwicklung und 
Stadtplanung  

Die Oberbürgermeisterin 
 

 

Klimaschutz und Klimaanpassung in Aachen – 
Entwurf der Checkliste zum Bebauungsplan Nr. 976 
- Im Ginster / Erweiterung Gewerbegebiet - 
 

für den Bereich zwischen Im Ginster, Autobahn 44 und Sebastianusweg   

im Stadtbezirk Aachen-Brand 

zur Veröffentlichung im Internet und zusätzlichen öffentlichen Auslegung 
 

 
Lage des Plangebietes 
 

 
Hinweis: Die Systematik und Inhalte dieser Checkliste wurden zum Teil von der Checkliste „Klima-Check in der Bauleitplanung“ der RWTH Aachen im Rahmen des Pro-
jekts BESTKLIMA – Umsetzung und Qualitätssicherung des Klimaanpassungskonzeptes im Bergischen Städtedreieck – übernommen. 
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Die Checkliste dient der Überprüfung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsbelangen im Rahmen von städtebaulichen Entwürfen und 
Bebauungsplänen und wird fortlaufend aktualisiert 

Klimaschutz Klimaanpassung Klimaschutz und Klimaanpassung 

 
 
Planungsphase 1: Generelle Einschätzung der Fläche aus Sicht des Klimaschutzes und der Klimaanpassung / Planungsvoraussetzun-
gen 
 

Kriterium Klassifizierung  Anmerkungen / Erläuterung 

Stadtklimatische Verhält-
nisse  

 

☐  Lage außerhalb beider Signaturen (+) 

☐  Lage innerhalb der Signaturen Schutzbe-

reich Stadtklima (-) 

☒  Lage innerhalb der Signatur Belüftungs-

bahn Stadtklima (-) 

☐  Lage innerhalb beider Signaturen (Schutz-

bereich Stadtklima und Belüftungsbahn 
Stadtklima) (--) 

☐  Erstellung eines lokalen Klimagutachtens 

und Feststellung einer Unbedenklichkeit 
durch FB 36 (+) 

 
 

 

Das Plangebiet liegt innerhalb der 
Signatur „Belüftungsbahn Stadt-
klima“ (Kaltluftbahn). Aus diesem 
Grund wird das Plangebiet insge-
samt verkleinert und auf emittie-
rendes Gewerbe verzichtet. Die 
Flächen sind lediglich als Lagerflä-
chen nutzbar. Die Versiegelung 
wird vertraglich auf maximal 69 % 
des Gewerbegebietes beschränkt. 
Für 15 % der Flächen wird eine 
Begrünung festgesetzt. 

Lage im Stadtgebiet / 
Vornutzung der Fläche 

    
 
  

☐  Rückbau von versiegelten Siedlungs- und 

Verkehrsflächen im Bereich „Schutzbe-
reich Stadtklima“ (++) 

☐  Rückbau von versiegelten Siedlungs- und 

Verkehrsflächen mit der Klimafunktion 
Schutzbereich Belüftungsbahn (++)  

☐  Rückbau von versiegelten Siedlungs- und 

Verkehrsflächen außerhalb von Flächen-
signaturen (+)  

☐  Nutzung von Bestandsgebäuden, sofern 

energetisch sinnvoll (+) 

☐  Flächenrecycling / Fläche bereits versie-

gelt (+) 

☐  Innenentwicklung (0) 

☐  Bauliche Außenentwicklung (-) 

☒  Bauliche Inanspruchnahme von Freiflä-

chen mit Klimafunktion (--) 

 
 

Aufgrund der Klimafunktionen (Be-
lüftungsbahn und Kaltluftentste-
hungsfläche) wird die Nutzung auf 
Lagerflächen beschränkt. Es han-
delt sich somit nicht um eine klas-
sische bauliche Inanspruchnahme 
durch Hochbauten, trotzdem wird 
das Plangebiet zu einem großen 
Teil versiegelt.. Die möglichen An-
lagen werden zudem in der Höhe 
beschränkt. 

Gefährdung gegenüber 
Starkregen 

 
 

☒  Keine Hanglage, Geländemulde oder -

senke, Rinne (nicht topografisch expo-
niert) (+) 

☐  Hanglage, Geländemulde oder -senke o-

der Rinne (topografisch exponiert) (-) 

☐  Bekannte, vergangene Schadensereig-

nisse in der Lage (-) 

 

Das Plangebiet fällt gleichmäßig 
um ca. 5,5 m von Südwesten nach 
Nordosten ab. Somit ergibt sich 
keine topographisch exponierte 
Lage. Richtung Nordwesten 
schließt sich der Hang zur Bundes-
autobahn A 44 an. 
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Laut Starkregengefahrenkarte liegt 
im Plangebiet keine Gefährdung 
vor. 

Eignung für Solarenergie-
nutzung 

 

☐  Keine Verschattung vorhanden (+) 

☐  Lage lässt günstige solare Ausrichtung er-

warten:  Süd +/- 45° möglich (+) 

☐  Verschattung der Fläche (-) 

☐  Lage lässt günstige solare Ausrichtung 

nicht erwarten: Süd +/- 45° nicht möglich 
(-) 

 

Das Plangebiet wird nicht durch 
Bäume, Gebäude oder Sonstiges 
verschattet. Die Installation von 
Solarenergeianlagen widerspricht 
jedoch der geplanten Nutzung als 
Lagerflächen. 

Lage 
(bezogen auf Freiraum) 

     
 

☐  Entfernung zu öffentlich zugänglichem 

Freiraum (Mindestgröße 500 m², Mindest-
breite: 15 m), Premiumfußweg oder Wan-
derweg < 500 m (+) 

☐  Entfernung zu öffentlich zugänglichem 

Freiraum (Mindestgröße 500 m², Mindest-
breite: 15 m), Premiumfußweg oder Wan-
derweg > 500 m (-) 

 Nicht relevant, da das Plangebiet 
nur für Lagerflächen genutzt wer-
den soll.  

Anschluss an das Rad-
wegenetz 

 

☐  Entfernung zu einer Radhauptverbindung 

≤ 200 m (+) 

☒  Entfernung zu einer Radhauptverbindung 

> 200 m (-) 

 
 

Die Entfernung zu einem Zugang 
zur Radhauptverbindung „Venn-
bahntrasse“ liegt in einer Entfer-
nung von ca. 1.000 m. Die Verbin-
dung ist lediglich für die Mitarbei-
ter*innen des Baustoffhandels von 
Interesse, da nicht davon auszuge-
hen ist, dass die Baustoffe mit dem 
Fahrrad / Lastenrad transportiert 
werden. 

Lage 
(bezogen auf Infrastruktur)  

 

☐  Entfernung zu Haltestellen des Bus- oder 

Schienennetzes der Qualitätsstufe 1 gem. 
Nahverkehrsplan (+) 

☐  Entfernung zu Haltestellen des Bus- oder 

Schienennetzes nach Mindeststandard 
gem. Nahverkehrsplan (0) 

☒  Entfernung zu Haltestellen des Bus- oder 

Schienennetzes unter Mindeststandard 
gem. Nahverkehrsplan (-) 

 

 
 

Die Entfernung zur nächsten Bus-
haltestelle an der Nordstraße 
(Aachen, Brander Heide) beträgt 
ca. 640 m und liegt damit unter 
dem Mindeststandard gem. Nah-
verkehrsplan. 

☐  Entfernung zu Nahversorgung Radius ≤ 

700 m (+) 

☒  Entfernung zu Nahversorgung Radius > 

700 m (-) 

 

 
 

Die Entfernung zu Nahversor-
gungseinrichtungen beträgt mehr 
als 700 m. 

☐  Entfernung zu Kita ≤ 1.000 m (+) 

☐  Entfernung zu Kita > 1.000 m (-) 

 Die Entfernung zu Kitas ist für das 
Plangebiet nicht relevant. 
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☐  Entfernung zu Grundschule ≤ 1.000 m (+) 

☐  Entfernung zu Grundschule > 1.000 m (-) 

 Die Entfernung zu Grundschulen 
ist für das Plangebiet nicht rele-
vant. 

Besitzverhältnisse  

    
 
 

☐  Baugebiet überwiegend im städtischen Be-

sitz (++) 

☒  Baugebiet in der Hand eines Investors / Ei-

gentümers (+) 

☐  Viele Einzeleigentümer (o) 

 

Die Flächen befinden sich im Be-
sitzt des südwestlich gelegenen 
Baustoffhändlers, der seinen Be-
trieb erweitern möchte und inner-
halb des Plangebietes Lagerflä-
chen plant. 

Art des Bebauungsplanes 

    
 

 

☐  Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit 

Durchführungsvertrag (++) 

☐  Angebotsbebauungsplan auf städtischen 

Flächen (++) 

☒  Bebauungsplan mit städtebaulichem Ver-

trag (+) 

☐  Angebotsbebauungsplan (o) 

 

Innerhalb des städtebaulichen Ver-
trages soll u.a. der Grad der maxi-
malen Versiegelung vertraglich ge-
regelt werden. 

 
Zusammenfassende Bewertung der Planungsphase 1 

Plus (Anzahl) Minus (Anzahl) Erläuterungen / verbal-argumentative Zusatzbewertung 
Faktoren wie die Siedlungsradlage und der fehlende Anschluss an Infrastruktur-
einrichtungen sind aus Klimaschutzsicht negativ zu bewerten. Die Reduzierung 
der Größe des Plangebietes gegenüber dem Planungsstand 2020 berücksichtigt 
in erheblichem Maße die heutige Klimafunktion der Flächen. Weitere mindernde 
Auswirkungen auf Klimaschutz und Klimaanpassung sind durch die Beschrän-
kung auf Lagerflächen, durch die Beschränkung der Höhenentwicklung und 
durch die vertragliche Regelung, dass maximal 69 % des Gewerbegebietes ver-
siegelt werden dürfen, zu erwarten.  

    
 

2 
 

3 
 

4 
 

3 

Was ist in der nächsten Planungsphase zu beachten? 
Die planungsrechtliche Umsetzung der vorgenannten Maßnahmen und Anforderungen ist sicherzustellen. Der Versiegelungsgrad ist 
vertraglich zu regeln. 

 
Planungsphase 2: Klimaschutz und Klimaanpassung im Städtebaulichen Vorentwurf / Entwurf 

Kriterium Klassifizierung  Anmerkungen / Erläuterung 

Qualitätssicherndes Ver-
fahren  

    
 
 

☐  Wettbewerb, Klimaschutz- und Klimaan-

passungsbelange in Auslobung integriert 
(++)  

☐  Werkstattverfahren, Klimaschutz- und 

Klimaanpassungsbelange in Auslobung 
integriert (++) 

☐  Mehrfachbeauftragung, Klimaschutz- und 

Klimaanpassungsbelange in Auslobung 
integriert (++) 

 
 

Aufgrund der geringen Größe des 
Plangebietes und der angestrebten 
Monostruktur als Lagerfläche ist 
ein qualitätssicherndes Verfahren 
nicht sinnvoll. 
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☐  Vergabe im Konzeptverfahren, Klima-

schutz- und Klimaanpassung in Auslo-
bung integriert (++)  

☒  Kein qualitätssicherndes Verfahren (-) 

Städtebauliche Dichte / 
Kompaktheit der Gebäude 
hinsichtlich Energiebedarf 

 

Wohnungsbau überwiegend: 

☐  kompakte mehrgeschossige Wohnanlage 

(++) 

☐  Reihenhäuser (+) 

☐  Doppelhäuser (0) 

☐  freistehende Einfamilienhäuser, zweige-

schossig (-) 

☐  freistehende Einfamilienhäuser, einge-

schossig (--) 

Gewerbe / Industrie: 

☐  größere kompakte und mehrgeschossige 

Gebäudekomplexe (++) 

☐  größere kompakte Gebäudekomplexe (+) 

☐  wenige Gebäude mittlerer Größe (o) 

☐  mehrere kleinzellige Einzelgebäude (-)  

☐  gestreckte, mehrgliedrige Baukörper, ein-

geschossig (--) 

☐  Vor- und Rücksprünge in den Fassaden (-) 

 Generell sind keine Gebäude zu-
lässig, weil innerhalb des Plange-
bietes lediglich Lagerflächen ange-
legt werden dürfen. 

Energetischer Baustan-
dard 

  
 

☐  Null- oder Plusenergiehaus (++) 

☐  Passivhausstandard (++) 

☐  Verbesserter energetischer Standard in öf-

fentlichen Förderprogrammen (+) 

☐  Gesetzlicher Standard (o) 

 Weil lediglich Lagerflächen zuläs-
sig sind, wird kein energetischer 
Baustandard vorgegeben. 

Material 

 

☐  Cradle2Cradle (+) 

☐  Holzbauweise 

 Für die Einfassung der einzelnen 
Baustoffboxen wird aufgrund der 
geringen Bedeutung kein Material 
vorgegeben. 

Energieversorgung 

 
 

☐  Nutzung erneuerbarer Energien deutlich 

über dem gesetzlichen Standard (++) 

☐  Fernwärmeanschluss (+) 

☐  Lokales Wärmenetz mit Kraft-Wärme-

Kopplung (+)  

 Die Energieversorgung spielt auf-
grund der festgesetzten Lagerflä-
chen eine untergeordnete Rolle. 

Dachform, -neigung und      
-ausrichtung hinsichtlich 
aktiver Solarenergienut-
zung 

  
 

☐  Solarenergetische Optimierung mithilfe ei-

nes Simulationsprogrammes (++) 

☐  Keine maßgebliche Verschattung der Dä-

cher durch andere Baukörper oder Bäume (+) 

☐  Ausrichtung SO / SW (+) 

☐  Ausrichtung O / W / NO / NW (-) 

 Aufgrund der Lagernutzung ist da-
von auszugehen, dass die meisten 
Baustoffe nicht überdacht sind. 
Sollten dennoch vereinzelte Über-
dachungen aus Regenschutzgrün-
den erforderlich werden, werden 
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☐  Ausrichtung Nord (--) 

☐  Satteldach: Ausrichtung Süd (++) 

☐  Flachdach (++)  
☐  Satteldach: Ausrichtung SW/SE (+):  
☐  Satteldach: Ausrichtung O/W (0);  
☐  bei Pultdach analog bezogen auf Schräg-
seite  
☐  Satteldach: Ausrichtung NW/NE (-) 
☐  Satteldach: Ausrichtung Nord (--) 
 

diese als Pultdach oder gering ge-
neigtes Flachdach ausgeführt. 

Versiegelung (Siedlungs- 
und Verkehrsflächen)  

 
 

☐  Mehrfachnutzung von versiegelten Flä-

chen, z. B. gemeinsame Parkflächennut-
zung (tagsüber Geschäfte, abends Woh-
nen) oder Parkdeck mit weiterer Nutzung 
(z.B. Wohnen oder Grün-/Solardach) (++) 

☐  Anteil der versiegelten Flächen insgesamt 

unter 40 % (++) 

☐  Anteil der versiegelten Flächen insgesamt 

40 bis 60 % (+) 

☒  Anteil der versiegelten Flächen insgesamt 

60 bis 80% (-) 

☐  Anteil der versiegelten Flächen insgesamt 

über 80 % (--) 

☐  Mehr als 50 % der nicht überbauten Flä-

chen sind mit einer Tiefgarage unterbaut 
(-) 

 

Die Flächenversiegelung wird ver-
traglich auf maximal 69 % be-
schränkt.  

Stellung der Baukörper 
hinsichtlich der Lage in 
Kaltluftbahnen  

 

☒  Keine Beeinflussung der Kaltluftströ-

mungsrichtung durch Baukörper oder an-
dere Hindernisse (++) 

☐ Ausrichtung der Baukörper quer zur Frisch-

luftströmungsrichtung (-) 

 

Aufgrund des Verzichts auf Bau-
körper, der ausschließlichen Nut-
zung als Lagerfläche und der ge-
ringen maximalen Höhe baulicher 
Anlagen ist die Beeinflussung der 
Kaltluftströmungsrichtung als nicht 
erheblich einzustufen. Durch die 
Neuversiegelung in der Kaltluft-
bahn und Verlust von Kaltluftent-
stehungsflächen ist jedoch eine 
negative Auswirkung wahrschein-
lich. Aus diesem Grund wird eine 
Begrünung mit verschattendem Ef-
fekt und maximale Versiegelung 
von 69% gefordert.  

Stellung und Kubatur der 
Baukörper hinsichtlich der 
Durchlüftung  

 

☒  Keine Beeinflussung der Frischluftströ-

mungsrichtung durch Baukörper oder an-
dere Hindernisse (++) 

☐  Ausrichtung der Baukörper mit möglichst 

geringem Widerstand in der Frischluft-
bahn (+) 

 

Aufgrund des Verzichts auf Bau-
körper, der ausschließlichen Nut-
zung als Lagerfläche und der ge-
ringen maximalen Höhe baulicher 
Anlagen ist die Beeinflussung der 
Frischluftströmungsrichtung zu ver-
nachlässigen. 
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Grün- und Freiraumkon-
zept (werden generell ge-
fordert) 

    
 
 

☐  Vollständiger Erhalt des Straßenbegleit-

grüns (++) 

☒  Signifikante Erhöhung des Grünanteils in-

nerhalb des Plangebiets und / oder des 
näheren Umfelds (++) 

☒  Erhalt und/oder Schaffung von vernetzten 

Grünstrukturen (+) 

☐  Anpflanzung von klimaangepassten Bäu-

men über die Forderung der Baumschutz-
satzung hinaus (+) 

☐  Dachbegrünung geht deutlich über die Re-

gelungen der Grün- und Gestaltungssat-
zung (GGS) (+)  

☐  intensive Dachbegrünung oder wenn die 

Substratstärke bei extensiver Begrünung 
höher ist als in der Grün- und Gestaltungs-
satzung gefordert (++)  

☐  Grün/Solardach-Kombination (++) 

☐  Fassadenbegrünung (+) 
☐  Grünkonzept/Grünordnungsplan nicht vor-

handen (-) 

☐  keine Dachbegrünung bei Flachdach <200 

m² in Schutzbereich Stadtklima Entfernung 
von Baumbestand, Abstufung, abhängig 
von der Anzahl der Bäume die entfernt 
werden, nicht abhängig von BSS; in Ein-
zelfall zu bewerten ob (-) oder (--) 

☐  Entfernung von Baumbestand, der gem. 

Baumschutzsatzung geschützt ist (--) 

 
 

Der Rechtsplan sieht einen Grün-
anteil von 15 % des Plangebietes 
vor. Der Gehölzanteil erhöht sich 
im Vergleich zum landwirtschaftlich 
genutzten Ist-Zustand. Die Grünflä-
chen sind entlang der vorhande-
nen Wirtschaftswege vorgesehen 
und knüpfen unmittelbar an die 
Gehölzpflanzungen entlang der 
Autobahn an. Entlang des südöstli-
chen Wirtschaftsweges sind  
Baumanpflanzungen in einem Ab-
stand von 20 m untereinander ge-
plant. 
 
Aufgrund der Lagernutzung ist da-
von auszugehen, dass die meisten 
Baustoffe nicht überdacht sind. 
Sollten dennoch vereinzelte Über-
dachungen aus Regenschutzgrün-
den erforderlich werden, werden 
diese als Pultdach oder gering ge-
neigtes Flachdach ausgeführt. 
 
Aufgrund der gewünschten leich-
ten Bauweise der Überdachungen 
ist eine Dachbegrünung nicht vor-
gesehen. 

Maßnahmen der Hitzebe-
wältigung 

 
 

☐  Freilegung von Bächen (++)  

☐  Verwendung von hellen und/oder reflektie-

renden Materialien für Fassaden, Dächer, 
Hofflächen, Stellplätze, Zuwegungen etc. 
(+)  

☐  Bauliche Verschattung, z.B. durch Balkone 

oder Dachüberstände (+) 

☐  Offene Wasserflächen (+) 

☐  Errichtung eines Trinkwasserbrunnens (+) 

☐  Errichtung von verschatteten Sitzplätzen 

(+) 

☐  Verschattete Wegeverbindungen (+) 

 

Maßnahmen sind aufgrund der 
Nutzung als Lagerfläche nicht vor-
gesehen. 

Wassersensible Stadtent-
wicklung/ Überflutungs-
schutz  

 
 

☒  Reduzierung (+) oder Zunahme (-) von 

Flächenversiegelung 

☒  Nutzung von Dachbegrünung, Straßenbe-

gleitgrün und Pflanzen von Bäumen (+) 

 

Aufgrund der heutigen landwirt-
schaftlichen Nutzung nimmt die 
Flächenversiegelung zu, wird aber 
auf maximal 69 % beschränkt. Ent-
lang der Wirtschaftswege sind ca. 
10 m breite Flächen zum 
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☐  offene begrünte Entwässerungsmulden 

zur langsamen RW-Ableitung (+) 

☒  ortsnahe Retention und/oder Versickerung 

(+) 

☐  Fluträume für gezielte Rückhaltung (Tief-

garagen, Unterführungen etc.) 

☐  Regenwassernutzung durch Bürger (+) 

☐  Überflutungsschutz am Gebäude (+)  

Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern vorgesehen, sodass 
insgesamt 15 % des Plangebietes 
mit Gehölzen, Bäumen und Blüh-
streifen bepflanzt sind. 
Das Niederschlagswasser soll über 
ein Erdbecken im Nordosten des 
Plangebietes dem Brander Bach 
zugeführt werden. 

Mobilität / Verkehr 

 
 

☐  Flächen für Car-Sharing vorgesehen (+) 

☐  Flächen für Pedelec-Verleihstation vorge-

sehen (+) 

☐  Fahrradabstellflächen sind über die not-

wendige Anzahl hinaus vorgesehen (+) 

☐  Mind. 20 % der notwendigen Fahrrad-ab-

stellflächen sind für Lastenfahrräder ge-
eignet (mind. 2,80 m x 1,0 m) (+) 

Mobilitätskonzept vorhanden mit Aussagen 
zu… 

☐  … Fußverkehr (+) 

☐  … Radverkehr (+) 

☐  … ÖPNV (+) 

☐  … geteilter Mobilität (+) 

☐  … intelligenter Parkraumbewirtschaftung 

(+) 

☐  Verkehrsflächenanteil für den motorisier-

ten Verkehr max. 10 % der Plangebietsflä-
che (+) 

☐  Ausbau der Straßen als Mischverkehrsflä-

che, kein Durchgangsverkehr (+) 

☐  E-Mobilität / Ladeinfrastruktur mit Nach-

weis über die Netzkapazität (+) 

☐  Verbesserung der fußläufigen Durchwe-

gung für die Öffentlichkeit im Quartier (+) 

☐  Keine Flächen für Sharing-Angebote vor-

handen (-) 

☒  Kein Mobilitätskonzept vorhanden (-) 

☐  Verschlechterung der fußläufigen Durch-

wegung für die Öffentlichkeit im Quartier (-
) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Der Bebauungsplan schafft Pla-
nungsrecht für lediglich eine Be-
triebserweiterung. Deshalb sind in-
nerhalb des Plangebietes keine 
weiteren öffentlichen Verkehrsflä-
chen erforderlich.  
 
Die Erstellung eines Mobilitätskon-
zepts ist nicht vorgesehen. Die er-
forderliche Zahl der Stellplätze 
ergibt sich aus der Stellplatzsat-
zung der Stadt Aachen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zusammenfassende Bewertung der Planungsphase 2 
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Plus (Anzahl) Minus (Anzahl) Erläuterungen / verbal-argumentative Zusatzbewertung 

    
Aufgrund des Verzichts auf Gebäude sind Regelungen bezüglich des Baustan-
dards, der Energieversorgung und der Dachform nicht umsetzbar. Gemäß der An-
pflanzungsfestsetzung sind ca. 15 % der Flächen zu bepflanzen. Mit der Anord-
nung der anzupflanzenden Flächen werden die Grünflächen mit den bestehenden 
Gehölzstrukturen entlang der Autobahn vernetzt und die Sicht auf die Lagerflä-
chen erheblich eingeschränkt. 
 
Bezüglich der Mobilität sind aufgrund des Baustoffhandels keine alternativen An- 
und Abfahrtsmöglichkeiten für die Kundschaft gegeben. Für die Mitarbeiter*innen 
können die Fahrradabstellmöglichkeiten vergrößert und die Ladeinfrastruktur für 
Elektroautos verbessert werden. 

 
3 

 
9 

 
3 

 
2 

Die planungsrechtliche Umsetzung der vorgenannten Maßnahmen ist sicherzustellen. 

 
 
Planungsphase 3: Umsetzung  
a) Klimaschutz und Klimaanpassung im Bebauungsplan  
 

Festsetzung Gesetzliche Grundlage  Ziel, Festsetzungsmöglichkeit, 
Maßnahme 

Geplante Festsetzung 
und deren Begründung 

Festsetzungen zu Art (WA, 
WR, GE etc.) und Maß 
(GRZ, GFZ, etc.) der bauli-
chen Nutzung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; 
§§ 16 ff. BauNVO 

 

Steuerung baulicher Dichte, Er-
halt bzw. Schaffung von Freiflä-
chen, Versiegelung beschränken 

☒  ja ☐  nein 

 

Festlegung der überbaubaren 
Grundstücksflächen und damit 
auch des Verhältnisses zwischen 
bebauten und unbebauten Flä-
chen / Grünflächenanteil 

☒  ja ☐  nein 

Festsetzen der Bauweise, 
der überbaubaren und der 
nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen (in Form von 
Baulinien und Baugrenzen) 
sowie der Stellung der bau-
lichen Anlagen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2-3 
BauGB, konkretisiert 
durch §§ 22 und 23 
BauNVO 

 

Gebäude so ausrichten, dass 
Frischluftkorridore erhalten blei-
ben 

☐  ja ☒  nein 

 

Optimierte Ausrichtung zur opti-
malen Nutzung der Sonnenener-
gie und geringe gegenseitige 
Verschattung, Kompaktheit 

☐  ja ☒  nein 

Festsetzen von Flächen, die 
von der Bebauung freizu-
halten sind und ihre Nut-
zung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB 

 

Erhalt bzw. Schaffung von Frei-
flächen,  
Berücksichtigung von Luftleit- 
und Abflussbahnen; 
Versiegelung beschränken 

☒  ja ☐  nein 

 

Vermeidung der Verschattungen 
von Dachflächen 

☐  ja ☒  nein 
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Festsetzungen von Flächen 
für die Energieversorgung 
und für CO2-sparende Ener-
gieversorgungskonzepte 

§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 13 und 
21 BauGB 

 

Bereitstellung ausreichender Flä-
chen für klimaverträgliche Ener-
gieversorgung 
Beispiel: BHKW-Standort für 
Nahwärmenetz 

☐  ja ☒  nein 

Flächen für die Rückhaltung 
und Versickerung von Nie-
derschlagswasser 

§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 

 

Schaffung von Niederschlags-
zwischenspeichern (z.B. Mulden, 
Rigolen, Zisternen) und Notwas-
serwegen für Starkregenereig-
nisse 

☒  ja ☐  nein 

Festsetzen von öffentlichen 
und privaten Grünflächen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

 

Erhalt bzw. Schaffung von Grün-
flächen,  
„Durchgrünung“ von Siedlungen 
positive Beeinflussung des 
Stadtklimas  

☒  ja ☐  nein 

Festsetzen von Flächen o-
der Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

 

Festsetzen von dezentralen Sys-
temen, z.B. der Mulden- oder 
Grabenentwässerung (in Kombi-
nation mit Festsetzungen nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 14 – 15); schriftli-
che Festsetzungen zur wasser-
durchlässigen Gestaltung (z.B.: 
von Zufahrten, Terrassen oder 
Stellplätzen) 

☒  ja ☐  nein 

Festsetzungen zum Einsatz 
erneuerbarer Energien 

§ 9 Abs. 1 Nr. 23b 
BauGB 

 

Einsatz erneuerbarer Energien 
zur Begrenzung von CO2-Emissi-
onen 
Strom: z.B. Solarenergie 
Wärme: z.B. Solarenergie, Ge-
othermie, Biomasse 

☐  ja ☒  nein 

Festsetzen von Schutzflä-
chen die von Bebauung frei-
zuhalten sind und ihre Nut-
zung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

 

Maßnahmen zum Schutz vor 
Auswirkungen des Klimawandels 
wie z.B. Schutzstreifen zum 
Schutz vor Überflutungen bei 
Starkregenereignissen 

☐  ja ☒  nein 

Festsetzen von Bindungen 
für Bepflanzungen und die 
Erhaltung von Bäumen etc. 
für einzelne Flächen oder 
Teile baulicher Anlagen  

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

 

Festsetzen von Dach- und Fas-
sadenbegrünungen,  
Erhalt und Neuanpflanzung von 
Bäumen,  
Verbesserung des Kleinklimas 
zur Entlastung hitzeexponierter 
Bereiche 

☒  ja ☐  nein 

Festsetzen, dass Stellplätze 
und Garagen außerhalb der 
überbaubaren Grundstücks-
fläche nur unter der Gelän-
deoberfläche hergestellt o-
der dass sie auf den nicht 
überbaubaren Grundstücks-
flächen nicht hergestellt 
werden dürfen  

§ 9 Abs. 1 BauGB i. V. 
m. § 12 Abs. 4 BauNVO 
oder § 23 Abs. 5 
BauNVO 

 

Versiegelung beschränken ☒  ja ☐  nein 
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Festsetzungen zu Dach-
form, Dachneigung etc. 

§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. 
mit § 89 BauO NRW 

 

Nutzung der Dachflächen für So-
larenergie und/oder Dachbegrü-
nung optimieren 

☐  ja ☒  nein 

Zulässige Anlagen für er-
neuerbare Energien erge-
ben sich aus den Bauge-
bietsvorschriften der 
BauNVO. Eventuell sind 
Ausnahmen zuzulassen (o-
der Zulassung als Neben-
anlage) 

§§ 1-11 und § 14 
BauNVO 

 

Einsatz erneuerbarer Energien 
ermöglichen 

☐  ja ☒  nein 

 
Zusammenfassende Bewertung der Planungsphase 3 a) 

Erläuterungen 
Durch die zulässige Nutzung als Lagerfläche wird die Klimafunktion trotz Festsetzung eines Gewerbegebietes geringstmöglich beein-
trächtigt. Die Reduzierung des Versiegelungsgrades und die Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen tragen zu einer weiteren Reduktion negativer Auswirkungen bei. 

Was ist in der nächsten Planungsphase zu beachten? 
● Regelungen zur Entwässerung, v.a. des notwendigen Leitungsbaus unterhalb des städtischen Wirtschaftsweges zwecks 
Einleitung in den Brander Bach  
● Regelung der gemäß Grünordnungsplan und Baumbilanz vorgesehenen Anpflanzungen 
● Begrenzung der maximalen Versiegelung des Plangebietes auf 69 % 

 
 
 
b) Klimaschutz und Klimaanpassung in vertraglichen Regelungen 
 

Ziel Vereinbarungen (Beispiele) Erläuterung 

Realisierung energetischer 
Baustandards 

 

☐  Energetische Baustandards über gesetzlichen 

Standard hinaus 

☐  Cradle2Cradle (+) 

Aufgrund des Verzichts auf Ge-
bäude sind Regelungen bezüglich 
des energetischen Baustandards 
nicht zielführend. 

Effiziente Energieversorgung 

 

☐  Vorgabe bestimmter Heizungsanlagen (z.B. Brenn-

werttechnik bei bestehender Gasversorgung) 

☐  Anschluss- und Benutzungsverpflichtungen für 

Fern- oder Nahwärmeeinrichtungen 

☐  Sicherung von Versorgungsflächen und -leitungen 

☐  Festlegung zentrale/dezentrale Wärmeversorgung 

☐  Festlegung Wahl des Energieträgers 

☐  Effiziente Speicherung und Verteilung der Wärme 

☐  Festlegung eines regenerativen Anteils der Ener-

gieversorgung 

Aufgrund des Verzichts auf Ge-
bäude sind Regelungen bezüglich 
einer effizienten Energieversor-
gung nicht umsetzbar. 

Nutzung erneuerbarer Energien 
zur Strom- und Wärmeerzeugung 

 

☐  Verpflichtung zu aktiver Solarenergienutzung oder 

andere erneuerbare Energien 

Aufgrund des Verzichts auf Ge-
bäude sind Regelungen bezüglich 
erneuerbarer Energien nicht um-
setzbar. 
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Durchlüftung 

 

☐  Nachweise zum Einfluss der Planung auf lokale 

Durchlüftungssituationen, Auswirkungen auf die 
Kalt-/Frischluftversorgung 

Aufgrund der geplanten Lagerflä-
chen, der geringen Anlagenhöhe 
und der Anpflanzfestsetzung sind 
die Auswirkung auf die Durchlüf-
tungssituation gering. 

Frei-/Grünflächengestaltung 

    
 

☒  Erhaltung/Entwicklung/Gestaltung von Grünflä-

chen 

☐  Begrünung von Stellplätzen/Tiefgaragen 

☐  Dach- und Fassadenbegrünungen  

☐  Baumersatzpflanzungen 

☐  Vorschreiben wasserdurchlässiger Bodenbeläge 

(Entsiegelung) 

☐  Bewirtschaftung des Regenwassers 

15 % des Plangebietes werden als 
Flächen um Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen festgesetzt. Unter-
halb der Baustoffboxen sind gene-
rell nicht durchlässige Bodenbe-
läge erforderlich. 

Umsetzung / Sicherung 

    
 

☐  Bindung an die Ziele eines Mobilitätskonzeptes 

(sofern eines vorliegt) 

☐  Bindung an die Ziele eines Energiekonzeptes (so-

fern eines vorliegt) 

☐  Bindung an ein Verfahren zur Überprüfung der 

Standards (Qualitätssicherung) 

☐  Teilnahme an Förderprogrammen 

☐  Vertragsstrafen bei Abweichungen 

Aufgrund der geringen Verkehrs-
bewegungen und der geplanten 
Lagerflächen sind ein Mobilitäts-
konzept und ein Energiekonzept 
nicht erforderlich. Siehe GOP.  

 
Zusammenfassende Bewertung der Planungsphase 3 b) 

Erläuterungen 
Über die Festsetzungen des Bebauungsplanes hinaus verpflichtet sich der Vorhabenträger, maximal 69 % des Plangebietes zu ver-
siegeln. 
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Grünordnungsplan
zum Bebauungsplan Nr. 976

- Im Ginster -

Planung

M 1:1000

Versiegelte Flächen

Blühstreifen  3  , Grünflächen (unversiegelt)  4

Rasengittersteine, Teilversiegelte Flächen

Räumlicher Geltungsbereich des Plangebietes

Bestandslaubbaum (nicht eingemessen)

Geplante Anpflanzungen 

Gehölze, Hecken (unversiegelt)  1  /  2    

30. Oktober 2024

Blühstreifen

Innerhalb der mit  3  gekennzeichneten Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen sind mehrjährige 
Blühstreifen anzulegen. 

Hochspannungsfreileitung

Bäume und Sträucher dürfen innerhalb des 
Schutzstreifens (17 m zu beiden Seiten der 
Mastmittellinie) den Bestand und die Unterhaltung 
der Leitung nicht gefährden und eine Höhe von 
5,0 m nicht überschreiten. 

738 m2Teilversiegelte Flächen

FLÄCHENBILANZ

16.427 m²Grundstücksfläche 100,0 %

10.775 m²Versiegelte Flächen

Geplante Anpflanzungen

Innerhalb der mit  1  gekennzeichneten Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen ist zusätzlich alle 20 m 
ein Baum der Pflanzliste 2 zu pflanzen. 

Anpflanzung von Bäumen, Hecken

Innerhalb der gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB 
festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen mit den Kennzeichnungen  1  und 
2 ist eine 2,00 m hohe mehrreihige 
Heckenpflanzung entsprechend der Pflanzliste 1 
mit 3 Pflanzen pro lfd. Meter zu pflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. 

Nebenanlagen und Stellplätze

Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO 
sowie Stellplätze, auch in Kombination mit 
E-Ladesäulen, sind innerhalb des 
Gewerbegebietes (GE1 und GE2) auch außerhalb 
der überbaubaren Flächen zulässig. Hiervon 
ausgenommen sind die festgesetzten Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen. Stellplätze sind 
teilzuversiegeln.

Höchstspannungsleitung

Im Bereich eines Schutzstreifens von 10 m (zu 
beiden Seiten der Leitung je 5 m) sind die 
erforderlichen Begehungen und betrieblichen 
Unterhaltungsmaßnahmen sowie die Kontrolle der 
Erdkabelleitung einschließlich des dazugehörigen 
Muffenplatzes (Muffe 31) mit Unterflurschacht zu 
jeder Zeit zu gewährleisten. Der Schutzstreifen 
der Kabelanlage ist von jeglicher Bebauung 
freizuhalten. Für Anpflanzungen dürfen nur 
flachwurzelnde Gehölzsorten verwendet werden. 
Alle geplanten Maßnahmen bedürfen der 
Zustimmung durch die Amprion GmbH. 

A

B

4.340 m2Davon bepflanzte Flächen :

1.303 m21: Hecken mit überwiegend 
autochthonen Arten, mehrreihig, 
mit einzelnen Laubbäumen

837 m22: Hecken mit überwiegend 
autochthonen Arten, 
flachwurzelnd

783 m23: Blühwiesen, artenreich

4.914 m2Unversiegelte Flächen

65,6 %

4,5 %
29,9 %

Anpflanzung von Bäumen, Hecken

Innerhalb der mit  2  gekennzeichneten Fläche 
sind nur die in der Pflanzliste 1 gekennzeichneten 
flachwurzelnden Arten zu verwenden. 

5.283 m²zzgl. 50 % teilversiegelte Fl. 32,1 %

11.144 m²zzgl. 50 % teilversiegelte Fl. 67,9 %

Pflanzliste 2: Einzelbäume

Hainbuche Carpinus betulus
Traubeneiche Quercus petraea
Stieleiche Quercus robur
Silberweide Salix alba
Bruchsweide Salix fragilis
Sommerlinde Tilia platyphyllos

Pflanzqualität: Hochstamm, 3-mal verpflanzt, mit 
Ballen und einem Stammumfang
von mind. 18-20 cm, gemessen in 1,00 m Höhe

Pflanzliste 1: Hecken

Feldahorn Acer campestre
Hainbuche Carpinus betulus FW
Kornelkirsche Cornus mas FW
Haselnuss Corylus avellana FW
Zweigriffeliger Crataegus laevigata
Weißdorn 
Eingriffeliger Crataegus monogyna
Weißdorn 
Rotbuche Fagus sylvatica
Schlehe Prunus spinosa FW
Hundsrose Rosa canina
Saalweide Salix caprea FW
Vogelbeere Sorbus aucuparia FW
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus FW

Pflanzqualität: 2-mal verpflanzt, Höhe 125 cm bis 
175 cm | FW = Flachwurzler

Regenrückhaltebecken, Erdbecken 
Grünfläche (unversiegelt)

Regenrückhaltebecken

Das Regenrückhaltebecken ist als muldenartige 
Wiesenfläche auszubilden. 

1.417 m24: Wiesenfläche

Wiesenfläche

Innerhalb der mit  4  gekennzeichneten Fläche ist 
eine naturnahe Wiesenfläche auszubilden.
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Darstellung der bestehenden Bäume
und der geplanten Anpflanzungen

M 1:1000

Räumlicher Geltungsbereich des Plangebietes

Geplante Anpflanzungen

Bestandslaubbaum (nicht eingemessen)

BAUMBILANZ

Auszugleichende Anzahl Bäume gemäß   0
Baumschutzsatzung (siehe Liste oben)

Wegfallende Bäume      0

Geplante Anpflanzungen von Bäumen     7

ZEICHENERKLÄRUNG

18. Oktober 2024
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